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A. Problem und Ziel 

Doppelbesteuerungen stellen bei Internationaler wirtschaftlicher Be- 
tätigung ein erhebliches Hindernis für Handel und Investitionen dar. 
Durch das vorliegende Abkommen sollen derartige steuerliche Hin- 
dernisse zur Förderung und Vertiefung der Wirtschaftsbeziehungen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und Turkmenistan besser 
abgebaut werden, als es nach dem Im Verhältnis zu Turkmenistan der- 
zeit noch weiter geltenden deutschen Doppelbesteuerungsabkommen 
vom 24. November 1981 mit der Union der Sozialistischen Sowjet- 
republiken (BGBl. 1983 11 S. 2, 3) möglich Ist. 

B. Lösung 

Das Abkommen vom 29. August 2016 enthält die dafür notwendigen 
Regelungen. Durch das Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen 
nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für das Inkraft- 
treten des Abkommens geschaffen werden. 

C. Alternativen 


Keine. 


D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Für die öffentlichen Haushalte ergeben sich keine nennenswerten 
finanziellen Auswirkungen. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Das Abkcmmen hat keine Auswirkungen auf den messbaren Erfül- 
lungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft entstehen durch das Abkcmmen keine messbaren 
Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand. 

E. 3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Steuerverwaltung der Länder entstehen durch das Gesetz keine 
messbaren Auswirkungen auf den Erfüllungsaufwand. 

F. Weitere Kosten 

Unternehmen, insbesondere kleinen und mittelständischen Unter- 
nehmen, entstehen durch das Abkommen keine unmittelbaren direkten 
Kosten. Auswirkungen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbe- 
sondere das Verbraucherpreisniveau, sind durch das Abkommen nicht 
zu erwarten. 
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Bundesrepublik Deutschland 
DIE Bundeskanzlerin 


Berlin, 


März 2017 


An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 29. August 2016 zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Turkmenistan zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 
Federführend ist das Bundesministerium der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 954. Sitzung am 10. März 2017 beschlossen, gegen 
den Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 



Gesetzentwurf der Bundesregierung 


Entwurf 

Gesetz 

zu dem Abkommen vom 29. August 2016 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Turkmenistan 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Berlin am 29. August 2016 Unterzeichneten Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Turkmenistan zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
wird zugestimmt. Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem Artikel 32 Absatz 2 in Kraft 
tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 


3 


Begründung zum Vertragsgesetz 


Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzu- 
wenden, da es sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 Absatz 3 des Grund- 
gesetzes erforderlich, da das Aufkommen aus den von dem Abkommen betrof- 
fenen Steuern gemäß Artikel 106 Absatz 2, 3 und 6 des Grundgesetzes ganz 
oder zum Teil den Ländern oder den Gemeinden zusteht. Die Zustimmung des 
Bundesrates ist zudem nach Artikel 108 Absatz 5 des Grundgesetzes erforder- 
lich, da Regelungen über Verwaltungsverfahren im Abkommen auch von den 
Ländern zu beachten sind. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, zu dem das Abkommen nach seinem Artikel 32 
Absatz 2 in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Die durch das neue Abkommen vorgesehene Reduzierung der Quellensteuer- 
sätze bei Dividenden aus Schachtelbeteiligungen von 15 Prozent auf 5 Prozent 
führt zu einer geringeren Anrechnung der turkmenischen Steuer auf die deutsche 
Steuer. Der Erhöhung der Quellensteuer bei Zinsen von 5 Prozent auf 1 0 Prozent 
steht eine Erweiterung der Quellensteuerbefreiung bei Zinserträgen gegenüber, 
sodass insoweit nicht mit Mehr- oder Mindereinnahmen gerechnet wird. Die 
Einführung einer Quellensteuer auf Lizenzgebühren in Höhe von 10 Prozent, die 
Zuweisung eines Besteuerungsrechts an den Quellenstaat, insbesondere bei 
Sozialversicherungsrenten, die Ausweitung des Kassenstaatsprinzips, insbe- 
sondere auf Vergütungen an entsandtes Personal im Rahmen von staatlichen 
Entwicklungshilfeprogrammen, sowie die Einführung einer Umschwenkklausel 
von der Freistellungs- zur Anrechnungsmethode zugunsten Deutschlands führen 
insgesamt zu nicht nennenswerten Steuermehreinnahmen beim Bund, den Län- 
dern und den Gemeinden. Durch die erstmalige Einführung eines Informations- 
austauschs bezüglich Steuern jeder Art sowie einer Amtshilfe bei der Erhebung 
von Steuern wird eine zutreffendere Besteuerung erwartet. 

Kosten für die Wirtschaft, Kosten für soziale Sicherungssysteme und Auswirkun- 
gen auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucher- 
preisniveau, sind von dem Gesetz nicht zu erwarten. 

Unternehmen, insbesondere kleinen und mittelständischen Unternehmen, ent- 
stehen durch dieses Gesetz keine unmittelbaren Kosten. Auswirkungen auf 
Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreis- 
niveau, sind von dem Gesetz nicht zu erwarten. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Turkmenistan 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

ComaLueHue 

Me>Kfly OefleparuBHou PecnyönuKou fepiviaHun 
u TypKMeHucraHOM 

o6 i/i36e>KaHi/ii/i abomhoto Hajioroo6jio>KeHun 
B oTHOLiieHui/i HanoroB ua floxoflbi u uMyiiiecTBo 

Die Bundesrepublik Deutschland cheflepaTi/iBHan PecnydnnKa repMaHi/in 


und 

Turkmenistan - 

von dem Wunsch geleitet, ein Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkom- 
men und vom Vermögen abzuschließen und die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit der beiden Vertragsstaaten zu fördern - 

sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 


M 

TypKMeHMCraH, 

>Kenas saK/iKJHMTb Cornai±ieHMe o6 nsöejKaHnn flsoMHoro 
Hajioroo6no>KeHMS b OTHOiiieHm/i nanoroB ua flOxoflbi n na 
MMyrgecTBO n pasBi/iBaxb aKOHOMi/inecKoe cojpyflHMHecTBO 
Me>Kfly flByMS floroBapnaaiOLunMMCn focyflapcTBaMi/i, 

cornacnni/icb o Hi/iJKecjieflytomeivi: 

CTaTbn 1 


Persönlicher Geltungsbereich 

Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem Vertragsstaat 
oder in beiden Vertragsstaaten ansässig sind. 


Artikel 2 

Unter das Abkommen fallende Steuern 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art der Er- 
hebung, für Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, die für 
Rechnung eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer 
ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen gelten 
alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom Gesamtvermögen 
oder von Teilen des Einkommens oder des Vermögens erhoben 
werden, einschließlich der Steuern vom Gewinn aus der Veräu- 
ßerung beweglichen oder unbeweglichen Vermögens, der Lohn- 
summensteuern sowie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den zurzeit bestehenden Steuern, für die dieses Ab- 
kommen gilt, gehören insbesondere 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 
die Einkommensteuer, 
die Körperschaftsteuer, 
die Gewerbesteuer 

einschließlich der hierauf erhobenen Zuschläge 
(im Folgenden als „deutsche Steuer“ bezeichnet); 


/iMi^a, K KOTopbiM npuMeHaercsi Cor/iaiaeHMe 

HacTonigee CornameHi/ie npnMeHsejcs k jii/iLtaivi, KOTopbie 
SBnuKDTCn pesi/ifleHTaMi/i OflHoro nnn oöonx floroBapi/iBaKDigi/ixcs 
PocyflapcTB. 

CTaTba 2 

Hanorn, Ha KOTopbie pacnpocrpaHsieTCH Cor/iameHMe 

(1) HacTOHLgee CornaiiieHne npnMeHsrejcs k Hanoraivi na 
floxoflbi M MMymecTBO, BSMMaeMbiM OT MMeHM floroBapnBaiOLge- 
rocn focyflapcTBa, OflHOÜ i/is ero seiviejib i/inn OflHoro ns nx afl- 
MMHMCTpaTMBHO-Teppi/ITOpnanbHblX OÖpaSOBaHMM, HeSaBMCMMO 
OT cnocoöa n Mexofla nx BSWMaHMs. 

(2) HanoraMM ua flOxoflbi n niviymecTBO CHi/iTaßTCs ntoöbie 
nanorn, KOTopbie BsniviaKDTCs c coBOKynuoro floxofla, coBOxyn- 
Horo MMyigecTBa nni/i nacTeü floxofla mjim i/iMyigecTBa, BKTiKDHas 
Hanori/i c npnöbini/i ot OTHy>KfleHMS flBi/i>KMMOro nnn HeflBM>KM- 
Moro i/iMymecTBa, Hanorn c oöignx cyMM sapaöOTHOÜ nnaxbi nnn 
B03Harpa>KfleHi/iii, BbinnannBaeMbix npeflnpi/inTnniviM, a TaK>Ke 
Hanorn c npnpocxa MMymecTBa. 

(3) K fleüCTByKDLgmvi b HacToaLgee Bpeivin nanoraM, na koto- 
pbie pacnpocTpaHseTcn gewcTBne HacTOsigero CornaiiieHns, b 
naCTHOCTM, OTHOCHTCS: 

a) B cheflepaTMBHOü Pecnyöni/iKe FepiviaHi/i«: 
noflOxoAHbiM nanor, 
nanor c Kopnopagi/iü, 
npoMbicnoBbiM nanor, 

BK/iiOHas HanoroBbie »apßmKM k hum 
(A anee MMOHyeMbie „repMaHCKwe Hanori/i“); 


5 


b) in Turkmenistan: 

die Gewinnsteuer (Einkommensteuer) für juristische Perso- 
nen, 

die Einkommensteuer für natüriiche Personen und 
die Vermögensteuer 

(im Folgenden als „turkmenische Steuer“ bezeichnet). 

(4) Das Abkommen gilt auch für alle Steuern gleicher oder im 
Wesentlichen ähnlicher Art, die nach der Unterzeichnung des Ab- 
kommens neben den bestehenden Steuern oder an deren Stelle 
erhoben werden. Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
teilen einander die in ihren Steuergesetzen eingetretenen wesent- 
lichen Änderungen mit. 


Artikel 3 

Allgemeine Begriffsbestimmungen 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammenhang 

nichts anderes erfordert, 

a) umfasst der Ausdruck „Turkmenistan“ das Hoheitsgebiet von 
Turkmenistan, auf dem Turkmenistan seine souveränen Rech- 
te und Hoheitsbefugnisse entsprechend dem Völkerrecht 
ausübt; 

b) umfasst der Ausdruck „die Bundesrepublik Deutschland“ das 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland sowie das an 
das Küstenmeer angrenzende Gebiet des Meeresbodens, 
des Meeresuntergrunds und der darüber befindlichen Was- 
sersäule, soweit die Bundesrepublik Deutschland dort in 
Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und seinen innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften souveräne Rechte und Hoheitsbe- 
fugnisse zum Zwecke der Erforschung, Ausbeutung, Erhal- 
tung und Bewirtschaftung der lebenden und nicht lebenden 
natürlichen Ressourcen ausübt; 

c) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragsstaat“ und „der andere 
Vertragsstaat“ je nach dem Zusammenhang die Bundes- 
republik Deutschland oder Turkmenistan; 

d) bedeutet der Ausdruck „Person“ natürliche Personen, Gesell- 
schaften und alle anderen Personenvereinigungen; 

e) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft“ juristische Personen 
oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie juristische 
Personen behandelt werden; 

f) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Vertragsstaats“ 
und „Unternehmen des anderen Vertragsstaats“, je nachdem, 
ein Unternehmen, das von einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person betrieben wird, oder ein Unternehmen, 
das von einer im anderen Vertragsstaat ansässigen Person 
betrieben wird; 

g) bedeutet der Ausdruck „internationaler Verkehr“ jede Beför- 
derung mit einem Seeschiff oder Luftfahrzeug, das von einem 
Unternehmen mit tatsächlicher Geschäftsleitung in einem 
Vertragsstaat betrieben wird, es sei denn, das Seeschiff oder 
Luftfahrzeug wird ausschließlich zwischen Orten im anderen 
Vertragsstaat betrieben; 

h) bedeutet der Ausdruck „Staatsangehöriger“ 

aa) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland 

alle Deutschen im Sinne des Grundgesetzes für die Bun- 
desrepublik Deutschland sowie alle juristischen Perso- 
nen, Personengesellschaften und anderen Personen- 
vereinigungen, die nach dem in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Recht errichtet worden sind; 


b) B TypKMeHMCxaHe: 

Hanor ua npuöbmb (floxofl) ßpi/iflunecKi/ix ni/ip, 

Hanor ua floxoflbi cjDMSi/iHecKi/ix nup n 
Hanor Ha mviymecTBO 

(flanee wivieHyeMbie „Hanorw TypKMeHMCTana“). 

(4) HacTonmee CornaiiieHi/ie npi/iMeHseTcn TaK>Ke k nßöbiM 
noflOÖHbiM Mni/i no cymecTBy ananori/iHnbiM nanoraM, KOTopwe 
öyflyr BsrnviaTbcn nocne noflni/icaHMn HacTonu;ero CornaujeHHS 
B flononneHMe Mni/i BiuiecTO cymecTBytoinHX nanoroB. Koiuine- 
TeHTHbie opraHbi floroBapi/iBaiOLUMxcn PocyflapcTB öyflyx yBe- 
flOMnnjb flpyr flpyra o cymecTBeHHbix MSMeneHHnx, BHecennbix 
B MX HanoroBbie saKOHbi. 

CTaTbfl 3 

Oöii^Me onpefleneHMsi 

(1) flnn peneü nacTonmero CornameHMn, ecnM MHoe ne 
BbiTexaeT ms KOHTeKCxa: 

a) TepMMH „TypKMeHMcraH“ oxBarbiBaex xeppMTopMio Typxivie- 
HMCTana, »aß, KoropoM TypKMeHMcraH ocymecTBnneT cbom 
cyaepeHHbie npaaa m kdpmcamkpmkd cornacHO Me>KflyHapofl- 
HOMy npaay; 

b) TepMMH „OeflepaTMBHan PecnyönMxa FepMaHMs“ oxBaxbiBaeT 
jeppMTopMio OeflepaxMBHOM PecnyönMKM PepMaHMn, a xaioxe 
npMneraiOL4MM k xeppMxopManbHOMy Mopto paüOH MopcKoro 
flHa, ero neflp, a xaioxe pacnonoxcenHOM nafl hmmm boahom 
T oniuM, B KOxopoM OeflepaxMBHan PecnyönMxa PepMaHMn b 
COOTB eXCTBMM 0 Me>KflyHapOflHblM npaBOM M HapMOHanbHblM 
saKOHOAaxenbCTBOM ocymecxBnnex cyBepennbie npaBa m 
KD pMCflMKpMK) B penHx pasBBflKM, paspaöoxKM, COXpaneHMM 
npMpoflHbix pecypcoB, KaKx<MBbix, xaK M He>KMBbix, axaxxce 
B penax ynpaBneHMn mmm; 

c) xepMMHbi „floroBapMBatOLpeecn PocyflapcxBO“ m „ppyroe flo- 
roBapMBaiOLpeecn PocypapcxBO“ osHanaßT OeAepaxMBHyio 
PecnyönMKy PepMaHMn mhm TypKMeHMCxan, b saBMCMMOCXM 
ox KOHxeKCxa; 

d) xepMMH „nMpo“ BKnßHaex cjtMSMHecKoe nnpo, KOMnaHMio m 
nioöoe APyroe oö^eAMHeHMe nnp; 

e) xepMMH „KOMnaHMs“ osnanaex lopMAMnecKoe nnpo mhm 
npaBOBOM cydteKT, KOxopbiM ßß» peneü HanoroobnoxceHMs 
paccMaxpMBaeTcn ksk lopMAMnecKoe nnpo; 

f) xepMMHbi „npeAnpMHTMe floroaapMBaiOLAerocn PocyAapcTBa“ 
M „npeAnpMHTMe APyroro floroBapMBatoiAerocn PocyAapcx- 
Ba“ cooTBexcTBeHHO osHanatox npeAnpMnxMe, ynpaanneMoe 
nMpoM, HBnniOLAMMCn pesMASHXOM floroBapMBatoiAerocn 
PocyAapcxBa, mbm npeAnpMnxMe, ynpaanneMoe nnpoM, 
HBnniou^MMCn pesMASHTOM APyroro floroBapMBatoiAerocn 
PocyAapcxBa; 

g) xepMMH „Me>KAyHapoAHbie nepeeosKM“ osHanaex nioöyio 
nepeBOSKy mopckmm mhm BOSAyujHbiM cyAHOM, SKCnnyaxM- 
pyeMbiM npeAnpMHXMeM c MecxoM cjtaKXMHecKoro pyKOBOA«- 
ipero oprana b floroBapMBaioiAeMcn PocyAapcxBe, xpoMe 
cnynaeB, KorAa MopcKoe mhm BOSAyuJHoe cyAHO axcnnyaxM- 
pyexcH MCKnKDHMxenbHO Me>KAy nyHKxaMM, pacnono>KeHHbiMM 
B APyroM floroBapMBatou4eMcn PocyAapcxBe; 

h) xepMMH „HapMOHanbHoe nnpo“ osHanaex: 

aa) npMMeHMxenbHO k OeAepaxMBHOM PecnyönMxe PepMa- 
hmh: 

nKDöoro HeMpa b noHMMSHMM OcHOBHoro saKOHa OeAS- 
paxMBHOM PecnyönMKM PepMaHMn, a xaioxe nioöoe lopM- 
AMHecKoe nnpo, xoBapMLpecxBO m MHoe oöbeAMHeHMe 
nMp, yHpexgpoHHbie b cooxBexcxBMM c AeMCXByiOLpMM b 
O eAepaxMBHOM PecnyönMxe PepManMn saKOHOAaxenb- 
cxbom; 
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bb) in Bezug auf Turkmenistan 

aiie natüriichen Personen, die die Staatsangehörigkeit 
Turkmenistans besitzen, sowie aiie juristischen Perso- 
nen, Personengeseiischaften und anderen Personen- 
vereinigungen, die nach dem in Turkmenistan geitenden 
Recht errichtet worden sind; 

i) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde“ 

aa) in der Bundesrepubiik Deutschiand das Bundesministe- 
rium der Finanzen oder die Behörde, an die es seine 
Befugnisse deiegiert hat; 

bb) in Turkmenistan das Ministerium der Finanzen und der 
Staatliche Flauptsteuerdienst oder ihr bevollmächtigter 
Vertreter. 

(2) Bei der Anwendung des Abkommens durch einen Ver- 
tragsstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts anderes erfor- 
dert, jeder im Abkommen nicht definierte Ausdruck die Bedeu- 
tung, die ihm im Anwendungszeitraum nach dem Recht dieses 
Staates über die Steuern zukommt, für die das Abkommen gilt, 
wobei die Bedeutung nach dem in diesem Staat anzuwendenden 
Steuerrecht den Vorrang vor einer Bedeutung hat, die der Aus- 
druck nach anderem Recht dieses Staates hat. 


Atiikel 4 

Ansässige Person 

(1 ) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck „eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Person“ eine Person, die nach 
dem Recht dieses Staates dort aufgrund ihres Wohnsitzes, ihres 
ständigen Aufenthalts, des Ortes ihrer Geschäftsleitung oder 
eines anderen ähnlichen Merkmals steuerpflichtig ist, und um- 
fasst auch diesen Staat, seine Länder und ihre Gebietskörper- 
schaften. Der Ausdruck umfasst jedoch nicht eine Person, die in 
diesem Staat nur mit Einkünften aus Quellen in diesem Staat 
oder mit in diesem Staat gelegenem Vermögen steuerpflichtig 
ist. 


(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden Ver- 
tragsstaaten ansässig, so gilt Folgendes; 


a) Die Person gilt als nur in dem Staat ansässig, in dem sie 
über eine ständige Wohnstätte verfügt; verfügt sie in beiden 
Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt sie als nur 
in dem Staat ansässig, zu dem sie die engeren persön- 
lichen und wirtschaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt 
der Lebensinteressen); 

b) kann nicht bestimmt werden, in welchem Staat die Person 
den Mittelpunkt ihrer Lebensinteressen hat, oder verfügt sie 
in keinem der Staaten über eine ständige Wohnstätte, so gilt 
sie als nur in dem Staat ansässig, in dem sie ihren gewöhn- 
lichen Aufenthalt hat; 

c) hat die Person ihren gewöhnlichen Aufenthalt in beiden 
Staaten oder in keinem der Staaten, so gilt sie als nur in dem 
Staat ansässig, dessen Staatsangehöriger sie ist; 

d) ist die Person Staatsangehöriger beider Staaten oder keines 
der Staaten, so regeln die zuständigen Behörden der Ver- 
tragsstaaten die Frage in gegenseitigem Einvernehmen. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche Person 
in beiden Vertragsstaaten ansässig, so gilt sie als nur in dem 
Vertragsstaat ansässig, in dem sich der Ort ihrer tatsächlichen 
Geschäftsleitung befindet. 


bb) npi/iMeHMTenbHO K TypKMeHMCxaHy; 

nioöoe cfiMSMHecKoe anpo, uMeßinee rpa>KflaHCTBO 
TypKMeHi/icxaHa, a TaK>Ke nioöoe lopnfli/inecKoe jinpo, 
TOsapninecTBO i/i i/iHoe oßtefli/iHeHne ai/ip, yHpe>KfleH- 
Hbie B cooTBercTBui/i c fleücTByiOL4i/iM B TypKMeHi/icxaHe 
saKOHOflaxexibcxBOM; 

i) xepMMH „KOMnexeHXHbiü oprau“ osHanaex; 

aa) npMMeHMxexibHO k cpeflepaxi/iBHOü Pecnyöni/iKe Fepivia- 
HMs - (tJeAspanbHoe Mi/iHncxepcxBO cfiMHaHCOB i/inn 
opraH, KOxopoMy oho nepefla/io cboh no/iHOMOHMs; 

bb) npi/iMeHMxe/ibHO k TypKMeHi/icxaHy - Mi/iHncxepcxBO c(5m- 
HancoB TypKMBHMCxaHa m FnaBHas xocyflapcxBeHHas 
HanoroBaa cnyjKÖa TypKMOHHCxaHa i/ini/i hx oo/ihomoh- 
HbiM npeflcxaBHxenb. 

(2) Ecjin H3 KOHxeKCxa He BbixeKaex nHoe, xo npn npuMene- 
HMM floroBapi/iBaKDiAHMca FocyflapcxBOM Hacxosmero Cor/iaiiie- 
HMs nßöoM He onpefle/ieHHbiü b CornaiiieHMM xepMWH rnuieex 
xo SHaneHne, Koxopoe b nepwofl AewcxBi/is nacxonLAero Coma- 
LueHMB eMy npwAaex saKOHOAaxexibcxBO axoro FocyAapcxaa o 
Haaorax, na Koxopbie pacnpocxpaHsexca AeücxBMe HacxosiAero 
Cor/iaiiieHHa, npi/ineivi SHaneHi/ie comacHO npinMenaeMOMy b 
3X0M FocyAapcxBe nanoroBOMy saxoHOAaxenbCXBy npeoöJiaAaex 
HBA KaKMM-ni/i6o SHaneHMeM, KOxopoe xepMHH mvieex b cooxbbx- 
cxBMM c APyroM npaBOBOM oxpacxibKi AaHHOro FocyAapcxBa. 

CxaTbsi 4 
PesMAeHT 

(1) geneü nacxofliAero CornatiieHHs xepMi/iH „pesi/iAenx 
floroBapi/iBaioiAeroca FocyAapcxBa“ osnanaex jitoöoe jii/ipo, 
KOxopoe no saKOHOAaxejibCxay sxoro FocyAapcxBa noAne>Ki/ix b 
HOM HanorooöxiOKeHHK) na ochobo CBoero Mecxo>Ki/ixejibcxBa, 
CBoero nocxoBHHoro MecxonpeöbiBaHi/is, Mecxa naxoKAeHMs 
CBoero pyKOBOASLASro oprana hxim hhoxo ananon/iHHOro Kpwxe- 
pHs, BKJiiOHaa xaK>Ke caMO axo FocyAapcxBO, ero aeMxiM \a hx sa- 
MMHMCxpaxHBHO-xeppMxopi/ianbHbie oöpasoBaHMfl. yKaaaHHbm 
xepMHH He pacnpocxpanaexcfl, oahako, na xihao, KOxopoe 
noAae>Knx Ha/iorooöxiOKeHMK) b 3xom FocyAapcxBe xonbKO b 
oxHomeHHH AOXOAOB na hcxohhhkob b 3xom FocyAapcxBe hxim b 
oxHOiiieHHH HMyiASCxBa, pacnojiojKeHHoro b bxom FocyAapcxBe. 

(2) B cnynae, ecxiM comacHO nono>KeHHSM nynxxa 1 nacxos- 
LAeü cxaxbM cjDMSHHecKoe nHpo aBJisexca peanAenxoM oöoux 
floroBapi/iBaKDiAnxcs FocyAapcxB, AeücxByßx cneAyKDLAi/ie 
nonoKeHMs; 

a) xiMpo CHMxaexca peai/iASHxoM xoro FocyAapcxBa, b KOxopoM 
OHO pacnoxiaraex nocxosHHbiM >KMximAeM; ec/iw oho pacno- 
xiaraex nocxoauHbiM >KnnnLAeM b o6oi/ix FocyAapcxBax, xo 
OHO CHHxaexc^i pesi/iASHxoM xoxibKO xoro FocyAapcxBa, c 
KOxopbiM OHO MMeex Hainöonee xecHbie miHHbie i/i okohomm- 
necKi/ie CBaaw (peuxp >KH3HeHHbix MHxepecoB); 

b) B cjiynae, ecjii/i ne Moxcex öbixb onpeAe/ieno, b kbkom 
F ocyAapcxBe ni/iL(o MMeex penxp >KM3HeHHbix MHxepecoB, mjim 
ecxiM jiMpo He pacnojiaraex nocxoannbiM xcHnMiASM hm b 
OAHOM M3 FocyAapcxB, oho CHMxaexca peoMAenxoM xonbKO 
xoro FocyAapcxBa, b KOxopoM oho oöbiHHO npo>KMBaex; 

c) ecriM xiMpo oöbiHHO npo>KMBaex b oöomx FocyAapcxBax 
MXIM eCriM OHO OöbiHHO He npO>KMBaeX hm B OAHOM M3 hmx, 
OHO CHMxaexca peaMASHxoM xonbxo xoro FocyAapcxBa, 
rpa>KAaHMHOM Koxoporo oho HBXiaexcs; 

d) ecriM nMAO SB/iaexca rpa>KAaHMHOM oöomx FocyAapcxB 
MJlM HM OAHOrO M3 HMX, XO KOMneXOHXHbie opraHbi floroBapM- 
BatOLAMxca FocyAapcxB peiiiatox axox Bonpoc no BoaMMHOMy 
corriacMio. 

(3) B cnynae, ecnM b cooxbbxcxbmm c nono>KeHMSMM nyHKxa 1 
HaCXOBLABM CXaXbM nMpO, MHOe, HeM C(3M3MHeCKOe riMpO, HBJiaeX- 
cfl pe3MAeHX0M oöomx floroBapMBaioiAMxca FocyAapcxB, 
xo OHO CHMxaexca peaMASHxoM xoro floroBapMBaiOLAeroca 
FocyAapcxBa, b KOxopoM pacnojio>KeHO Mecxo naxoKAeHMs 
ero cjDaKXMHecKoro pyKOBOA^iAero oprana. 
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Artikel 5 
Betriebsstätte 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 

„Betriebsstätte“ eine feste Geschäftseinrichtung, durch die die 

Tätigkeit eines Unternehmens ganz oder teilweise ausgeübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Bethebsstätte“ umfasst insbesondere 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte, 

f) ein Bergwerk, ein Öl- oder Gasvorkommen, einen Steinbruch 
oder eine andere Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen 
und 

g) ein Auslieferungslager. 

(3) Der Ausdruck „Betriebsstätte“ umfasst auch 

a) eine Bauausführung, Montage oder Überwachungstätigkeit 
in Zusammenhang damit, wenn ihre Dauer zwölf Monate 
überschreitet, und 


b) eine Einrichtung zur Erkundung von Bodenschätzen oder 
damit verbundene Überwachungstätigkeiten oder einen 
Bohrturm oder ein Bohrschiff zur Erkundung von Boden- 
schätzen, wenn ihre Nutzung oder diese Tätigkeit die Dauer 
von zwölf Monaten überschreitet. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti- 
kels gelten nicht als Betriebsstätten 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung oder Aus- 
stellung von Gütern oder Waren des Unternehmens benutzt 
werden; 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zur Lagerung oder Ausstellung unterhalten 
werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, die 
ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, durch ein 
anderes Unternehmen bearbeitet oder verarbeitet zu werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen Güter oder 
Waren einzukaufen oder Informationen zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen andere Tätig- 
keiten auszuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfs- 
tätigkeit darstellen; 

f) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu dem 
Zweck unterhalten wird, mehrere der unter den Buchstaben a 
bis e genannten Tätigkeiten auszuüben, vorausgesetzt, dass 
die sich daraus ergebende Gesamttätigkeit der festen Ge- 
schäftseinrichtung vorbereitender Art ist oder eine Hilfstätig- 
keit darstellt. 

(5) Ist eine Person - mit Ausnahme eines unabhängigen Ver- 
treters im Sinne des Absatzes 7 - für ein Unternehmen tätig und 
besitzt sie in einem Vertragsstaat die Vollmacht, im Namen des 
Unternehmens Verträge abzuschließen, und übt sie die Vollmacht 
dort gewöhnlich aus, so wird das Unternehmen ungeachtet der 
Absätze 1 und 2 so behandelt, als habe es in diesem Staat für 
alle von der Person für das Unternehmen ausgeübten Tätigkeiten 
eine Betriebsstätte, es sei denn, diese Tätigkeiten beschränken 


CraTb;) 5 

riOCTOflHHOe npeACTaBMTe/lbCTBO 

(1) flna geneü nacTonu^ero CornaujeHi/in TepMi/iH „nocTO- 
flHHoe npeflCTaBuxe/ibCTBO“ osHanaeT nocTonuHoe mbcto npefl- 
npuHi/iMaje/ibCKOM flenje/ibHOCTu, nepes Koxopoe fleaxe/ibHOCxb 
npeflnpnaxun ocymecxB/iaexcfl no/iHOCXbto unu nacxi/iHHO. 

(2) TepMMH „nocxonuHoe npeflcxaBuxexibcxBO“, b nacxHOCxu, 
BKJiiOHaex; 

a) Mecxo ynpaaneHun; 

b) oxfleneHue; 

c) oc|di/ic; 

d) cfiaöpMKy; 

e) MacxepcKyio; 

f) Luaxxy, HecfixnHyio m\A rasoayio CKBa>KMHy, Kapbep i/ini/i 
jitoöoe flpyroe Mecxo paspaöoxKu npi/ipoflHbix pecypcoB u 

g) noMemeHue, ucno/ibsyeMoe pfln cöbixa npoflyKpi/iu. 

(3) TepMMH „nocxonHHoe npeflcxaBMxe/ibcxBO“ coAepxMx 
xaK>Ke: 

a) cxpoMxenbHyK) njioaiaflKy nMÖo cxpoMxe/ibHbiM unn MOHxa>K- 
HblM MJIM CÖOpOHHbIM OÖbeKX, MJIM HaflSOpHytO flenxenbHOCXb, 
CBnsaHHyio c ynoMnHyxbiMM oöbeKxaMM, ec/iM xaxan 
nnoLgaflKa v \ n\A oÖBeKX Mnu HaflSopHan flenxexibHOCXb 
cyatecxByKDx öo/iee 12 Mecnges; 

b) ycxaHOBKy unn coopy>KeHMe, McnoxibsyeMbie Ans paaeeAKM 
npMpoAHbix pecypcoB, mxim ycnyrM, ceasaHHbie c »atnmpß- 
HMBM 33 BbinonHeHMeM axMX paöox, unM öypoByKD ycxaHOBxy 
MnM cyAHO, McnojibsyeMbie An>i pasBeAKM npMpoAHbix 
pecypcoB, ecjiM xaxoe ucnoxibsOBaHue mjim xaxMe ycnyrM 
npoAon>KaK)xcn b xeneHMe öonee 12 MecnpeB. 

(4) HecMOxpn Ha npeAbiAyu^ue nonoKeHMn HacxonLueM 
cxaxbM, nocxonHHbiM npeACxaBMxenbCXBOM He CHMxaioxcn; 

a) oÖBeKXbi, McnonbsyeMbie MCKntOHMxenbHO b gennx xpaneHMn 
MnM ASMOHCxpaAMM MSAsnMM MnM xoBapoB, npMHaAnexaiAMX 
npeAnpMnxMKD; 

b) aanacbi MSAenMM MnM xoBapos, npMHaAne>KaLAMx npeA- 
npMnxMio, Koxopbie C0Aep>Kaxcn MCKniOHMxenbHO b gennx 
xpaHBHMn MnM AeMOHCxpapMM; 

c) aanacbi MSAenMM MnM xoBapos, npMHaAne>KaLAMx npeA- 
npMnxMio, Koxopbie C0Aep>Kaxcn MCKnwHMxenbHO b gennx 
oöpaöoxKM MnM nepepaöoxKM mx APyruM npeAnpunxMeM; 

d) nocxoMHHoe Mecxo npeAnpMHMMaxenbCKOM AsnxenbHOCxM, 
KOxopoe C0Aep>KMXcn MCKniOHMxenbHO b pennx saxynKM 
Ann npeAnpMMXMM MSAsnMM MnM xoBapoB nMÖo cöopa 
MHCjjopMaAMM Ann Hero; 

e) nocxoMHHoe Mecxo npeAnpMHMMaxenbCKOM AsnxenbHOCxM, 
KOxopoe C0Aep>KMXcn MCKnßHMxenbHO b pennx ocyaiecxBne- 
HMn Ann npeAnpMnxMn nßöbix MHbix bmaob Ae^TenbHOCXM 
noAroxoBMxenbHoro MnM BcnoMoraxenbHoro xapaKxepa; 

f) nocxoMHHoe Mecxo npeAnpMHMMaxenbCKOM AsnxenbHOCXM, 
KOxopoe C0Aep>KMXcn MCKniOHMxenbHO b pennx ocy- 
atecxBneHMn bmaob Ae^TenbHOCXM, nepenMcneHHbix b 
noAnyHKxax a) - e) Hacxonatero nyHKxa, npM ycnoBMM, 
Hxo BbixeKaKDLLtan M3 3xoro coBOKynHan Ae^xenbHOCXb 
ASHHOro nocxonHHOro Mecxa MMeex noAroxoBMxenbHbiM 
MnM BcnoMoraxenbHbiM xapaxxep. 

(5) EcnM nMpo, 3a MCKnßHeHMeM HeaaBMCMMoro areHxa, 
yxasaHHOro b nyHKxe 7 HacxonmeM cxaxbM, ocyu^ecxBnnex 
AsnxenbHOCXb Ann npeAnpMnxMn m MMeex b floroBapMBaiOLAeMcn 
focyAapcxBe nonHOMOHMe Ha saKmoneHMe KOHxpaxxoB ox mmbhm 
axoro npeAnpMMXMn m oöbiHHO ocyu^ecxBnnex b hom ASHHoe non- 
HOMOHMe, xo xaKoe npeAnpMnxMe, necMOxpn na nonoxcenMn 
nyHKxoB 1 M 2 Hacxonu^eü cxaxbM, paccMaxpMsaexcn xax mmbio- 
u^ee nocxoMHHoe npeACxaBMxenbcxBO b 3xom FocyAapcxBe b 
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sich auf die im Absatz 4 genannten Tätigkeiten, die, würden sie 
durch eine feste Geschäftseinrichtung ausgeübt, diese Einrich- 
tung nach dem genannten Absatz nicht zu einer Betriebsstätte 
machten. 


(6) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti- 
keis wird ein Versicherungsunternehmen eines Vertragsstaats, 
außer bei Rückversicherungen, so behandelt, als habe es eine 
Betriebsstätte im anderen Vertragsstaat, wenn es im Gebiet des 
anderen Staates durch eine Person, die kein unabhängiger Ver- 
treter nach Absatz 7 ist, Prämien einzieht oder dort gelegene 
Risiken versichert. 


(7) Ein Unternehmen wird nicht schon deshalb so behandelt, 
als habe es eine Betriebsstätte in einem Vertragsstaat, weil es 
dort seine Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen 
anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese Personen 
im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätigkeit handeln und in 
ihren kaufmännischen und finanziellen Beziehungen zu dem Un- 
ternehmen an keine vereinbarten oder auferlegten Bedingungen 
gebunden sind, die von denen abweichen, die unabhängige Per- 
sonen gewöhnlich miteinander vereinbaren würden. 

(8) Allein dadurch, dass eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder von einer Gesell- 
schaft beherrscht wird, die im anderen Vertragsstaat ansässig ist 
oder dort (entweder durch eine Betriebsstätte oder auf andere 
Weise) ihre Tätigkeit ausübt, wird keine der beiden Gesellschaf- 
ten zur Betriebsstätte der anderen. 


Artikel 6 

Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Per- 
son aus unbeweglichem Vermögen (einschließlich der Einkünfte 
aus land- und forstwirtschaftlichen Betrieben) bezieht, das im 
anderen Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen“ hat die Bedeu- 
tung, die ihm nach dem Recht des Vertragsstaats zukommt, in 
dem das Vermögen liegt. Der Ausdruck umfasst in jedem Fall das 
Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und tote 
Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, die Rechte, für 
die die Vorschriften des Privatrechts über Grundstücke gelten, 
Nutzungsrechte an unbeweglichem Vermögen sowie Rechte auf 
veränderliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder 
das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, Quellen und 
anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luftfahrzeuge gelten nicht 
als unbewegliches Vermögen. 


(3) Absatz 1 gilt für Einkünfte aus der unmittelbaren Nutzung, 
der Vermietung oder Verpachtung sowie jeder anderen Art der 
Nutzung unbeweglichen Vermögens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus unbe- 
weglichem Vermögen eines Unternehmens und für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer selbständi- 
gen Arbeit dient. 

Artikel 7 

Unternehmensgewinne 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragsstaats können 
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, das Unter- 
nehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertragsstaat durch eine 
dort gelegene Betriebsstätte aus. Übt das Unternehmen seine 


OTHOLueHMM nKDÖOM fleaTenbHOCTM, ocyigecTsn^ieMOM 3tmm 
nupoM B MHjepecax npeflnpn^mi/iB, ec/ii/i ronbKO exa flesuenb- 
HOCTb ne orpaHMHi/iBaejcn BwpßMw , yKaaaHHbiMn b nyHKje 4 
HacToaigeM cjaxbn, KOTopbie b cnynae mx ocymecTB/ieHna 
nepes nocxo^iHHoe iviecTO npeflnpi/iHi/iMaTe/ibCKOM flesrejibHOCTi/i 
B cooTBeTCTBi/iM c yxasaHMbiM nyHKTOM He npeBpargaßT flaHHoe 
MecTO B nocTO^iHHoe npeflCTaBMjenbCTBO. 

(6) HecMOxpa Ha npeflbiflyini/ie nonoxeHMS HacToaLgeM 
cjarbM, cjpaxoBoe npeflnpi/inji/ie floroBapi/ieaiOLgeroca Focy- 
gapcTBa, xpoivie cnynaeB nepecxpaxoBaHHB, öygeT CHHTaxbca 
MMeiOLUHM nocTOUHHoe npegcTaBHTe/ibCTBO b gpyroM floroea- 
pi/isaiOLueMC^i FocygapcTBe, ec/ii/i oho coöi/ipaex cxpaxoBbie 
npeMMH Ha xeppMxopMM axoro gpyroro rocygapcxBa i/inw 
ocyigecxBJiBex cxpaxoBanwe ox B03MO>KHoro xaivi pi/icxa 
nepes Jingo, ne aB/inKDigeecji arenxoM c Hesasnci/iMOM cxaxycoM 
B cooxeexcxBnn c nyHKXOM 7 Hacxoaigen cxaxbn. 

(7) ripeflnpi/ijixne ne öygex paccMaxpnsaxbCJi xax uMeKDigee 
nocxojiHHoe npegcxaBnxejibcxBO b floroBapi/iBatoigeMCB Focy- 
gapcxae jinujb xojibKO noxoMy, hxo oho ocyigecxBJiaex b hbm 
CBOKD geaxejibHOCxb nepes öpoxepa, KOMwccnoHepa jinöo 
flpyroro HesaencnMoro arenxa, ecjin xaxne xinga gencxByKDx 
B paMKax CBoen oöbinHon gejixejibHOCxn n ycjiOBMJi genoBbix 
M CjDMHaHCOBblX OXHOLUeHMM, COrjiaCOBaHHblX MejKfly HMMM 
MJin BOSJlOJKBHHblX Ha HMX, HB OXJll/inaKDXCJl OX XeX, KOXOpbie 
HesaBi/iCMMbie jinga oöbinHO MMerax Mejxgy coöon. 

(8) Tox cjiaKX, nxo KOMnannji, nBJiJiiOLgaaca pesngenxoM flo- 
roBapneaiouterocji rocygapcxBa, KOHxpojinpyex KOMnannio nnn 
KOHxpojinpyexcji KOMnaHnen, Koxopan jiBJiaexcji pesngenxoM 
flpyroro floroBapneaiouterocji Focyflapcxsa nnn ocyigecxBJiJiex 
B HeM CBOK) gejixejibHOCxb (jiMöo nepes nocxojiHHoe npegcxa- 
BnxejibcxBO, jinöo hhbim oöpasoM), caM no ceöe ne npeBpaigaex 
oflHy MS sxMx KOMnaHMM B nocxojiHHoe npeflcxasMxejibcxBO 
flpyroM. 

CxaTbsi 6 

Aoxoflbi OT HegBMJKMMoro MMyigecTBa 

(1) floxoflbi, nojiynaeMbie pesMgeHXOM floroBapneatoigeroca 
rocygapcxBa ox HegBMJKMMOro i/iiviyigecxBa (BKJiionan goxoflbi 
ox npegnpMaxMM cexibCKOro m xiecHoro xosjiMCXBa), pacnojio- 
jxeHHOro B flpyroM floroBapneaiOLgeMca Focyflapcxae, Moryx 
oöjiaraxbcji nanoroM b sxom gpyroM focyAapcxBe. 

(2) TepMMH „HeflBMJKMMoe MMyigecxBO“ i/iivieex xo SHaneni/ie, 
Koxopoe OH MMeex no saKOHOflaxejibcxsy xoro floroBapi/iBax)- 
igeroca FocyflapcxBa, b KOxopoM pacnonojKeno ftaHHoe MMyige- 
cxBO. Gxox xepMMH B jlioöoM cjiynae BKJiionaex MMyigecxBO, 
BcnoMoraxejibHoe no oxHOiueHMio k neflBMJKMMOMy MMyigecxBy, 
CKOx M oöopyflOBaHMe, Mcnoxibsyeivibie b cejibCKOM m jiecHOM 
xosjiMCXBe, npaBa, k KOxopbiM npnivieHnioxcn nojiojKeHMa 
saKOHOAaxe/ibcxBa o seMejibHbix ynacxKax, npasa nojibsOBaHna 
HeABMJKMMbiM MMyigecxBOM M npaBa na nepeMSHHbie mjim cjiMK- 
cnpoBaHHbie njiaxejKi/i b xanecxae KOMneHcagMM sa paspaöoxxy 
MJiM npaeo na paspaöoxxy MMHepaxibHbix pecypcoB, mcxohhmkob 
M APyxMX npnpoAHbix pecypcoB; Mopcxne m BOSAyruHbie cyAa ne 
cnMxaioxcji neABMJKMMbiM MiviyiAecxBOM. 

(3) rionojKeHMJi nyHKxa 1 HacxoaigeM cxaxbM npi/iMenaioxca 
K aoxoabm ox npaMoro McnoxibSOBaHMJi neABMJKMMOro MMyige- 
cxBa, CAanM ero BnaeM mjim b apeHAy, a xaKJxe ox Mcnojibsoea- 
HMa HGABMJKMMOro MMyigecxBa b jikdöom APyroM cjjopivie. 

(4) riojiojKeHMJi nyHKXOB 1 m 3 HacxoaigeM cxaxbM npMMe- 
Hntoxcn xaxjxe k aoxoabm ox HeABMJKMMOro MMyigecxBa npeA- 
npMaxMa m k aoxoabm ox HeABMJKMMOro MMyigecxBa, npeAHasHa- 
neHHOro pfln gejien OKasaHMJi HesaBMCMMbix jinnHux ycjiyr. 

CxaTbB 7 

ripnöbijib OT npeAnpnHMMareabCKOM Ae^Te/ibHOCTM 

(1) npMÖbiJib npeAnpnnxMn floroBapneaiOLAerocn FocyAapcx- 
Ba Mojxex oöjiaraxbca HajioroM xoxibKO b sxom FocyAapcxee, 
ecjiM xojibKO npeAnpnaxMe He ocyLgecxBJinex cboio ASJixejib- 
Hocxb B APyroM floroBapMBatOLgeMCJi FocyAapcxee nepes 
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Tätigkeit auf diese Weise aus, so können die Gewinne des Un- 
ternehmens im anderen Staat besteuert werden, jedoch nur 
insoweit, ais sie dieser Betriebsstätte zugerechnet werden 
können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragsstaats seine Tätigkeit 
im anderen Vertragsstaat durch eine dort geiegene Betriebsstätte 
aus, so werden vorbehaitiich des Absatzes 3 in jedem Vertrags- 
staat dieser Betriebsstätte die Gewinne zugerechnet, die sie hät- 
te erzieien können, wenn sie eine gieiche oder ähniiche Tätigkeit 
unter gieichen oder ähniichen Bedingungen ais seibständiges 
Unternehmen ausgeübt hätte und im Verkehr mit dem Unterneh- 
men, dessen Betriebsstätte sie ist, vöiiig unabhängig gewesen 
wäre. 


(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebsstätte wer- 
den die für diese Betriebsstätte entstandenen Aufwendungen, 
einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Verwal- 
tungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie in dem 
Staat, in dem die Betriebsstätte liegt, oder anderswo entstanden 
sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragsstaat üblich ist, die einer 
Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der 
Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile zu 
ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, dass dieser Vertragsstaat 
die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Aufteilung 
ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muss jedoch derart sein, 
dass das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels überein- 
stimmt. 


(5) Aufgrund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren für 
das Unternehmen wird einer Betriebsstätte kein Gewinn zuge- 
rechnet. 

(6) Bei der Anwendung der vorstehenden Absätze dieses 
Artikels sind die der Betriebsstätte zuzurechnenden Gewinne 
jedes Jahr auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, dass aus- 
reichende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 

(7) Dieser Artikel gilt auch für die Einkünfte aus der Beteiligung 
an einer Personengesellschaft. Er erstreckt sich auch auf Vergü- 
tungen, die ein Gesellschafter einer Personengesellschaft von 
der Gesellschaft für seine Tätigkeit im Dienst der Gesellschaft, 
für die Gewährung von Darlehen oder für die Überlassung von 
Wirtschaftsgütern bezieht, wenn diese Vergütungen nach dem 
Steuerrecht des Vertragsstaats, in dem die Betriebsstätte gele- 
gen ist, den Einkünften des Gesellschafters aus dieser Betriebs- 
stätte zugerechnet werden. 


(8) Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen 
Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die 
Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses 
Artikels nicht berührt. 

Artikel 8 

Seeschifffahrt und Luftfahrt 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahr- 
zeugen im internationalen Verkehr können nur in dem Vertrags- 
staat besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(2) Für Zwecke dieses Artikels beinhaltet der Begriff „Gewinne 
aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im inter- 
nationalen Verkehr“ auch die Gewinne aus der 


pacnono>KeHHoe b Heiui nocronuHoe npeACTaBi/nenbCTBO. Ecnn 
npeAnpnnxi/ie ocyiAecTB/weT cbokd AS^Te/ibHOCTb ynoMnHyxbiM 
oöpasoM, TO ero npnöbinb mojkbt oö/iaraxbcn nanoroM b APyroM 
PocyAapcTBe, ho TonbKO b tom nacTw, KOTopan othocmtch k 
3TOMy nocTOHHHOMy npeACTaBi/nenbCTBy. 

(2) B cnynae, ecjii/i npeAnpMHTi/ie floroBapHBarau^eroca 
PocyAapcTBa ocyiAecTBrineT cbok) AS^Te/ibHOCTb b APyroM 
florosapi/iBaiou^eMcn PocyAapcTBe nepea pacnojio>KeHHoe b 
HOM nocTOHHHoe npeACTasHTejibCTBO, to c ynexoM nojio>KeHi/iM 
nyHKTa 3 HacTOHu^eü cxaTbi/i b kb^kaom floroBapi/isaiOLAeMca 
PocyAapcTBe k axoiviy nocTonHHOMy npeACTaBi/ixenbCTey otho- 
CHTCn cyMMbi npi/iöbmi/i, KOTopbie oho Mor/io 6bi nonyHHTb, ec/iw 
6bi OHO ocyiAecTBHHJio TaKyto >Ke i/inw aHanoTMHHyK) AS^Tenb- 
HOCTb npH TaKMX >Ke i/inw aHanori/iHHbix ycnoBwax, öyAyHM 
caMOCTOHTenbHbiM npeAnpHHTweM i/i AeüCTByn noHHOCTbß 
HeSaBHCMMO B OTHOLUeHMHX C npeAnpHHTl/ieM, nOCTOHHHblM 
npeACTaBMTe/lbCTBOM KOTOpOrO OHO HBJineTCH. 

(3) flpw MCHMCneHi/iM npMÖbiJiH nocTOHHHOro npeACTABi/iTejib- 
CTBa AonycKaeTCH Bbinex pacxoAOB, nonecennbix a^s^ ny>KA 
Taxoro nocTOHHHoro npeACTaBHTejibCTsa, BKJiKDHan ynpaB/ien- 
necKi/ie i/i o6u4eaAMHHMCTpaTMBHbie pacxoAbi, nesaBMCi/iMO ot 
TOTO, B03H1/IK/1H JIM OHM B POCyAapCTBB, B KOTOpOM paCnOJlOJKBHO 
nocTOHHHoe npeACTaBMTejibCTBO, mjim rAe-JiMÖo b APyroM 
MecTe. 

(4) Ecjim b floroBapMBaKDoieMCH PocyAapcTBe npMHHTO mchmc- 
JIHTb npMÖblJlb, OTHOCHLAyKDCH K nOCTOHHHOMy npeACTaBMTejIb- 
CTBy, nyTeM pacnpeASJieHMH coBOxynHOM cyMMbi npMÖbuiM 
npeAnpMHTMH Ha ero OTAejibHbie noApasAeneHMSi, to nonojxeHMH 
nynxTa 2 HacToaiAeM CTaxbM He MCxnxDHaxDT to, htoöbi sto 
floroBapMBaxru^eecH PocyAapcTBO mchmcjihjio oöjiaraeMyxt 
HanOrOM npMÖbUlb B COOTBOTCTBMM C npMHHTblM MOTOAOM 
pacnpeAsneHMH; BbiöpaHHbiM mbtoa pacnpeAeneHMH AO/oxen 
AaaaTb pesyjibTaTbi, cooTBeTCTByxju^Me npMHpMnaM, coAepjxa- 
LAMMCH B HaCTOHU^eM CTaTbe. 

(5) hiMxaxan npMÖbuib ne othocmtch x nocTOHHHOMy npeACxa- 
BMTenbCTBy Ha OCHOaaHMM JIMLUB SaxynXM 3TMM nOCTOHHHbIM 
npeACTaBMTe/ibCTBOM TOBapoB MJIM M3AejiMM Ana npeAnpMaTMn. 

(6) PIpM npMMOHeHMM nojiojxeHMM npeAbiAyutMX nyHXTOB 
HaCTOHU^eM CTaTbM npMÖblJlb, OTHOCHU^aaCH X nOCTOHHHOMy 
npeACTaBMTejibCTBy, xajXAbiM roA Aon>XHa öbiTb MCHMCJiena 
OAHMM M TOM >Xe MOTOAOM, eCJlM TOJlbXO HB MMeeTCH AOCTATOHHO 
BeCXMX npMHMH AeMCTBOBATb HO MHOMy. 

(7) PlojiojxeHMH HacToaateM CTaxbM npMMeHHKJTcn xaxjxe x 
AOxoabm ot yaacTMH b TOBapMLuecTBe. Ee ASMCTBMe xaxjxe 
pacnpocTpanaeTca Ha B03Harpa>xAeHMH, xoTopbie noriynaeT 
yaacTHMx TOBapMU4ecTBa ot Aannoro TOBapMu^ecTBa aa cbox) 
AsaTejibHOCTb B MHTepecax TOBapMu^ecTBa, aa npeAOCxaBJieHMe 
xpeAMTOB (aaMMOB) mjim nepeAaay xoanMCTBeHHbix peHHOCTeM, 
ecjiM yxaaaHHbie B03Harpa>xAeHMH corjiacHO nanoroBOMy 
aaxoHOAaTejibCTBy Toro floroBapMBaxju^erocn PocyAapcTBa, b 
xoTopoM pacnojiojxeHO nocTOHHHoe npeACTaBMTejibCTBO, 
OTHOCHTCa X aoxoasm, nojiyaaeMbiM yaacTHMXOM ot 3Toro 
nocTOHHHoro npeACTaBMTejibCTBa. 

(8) Ecjim npMöbuib BXJixDaaeT aoxoabi, paccMaTpMBaeMbie b 
A pyrMX CTaTbHX HacToaatero CorjiaujeHMH, to nojiojxeHMa 3 tmx 
A pyrMx CTaxeM ne aaTparMBaxjTcn nojiojxeHMHMM HacToaupeM 
CTaTbM. 

CraTbfl 8 

MopCKOM M BOSAyUJHbIM TpaHCnOpT 

(1) PIpMÖblJlb OT MCnOJlbBOBaHMa MOpCXMX MJIM B03AyUJHblX 
cyAOB B MejXAynapoAHbix nepeeoaxax mojxot oöjiaraxbca 
HajioroM TOJlbXO B TOM floroBapMBaK)U4eMca PocyAapcTBe, b 
xoTopoM HaxoAMTCa MecTO cjjaxTMHecxoro pyxoBOAaipero 
oprana npeAnpMHTMH. 

(2) fljia pejieM HacToniAeM ctbtbm tbpmmh „npMÖbuib ot 3xc- 
njiyaxapMM MopcxMX mjim B03AyujHbix cyAOB b MejXAynapoAHbix 
nepeBoaxax“ BXJixjHaeT xaxjxe cyMMbi npMöbuiM ot: 
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a) gelegentlichen Vermietung von leeren Seeschiffen oder Luft- 
fahrzeugen und 

b) Nutzung oder Vermietung von Containern (einschließlich Trai- 
lern und zugehöriger Ausstattung, die dem Transport der 
Container dienen), 

wenn diese Tätigkeiten zum Betrieb von Seeschiffen oder Luft- 
fahrzeugen im internationalen Verkehr gehören. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung 
eines Unternehmens der Seeschifffahrt an Bord eines Schiffes, 
so gilt er als in dem Vertragsstaat gelegen, in dem der Heimat- 
hafen des Schiffes liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden 
ist, in dem Vertragsstaat, in dem die Person ansässig ist, die das 
Schiff betreibt. 

(4) Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an 
einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einer internationa- 
len Betriebsstelle. 

Artikel 9 

Verbundene Unternehmen 

(1) Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragsstaats unmittelbar oder 
mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem 
Kapital eines Unternehmens des anderen Vertragsstaats 
beteiligt ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der Ge- 
schäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines Unter- 
nehmens eines Vertragsstaats und eines Unternehmens des 
anderen Vertragsstaats beteiligt sind 

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kaufmän- 
nischen oder finanziellen Beziehungen an vereinbarte oder auf- 
erlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen abweichen, 
die unabhängige Unternehmen miteinander vereinbaren würden, 
dürfen die Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Be- 
dingungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber nicht 
erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zugerechnet und 
entsprechend besteuert werden. 

(2) Werden in einem Vertragsstaat den Gewinnen eines Unter- 
nehmens dieses Staates Gewinne zugerechnet - und entspre- 
chend besteuert -, mit denen ein Unternehmen des anderen Ver- 
tragsstaats in diesem Staat besteuert worden ist, und handelt es 
sich bei den zugerechneten Gewinnen um solche, die das 
Unternehmen des erstgenannten Staates erzielt hätte, wenn die 
zwischen den beiden Unternehmen vereinbarten Bedingungen 
die gleichen gewesen wären, die unabhängige Unternehmen mit- 
einander vereinbaren würden, so nimmt der andere Staat eine 
entsprechende Änderung der dort von diesen Gewinnen erho- 
benen Steuer vor. Bei dieser Änderung sind die übrigen Bestim- 
mungen dieses Abkommens zu berücksichtigen; erforderlichen- 
falls werden die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten 
einander konsultieren. 


Artikel 10 
Dividenden 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Ge- 
sellschaft an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person 
zahlt, können im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch auch in dem Vertrags- 
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig 
ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer 
darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der Dividenden im 


a) ueperynapHOM CßßHW BHaeM nopoKuux MopcKux unu 
BOSflyUJHblX CyflOB M 

b) Mcno/ibsOBaHua u/ii/i Cflani/i BHaeM KOHTeÜHepoB (sKncnaa 
Tpeüjiepbi M npMHaAne>Kau4ee k hum oöopyflOBaHue, 
npeflHasHaneHHoe fljia KOHTeÜHepHoro TpaHcnopja), 

ecni/i TaxHe BUflbi fle^menbHOCTi/i othochtcs k eKcn/iyaTagm/i 
MopcKMx HJiH BOSflyujHbix cyflOB B Me>KflyHapoflHbix nepesoa- 
Kax. 

(3) Ecrni MecTO cjtaKTi/iHecKoro pyKOBOflamero oprana npefl- 
npi/iaTua MopcKoro rpaHcnopja HaxoflUTCa Ha öopiy cyflna, to 
OHO CHMTaeTca pacnono>KeHHbiM b tom floroBapwBaioaieMCB 
focyflapcTBe, b KOTopoM Haxofli/iTca nopj npi/inMCKi/i cyflua, hjim, 
npi/i OTCyTCTBMH nopja npi/ini/iCKM, b floroBapMBaK)U4eMca 
FocyflapcTse, pesMfleHTOM KOToporo mnaejca jii/ipo, axcn/iya- 
TwpyKDu^ee flauHoe cyflHO. 

(4) nojio>KeHHfl nyHKTa 1 HacToau^eü CTaxbi/i TaK>Ke pacnpo- 
crpaHUKDTCa na npnöbuib ot ynacTMa b nyjie, b coBMecTHOÜ fles- 
Te/lbHOCTH M/IM B Me>KflyHapOflHOM jpaHCnOpTHOM areHTCTSe. 

CraTbJi 9 

AccouMnpoBaHHbte npeflnpnaTiin 

(1) B cjiynae, ecnw: 

a) npeflnpHUTHe floroBapHBaioateroca focyflapcTBa npaMO i/uii/i 
KOCBeHHO ynacTByeT b ynpaBJieHi/ii/i, KOHxpone i/ini/i KanHxane 
npeflnpn5iTi/ifl flpyroro floroBapi/iBaKDu^erocn focyflapcTBa 
\Anv\ 

b) OflHM M je >Ke n\Ana npaMO v\nv\ KOCseHHO ynacjByiOT b 
ynpaBneHHM, KOHjpojie Mni/i Kani/mane npeflnpi/i^TMa floroea- 
pMBaKDoteroca FocyflapcxBa m npeflnpnsiTna flpyroro 
floroBapMBaK5U4erocB focyflapcTBa, 

M B yKasaHHbix cnynaax o6a npeflnpMBTMa b hx KOMMepnecKi/ix 
v\n\A cjDMHaHCOBbix OTHOLueHMBx oönsaHbi coö/iioflaTb comaco- 
BaHHbie v\nv\ B03Jio>KeHHbie Ha hmx ycnoBwa, OT/iMnaiou^Mecsi ot 
T ex, KOTopbie HMe/iM 6bi MecTO Me>Kfly Hesasi/iCMMbiMM npefl- 
npi/isiTHBMM, TO npi/i6bmb, KOTopaa Moma 6bi öbiTb nonyHeua Ofl- 
hmm m 3 npeflnpi/iBTMÜ öea Taxi/ix ycnoBi/iü, ho ne 6bma no/iynena 
B ci/iny 3THX yc/iOBMM, Moxcex öbiTb OTHeceua k npi/iöbrnw flanno- 
ro npeflnpi/iflTMB m cooTBexcTBeHHO oö/ioxceua na/ioroM. 

(2) Ecjim b floroBapi/isaioineMCn PocyflapcTse k npHÖbrnw 
npeflnpi/iaTi/ia STOro focyflapcTBa OTHOcaxca m cooTseTCTBeHHO 
nofl/iexoT Hajioroo6jio>KeHMK) cyMMW npi/iöbijii/i, b OTHOmeHMM 
KOTopbix npeflnpn5iTi/ie flpyroro floroBapMBaKDLiieroca Focy- 
flapcTBa noflne>Kajio Hanoroo6no>KeHHio b stom flpyroM Focy- 
flapcTBe, H ecjiM penb b OTHOiueHMH OTneceuHbix cyMM npi/iöbrnw 
Mflex o cyMMax, KOTopwe Morni/i 6bi öbiTb no/iyneHbi npeflnpi/is- 
Ti/ieM nepBoro ynoManyToro FocyflapcTsa npi/i coBnafleHHW 
ycnoBHM, cor/iacoBaHHbix Me>Kfly yKaaaHHbiMH npeflnpi/iajMaMM, 
c yc/iOBHBMi/i, KOTopbie öbi/iM 6bi comacoBaHbi Me>Kfly HeaasH- 
CMMbiMM npeflnpi/inTMUMH, TO flpyroe FocyflapcTBO np0M3B0flMT 
cooTBOTCTsyiou^yK) nonpaBKy B3MMaeMoro b hbm uanora c tbkhx 
C yMM npi/lÖblJlH. ripM TaKOii nOnpaBKe flOJl>KHbl ÖblTb COÖTIKDfleHbl 
ocTajibHbie nojio>KeHHfl uacToau^ero CornaujeHi/ifl; b c/iynae 
HeoöxoflMMOCTH KOMneTOHTHbie opraHbi floroBapi/isaioinMxca 
FocyflapcTB BCxynaiOT bo Bsai/iMHbie KOHcy/ibTapi/iM. 

CraTbsi 10 
flUBMAeHAbl 

(1) fluBHfleHflbi, Bbin/iaHHBaeMbie KOMnaHMeü, aB/isnooieMca 
pesHfleHTOM floroBapnBaKDU4eroc5i FocyflapcTBa, peai/ifleHTy 
flpyroro floroBapnBatOLflerocn FocyflapcTsa, Moryr oönaraTbca 
HanoroM b 3tom flpyroM FocyflapcTBe. 

(2) OflHaKO, yKaaaHHbie flUBHfleHflbi Moryr xaioxe oönaraTbca 
HanoroM b tom floroBapMBaKJLfleMca FocyflapcTBe, b KOTopoM 
KOMuaHMfl, BbinnaHMBaKtatan flHBi/ifleHflbi, nBJiaeTca peai/ifleH- 
TOM, B cooTBeTCTBMH c ero 3aKOHOflaTenbCTBOM; HO ecnw 
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anderen Vertragsstaat ansässig ist, nicht übersteigen: 


a) 5 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden, wenn der 
Nutzungsberechtigte eine Geselischaft (jedoch keine Perso- 
nengeseiischaft) ist, die unmitteibar über mindestens 25 vom 
Hundert des Kapitais der die Dividenden zahienden Geseii- 
schaft verfügt; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrags der Dividenden in ailen 
anderen Fäiien. 

Dieser Absatz berührt nicht die Besteuerung der Geseiischaft 
in Bezug auf die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt 
werden. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividenden“ 
bedeutet Einkünfte aus Aktien, Genussrechten oder Genuss- 
scheinen, Kuxen, Gründeranteilen oder sonstige Einkünfte, die 
nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende Gesell- 
schaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuerlich gleich- 
gestellt sind, sowie Ausschüttungen auf Anteilscheine an einem 
Investmentvermögen. 


(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen 
Vertragsstaat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene 
Betriebsstätte oder eine selbständige Arbeit durch eine dort ge- 
legene feste Einrichtung ausübt und die Beteiligung, für die die 
Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebsstätte 
oder festen Einrichtung gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 bezie- 
hungsweise Artikel 14 anzuwenden. 


(5) Erzielt eine in einem Vertragsstaat ansässige Gesellschaft 
Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Vertragsstaat, so darf 
dieser andere Staat weder die von der Gesellschaft gezahlten 
Dividenden besteuern, es sei denn, dass diese Dividenden an 
eine im anderen Staat ansässige Person gezahlt werden oder 
dass die Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tat- 
sächlich zu einer im anderen Staat gelegenen Betriebsstätte oder 
festen Einrichtung gehört, noch Gewinne der Gesellschaft einer 
Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne unterwerfen, selbst 
wenn die gezahlten Dividenden oder die nichtausgeschütteten 
Gewinne ganz oder teilweise aus im anderen Staat erzielten 
Gewinnen oder Einkünften bestehen. 


Artikel 11 
Zinsen 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragsstaat stammen und an eine 
im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt werden, 
können im anderen Staat besteuert werden. 


(2) Diese Zinsen können jedoch auch in dem Vertragsstaat, 
aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber, wenn der Nutzungsberechtigte der 
Zinsen im anderen Vertragsstaat ansässig ist, 10 vom Hundert 
des Bruttobetrags der Zinsen nicht übersteigen. 


(3) Ungeachtet des Absatzes 2 gilt Folgendes: 


npaBOOönaflaje/ib flnsufleHflOB aB/iaejCB pesufleHTOM ppyroro 
floroBapi/iBaKDLuerocn focyflapcTBa, to nanor ue flon>KeH 
npeBbimarb: 

a) 5 npopeHTOB ot BanoBOÜ cyMMbi flUBnfleuflOB, ec/in npaao- 
oQnapßieneu «Bnaexcn KOMnauna (sa i/iCK/iKDHeHneM TOBa- 
puLuecTBa), KOTopaa uenocpeflCTBeHHO pacnonaraex ue 
Meuee neivi 25 npopeHTaMn Kani/uana Bbin/iannBaiOLueM 
AMBMAeHflbi KOMnaHi/in; 

b) 15 npopeHTOB ot batiobom cyMMbi AinsnASHAOB bo Bcex nubix 
cnynanx. 

nono>KeHMa nacToaiAero nyuKTa ue saxpari/iBaiOT Ha/iorooö/io- 
>KeHMa KOMnaHi/in b OTHOmeHuu cyMM npnöbuin, ns KOTopbix 
BbinnaHMBaoTca A^iBi'iflSHAbi. 

(3) VnoTpeöJiaeMbm b HacTOsiLAeü cjaxbe repMi/iH „AnauAeH- 
Abi“ osHanaeT AOxoAbi no aKpnaivi, no npaaaM unn cepji/icjjMKa- 
TaM Ha ynacTi/ie b npwöbmH, no aKpi/iHM ropHOAOÖbiBaKDiAeü npo- 
MbiLuneHHOCTM, HO yHpeAMTejibCKMM naHM v\nv\ npoHi/ie AOxoAbi, 
KOTopbie no saKOHOAaxeTibCTBy FocyAapcTBa, pesi/iASHTOM 
KOToporo HBnHeTCH KOMnaHMB, pacnpeAenaiOLAaa npi/iöbuib, 
npi/ipaBHMBaiOTCa b HanoroBOM OTHOLueHi/ii/i k aoxoabm no 
aKAMsiM, a xaioKe cyMMbi npHöbuii/i, pacnpeAsnaeMbie no cepxH- 
cjDMKaxaM naeBoro MHBecxMAHOHHoro cjDOHAa. 

(4) nojio>KeHMH nyHKxoB 1 M 2 HacxoHLAeM cxaxbM He npi/iMe- 
HHioxcH, ecnw npaeooöJiaAaxenb, hbjihioiahmch pesi/iASHTOM 
floroBapi/iBaiOLAerocH FocyAapcxBa, ocyiAecxenaex npeAnpi/iHH- 
MaxejibCKyto AS^TejibHOCxb b APyroM floroBapi/iBaiOLAeMCH 
FocyAapcTBe, pesHASHXOM Koxoporo HBnaexca KOMnaHwa, 
Bbinnani/iBaiOLAaH AHBi/iASHAbi, nepes pacno/ioxceHHoe b hbm no- 
CTOHHHoe npeACxaBMxejibcxBO mxim oxasbiBaex b 3tom APyroM 
FocyAapcTBe HesaBMCi/iMbie nnHHbie yc/iyn/i nepes naxoAHLAyiocH 
B HBM nocTOHHHyio öasy, M AoaeBoe ynacxMe, b oxHOLueHnn 
KOToporo BbinxiaHHBaiOTCH Ai^Bi^AeHAbi, peaxibHO CBBsano c 
XaKMM nOCTOHHHbIM npeACXaBI/UeXIbCTBOM \An\A XaKOM nOCTO- 
HHHOH öasoM. B XAKOM cnyHae npHMeHatoxca nonoxceHMB 
cxaxbH 7 MHM cjaxbH 14 HacxoHLAero CornaiueHMH. 

(5) B cnynae ec/ii/i KOMnani/ia, HBXiHtOLAaacH pesi/iASHTOM 
floroBapi/iBaiOLAerocH focypapcxBa, i/isaneKaex npwöbmb mhh 
AO xoAbi MS APyroro floroBapi/iBaKDiAerocH FocyAapcxBa, xo sxo 
Apyroe FocyAapcTBO ne MOKex hm oönaraxb nanoroM AMBMAen- 
Abi, Bbin/iaHMBaeMbie sxom KOMnaHMeü, sa MCKniOHeHMeM cxiyna- 
eB, KorAa xaKMe AMBMASHAbi Bbin/iaHMBaioxcH pesMASHTy sxoro 
Apyroro FocyAapcxBa mjim kofaa ynacxMe, b oxHOUjeHMM Koxopo- 
ro Bbin/iaHMBaioxcH AMSMASHAbi, peaxibHO CBasano c pacnono- 
>KeHHbiMM B sxoM APyroM FocyAapcTBe nocxoHHHbiM npeACxa- 
BMXe/lbCXBOM MnM nOCXOHHHOM ÖaSOM, HM OÖJiaraXb cyMMbi 
npMöbiJiM xaKOM KOMnaHMM HaxioroM Ha HepacnpeAenennyio 
npMÖbmb, Aa>Ke ecnM BbinnaneHMbie AMBMASHAbi mjim Hepacnpe- 
AejieHHAH npMÖblJlb nOJlHOCTblO MJIM HACTMHHO COCTOHX MS 
cyMM npMÖbiJiM MJIM AOXOAOB, nojiyneHHbix b sxom APyroM 
FocypapcxBe. 

Cxarbsi 1 1 

□ pOAeHTbl 

( 1 ) FIpoASHTbi, BOSHMKLUMe B floTOBapMBaiOLAeMCH Focy- 
AapcxBe m BbinjianMBaeMbie pesMASHTy APyroro floroaapMBaio- 
LAerocH FocypapcxBa, Moryx oöjiaraxbca HaxioroM b stom 
ApyroM FocyAapcTBe. 

(2) OAHaxo, yKasaHHbie npoAeHXbi Moryx xaKJxe oöjiaraxbca 
HanoroM b xom floroBapMBaiOLAeMCH FocyAapcxae, b KOxopoM 
OHM BOSHMKJIM, B COOXBeXCXBMM C erO SaKOHOAaxejlbCTBOM; HO 
ecjiM npaaooöjiaAaxejib npopeHJOB HBJiaeTCH pesMAenxoM APy- 
roro floroBapMBaiOLAerocH FocyAapcxBa, xo naxior ne Aoaxcen 
npeBbiLuaxb 1 0 npoASHXOB ot bajiobom cyMMbi npoASHXOB. 

(3) HecMOxpa na nojiojKeHMH nyHKxa 2 HacTOHLASM cxaxbM, 
ASMCTByiox cjieAyiOLAMe nojiojKeHMa: 
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a) Zinsen, die aus der Bundesrepubiik Deutschiand stammen 
und an die Regierung Turkmenistans, die Zentraibank von 
Turkmenistan oder an die staatiiche Außenwirtschaftsbank 
von Turkmenistan gezahit werden, sind von der deutschen 
Steuer befreit; 

b) Zinsen, die aus Turkmenistan stammen und für ein durch Ge- 
währieistungen der Bundesrepubiik Deutschland für Ausfuh- 
ren oder Direktinvestitionen im Ausland gedecktes Darlehen 
oder an die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, die 
Deutsche Bundesbank, die Kreditanstalt für Wiederaufbau 
oder die DEG - Deutsche Investitions- und Entwicklungsge- 
sellschaft mbH gezahlt werden, sind von der turkmenischen 
Steuer befreit. 


(4) Ungeachtet des Absatzes 2 können Zinsen im Sinne des 
Absatzes 1 nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem 
der Empfänger ansässig ist, wenn der Empfänger der Zinsen der 
Nutzungsberechtigte ist und die Zinszahlung 


a) im Zusammenhang mit dem Verkauf gewerblicher, kaufmän- 
nischer oder wissenschaftlicher Ausrüstung auf Kredit steht, 
oder 

b) im Zusammenhang mit dem Verkauf von Waren durch ein 
Unternehmen an ein anderes Unternehmen auf Kredit steht. 

(5) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zinsen“ 
bedeutet Einkünfte aus Forderungen jeder Art, auch wenn die 
Forderungen durch Pfandrechte an Grundstücken gesichert sind, 
und insbesondere Einkünfte aus öffentlichen Anleihen und aus 
Obligationen einschließlich der damit verbundenen Aufgelder 
und der Gewinne aus Losanleihen. Zuschläge für verspätete 
Zahlung gelten nicht als Zinsen im Sinne dieses Artikels. 

(6) Die Absätze 1 bis 4 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen 
Vertragsstaat, aus dem die Zinsen stammen, eine gewerbliche 
Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder eine selb- 
ständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrichtung aus- 
übt und die Forderung, für die die Zinsen gezahlt werden, tat- 
sächlich zu dieser Betriebsstätte oder festen Einrichtung gehört. 
In diesem Fall ist Artikel 7 beziehungsweise Artikel 14 anzu- 
wenden. 


(7) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragsstaat stammend, 
wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines seiner Länder oder 
eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine in diesem Staat an- 
sässige Person ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne 
Rücksicht darauf, ob er in einem Vertragsstaat ansässig ist oder 
nicht, in einem Vertragsstaat eine Betriebsstätte oder eine feste 
Einrichtung und ist die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, 
für Zwecke der Betriebsstätte oder der festen Einrichtung ein- 
gegangen worden und trägt die Betriebsstätte oder die feste 
Einrichtung die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem Staat 
stammend, in dem die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung 
liegt. 


(8) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs- 
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Zinsen, ge- 
messen an der zugrunde liegenden Forderung, den Betrag, den 
Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese Beziehungen 
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf den letzteren Be- 
trag angewendet. In diesem Fall kann der übersteigende Betrag 


a) cyMMbi npogeHTOB, KOTopbie BoaHUKan b cteflepaTUBHOM 
PecnyöJiMKe repMauna n BbinaaHnBaßTca FIpaBi/iTeabCTBy 
TypKMeHncTaua, LjeHjpanbHOMy öauKy TypKMeHncjaHa mjim 
F ocyflapcTBeHHOMy öaHKy BHeujHeaKOHOMMHecKOM fleaxenb- 
HOCTM TypKMeHMCjaHa, ocBo6o>KflaK)Tca ot repiviaHCKi/ix 
HanoroB; 

b) CyMMbl npOpeHTOB, KOTOpbie B03HMKaM B TypKMeHMCXaHe M 
Bbin/iaHMBaioxca no Kpefli/ixaw (aaMMaivi), rapanxnpoBaHHbiM 
(tJeflepaxMBHOM PecnyöanKOü FepMaHna b CBaan c axcnop- 
XOM v\nv\ npaMbiMM HHOCxpaHHbiMM MHBecxi/ignaMM, i/ian bh- 
nxiaHMBatoxca FIpaBi/ixeabcxBy cheflepaxuBHOM Pecnyöai/iKu 
FepMaHMa, HeiviegKOMy cfieflepanbHOMy öauKy, Kpefli/ixHOMy 
MHCXMxyxy no BOCCxaHOBaennK) skohommkh (KfW), FepMaH- 
CKOMy oöLnecxBy nHBecxi/igi/iä i/i pasBuxua (DEG - Deutsche 
Investitions- und Entwicklungsgesellschaft mbH), ocbo6o>k- 
AaKDxca ox HanoroB TypKMeHncxana. 

(4) HecMOxpa na noaoKeHi/ia nyuKxa 2 Hacxoameä cxaxbi/i, 
npopeHXbi B noHMMaHMM nyHKxa 1 Hacxoameä cxaxbn Moryx 
oöaaraxbca HanoroM xoabKO b floroBapuBaKDineivica Focyflapcx- 
Be, peanfleHXOM Koxoporo aBaaexca noaynaxeab, ecai/i noayaa- 
xeab cyMM npogeuxoB aBaaexca nx npaBOOÖaaftaxeaeM n 
Bbinaaxa npopeaxoB: 

a) CBasana c npofla>KeM npoMbimaeHHOro, KOMMepaecKoro nan 
HayHHOro oöopyflOBaHna b xpeflnx, i/ian 

b) CBaaana c npoAa>Keü npeAnpnaxneivi APyroMy npeAnpnaxnio 
xoBapoB B KpeAnx. 

(5) ynoxpeöaaeMbiM b HacxoaiAeü cxaxbe xepMi/iH „npogeHXbi“ 
oaHaaaex aoxoa^i ot AoaroBbix xpeöOBaHi/iü aioöoro bmab, 
BKXiiOHaa M caynan, KorAa xpeöOBaHna obecneaeHbi aaaoroBbiM 
npaaoM na aeiuieabHbie ynacxKi/i, i/i, b hbcxhocxm, aoxoah no 
TOcyAapcxBeHHbiM aaÜMaM n oöanrapi/iaM, BKaionaa CBaaaHHbie 
c HMMM npeMMM, a xaioxe Bbii/irpbiLiJi/i no BbinrpbiiiiHbiM aaÜMaM. 
rieHM aa HecBoeBpeMennyio Bbinaaxy ne cni/ixaraxca npopeuxaMn 
B noHMMaHMi/i HacxoaiASM cxaxbn. 

(6) noao>KeHi/ia nynxxoB 1-4 HacxoaiAeü cxaxbi/i ne npnivie- 
HaKDxca, ecan npaBOOÖaaAaxeab, aBaaKDiAnwca peai/iASHXOM 
floroBapwBaiOLAeroca FocyAapcxBa, ocyiAecxBaaex npeAnpnHn- 
MaxeabCKyto AsaxeabHOCXb b APyroM floroBapuBaioiAeMca 
FocyAapcxBe, b KOxopoM npopeaxbi BOSHMKan, aepea pacnoao- 
>KeHHoe B HeM nocxoaHHoe npeACxaBuxeabcxBO nan oxasbiBaex 
B axoM APyroM FocyAapcxBe HeaaBi/icuMbie ai/iHHbie ycayxn 
aepea HaxoAaiAyKSca b aeivi nocxoaHHyio öaay, n AoaroBoe 
xpeöOBaHne, no KOxopoMy Bbinaani/iBaioxca npopenxbi, peaabHO 
oxHOCMXca K xaxoMy nocxoaHHOMy npeACxaBi/ixeabCXBy nan 
xaKOM nocxoaHHOM öaae. B xaxoM cayaae npi/iMenaioxca noao- 
>KeHi/ia cxaxbM 7 nan cxaxbn 14 nacxoaiAero CoraaiiieHna. 

(7) FIpopeHXbi CHMxaKDxca bo3hi/ikiiimmm b floroBapuBaKDiAOM- 
ca FocyAapcxBe xorAa, KorAa nx naaxeabiAMKOM aeaaexca caiuio 
3X0 FocyAapcxBO, OAHa m 3 ero ceMeab i/iaa oaho i/i3 mx bammhu- 
cxpaxMBHO-xeppnxopnaabHbix oöpaaoBaHi/iä, an6o peanAenx 
3xoro FocyAapcxBa. OAHaxo, ecan naaxeabiAWK npogenxoB, 
HeaaBMCMMO ox xoro, aoaaexca an oh peanASHXOM floroBapn- 
BaiOLAsroca FocyAapcxBa nan Hex, nivieex b floroBapnBaKDiASMCa 
FocyAapcxBe nocxoaHHoe npeACxaenxeabCXBO nan nocxoannyio 
öaay, n ecan 3aAoa>KeHHOCXb, no Koxopon BbinaannBaKDxca 
npopeHXbi, oöpaaoBaaacb Ana Hy>KA nocxoaHHOro npeACxaen- 
xeabCXBa nan nocxoaHHOn öaabi, n ecan pacxoAbi no Bbinaaxe 
npopenxoB necyx nocxoaHHoe npeACxaBwxeabCXBO i/ian nocxo- 
aHHaa öaaa, xo npopenxsi canxaioxca BoaHMKiiii/iMM b xom 
F ocyAapcxBe, b KOxopoM pacnoaoxeHbi nocxoaHHoe npeACxa- 
BMxeabCXBO Man nocxoaHHaa öaaa. 

(8) Ecan BcaeACXBne ocoöbix oxHOiaeHnn Me>KAy naaxeabiAn- 
KOM n npaBOOÖaaAaxeaeM nan Me>KAy Ka>KAbiM na hmx n KaxnM- 
anöo xpexbMM angoivi cyMMa npogeHXOB oxHOcnxeabHO Aoaro- 
Boro xpeöOBaHna, Ha ocHOBannn KOxoporo ona BbinaannBaexca, 
npeBbiLuaex cyMMy, Koxopaa öbiaa öbi coraacoBana Me>KAy 
naaxeabiAMKOM n npaaooöaaAaxeaeM npn oxcyxcxann xaxnx 
oxHOLLieHnn, xo noao>KeHna nacxoaiAen cxaxbn npnMenaKDxca 
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nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats und unter Berück- 
sichtigung der anderen Bestimmungen dieses Abkommens be- 
steuert werden. 


Artikel 12 
Lizenzgebühren 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragsstaat stammen und 
an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person gezahlt 
werden, können im anderen Staat besteuert werden. 


(2) Diese Lizenzgebühren können jedoch auch in dem Ver- 
tragsstaat, aus dem sie stammen, nach dem Recht dieses 
Staates besteuert werden; die Steuer darf aber, wenn der Nut- 
zungsberechtigte der Lizenzgebühren im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist, 10 vom Hundert des Bruttobetrags der Lizenz- 
gebühren nicht übersteigen. 

(3) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Lizenzge- 
bühren“ bedeutet Vergütungen jeder Art, die für die Benutzung 
oder für das Recht auf Benutzung von Urheberrechten an litera- 
rischen, künstlerischen oder wissenschaftlichen Werken, ein- 
schließlich kinematographischer Filme, Patenten, Warenzeichen, 
Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen Formeln oder Ver- 
fahren oder für die Mitteilung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Erfahrungen gezahlt werden. Der Ausdruck 
„Lizenzgebühren“ beinhaltet auch Vergütungen jeder Art für die 
Benutzung oder das Recht auf Benutzung von Namen, Bildern 
oder sonstigen vergleichbaren Persönlichkeitsrechten sowie 
Entgelte für die Aufzeichnung der Veranstaltungen von Künstlern 
und Sportlern durch Rundfunk- oder Fernsehanstalten. 

(4) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der in 
einem Vertragsstaat ansässige Nutzungsberechtigte im anderen 
Vertragsstaat, aus dem die Lizenzgebühren stammen, eine ge- 
werbliche Tätigkeit durch eine dort gelegene Betriebsstätte oder 
eine selbständige Arbeit durch eine dort gelegene feste Einrich- 
tung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die die 
Lizenzgebühren gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebs- 
stätte oder festen Einrichtung gehören. In diesem Fall ist Artikel 7 
beziehungsweise Artikel 14 anzuwenden. 


(5) Lizenzgebühren gelten dann als aus einem Vertragsstaat 
stammend, wenn der Schuldner dieser Staat selbst, eines seiner 
Länder oder eine ihrer Gebietskörperschaften oder eine in die- 
sem Staat ansässige Person ist. Hat aber der Schuldner der 
Lizenzgebühren, ohne Rücksicht darauf, ob er in einem Vertrags- 
staat ansässig ist oder nicht, in einem Vertragsstaat eine Be- 
triebsstätte oder eine feste Einrichtung und ist die Verpflichtung 
zur Zahlung der Lizenzgebühren für Zwecke der Betriebsstätte 
oder der festen Einrichtung eingegangen worden und trägt die 
Betriebsstätte oder die feste Einrichtung die Lizenzgebühren, so 
gelten die Lizenzgebühren als aus dem Staat stammend, in dem 
die Betriebsstätte oder die feste Einrichtung liegt. 


(6) Bestehen zwischen dem Schuldner und dem Nutzungs- 
berechtigten oder zwischen jedem von ihnen und einem Dritten 
besondere Beziehungen und übersteigen deshalb die Lizenz- 
gebühren, gemessen an der zugrunde liegenden Leistung, den 
Betrag, den Schuldner und Nutzungsberechtigter ohne diese 
Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur auf 
den letzteren Betrag angewendet. In diesem Fall kann der über- 
steigende Betrag nach dem Recht eines jeden Vertragsstaats 
und unter Berücksichtigung der anderen Bestimmungen dieses 
Abkommens besteuert werden. 


TonbKO K nocneflHeifi ynoMaHyroü cyMMe. B tskom c/iynae nsöbi- 
TOHHaa cyMMa MO>KeT oö/iaraxbcn HanoroM b cooTBejCTBnn c 
saKOHOflarenbCTBOM Ka>Kfloro ns floroBapi/iBaiOLunxca Focy- 
flapcTB M c yneTOM i/iHbix nono>KeHMM HacTonmero CornaujeHna. 

CraTbsi 12 
POJIJITM 

(1) Poa/iTM, BOSHMKLiine B floroBapMBaiOLueMca FocyflapcTse 
M BbinnaHMBaeMbie pesnflenTy flpyroro floroBapuBaraineroca 
FocyflapcTBa, Moryr oßnaraxbca nanoroM b 3tom flpyroM 
FocyflapcTBe. 

(2) YKasaHHbie poanjn Moryx, oflHaxo, TaKxce oö/iaraxbca 
nanoroM b xom floroBapi/iBaKDiLieMcn FocypapcxBe, b KOxopoM 
OHM BOSHMKJIM, B COOXBOXCXBMM C erO SaKOHOflaxenbCXBOM; eCJlM, 
oflHaKO, npaBOOöjiaflaxenb ponxixM naxiaexca pesMfleHxoM 
flpyroro FocyflapcxBa, xo Hanor He flon>KeH npeBbiiiiaxb 10 npo- 
genxoB ox BanoBOM cyMMbi poanxM. 

(3) ynoxpeöjineMbiM b nacxoaineM cxaxbe xepMMH „ponnxM“ 
osHanaex BOsnarpaxcfleHMsi nKDöoro BMfla, Koxopbie BbinnanM- 
eaioxcfl sa Mcno/ibsOBanMe nnbo npeflocxaB/ieHi/ie npaaa mc- 
noxibsOBaHMM aBxopcKMx npaB na npoMseefleHMM jiMxepaxypbi, 
MCKyccxBa mxim HayKM, BK/itOHan KMHeiviaxorpacfiMHecKMe cjtMxib- 
Mbi, naxenxbi, xoproBbie snaKM, oöpaspbi mjim MOfleni/i, cxeivibi, 
cexpexHbie cjtopiviyjibi mjim xexHonorMM, mjim sa nepeflany MHCfiop- 
MapMM, KacaoLLieMCjr npoMbiLUJieHHoro, KOMMepnecKoro mjim Ha- 
yHHoro onbixa. TepMMH „poajixM“ xaioxe BKJiKjnaex eosHarpajx- 
flSHMM jiKDöoro BMfla sa McnojibsOBaHMe jiMöo npeflocxasjieHMe 
npaea McnojibSOBaHMS MMeH, nopxpexoB jimöo mhsix ananorMH- 
Hbix jiMHHbix npaB, 3 xaioKB Bbinjiaxbi sa sanMCb npeflcxasjieHMM 
apXMCXOB M CnOpXCMBHOB, npOMSBBfleHHyKD paflMO- MJIM xejie- 
KOMnaHMMMM. 

(4) flojiojKeHMM nyHKxoB 1 M 2 HacxoMLneM cxaxbM He npMwe- 
HMKDXCM, eCJlM npaBOOÖJiaflaxejlb, MBJlSIKDLLtMMCn peSMfleHXOM flo- 
roBapMBaiOLnerocM FocyflapcxBa, ocymecxBJwex b flpyroM flo- 
roBapMBaiOLneMCM FocyflapcxBe, b KOxopoM boshmkjim ponjixM, 
npeflnpMHMMaxejibCKyto flenxejibHOCxb nepes pacnojiojxeHHoe b 
hbm nocxoMHHoe npeflcxasMxejibcxBO mjim oxasbiBaex b sxom 
flpyroM Focyflapcxae HesaBMCMMbie jiMHHbie ycjiyrM nepes Haxo- 
flMLuyKDCM B HBM nocxosHHyK) öasy, M npaBa mjim MMyiLiecxBeH- 
Hbie peHHOCXM, B OXHOlUeHMM KOXOpblX npOMSBOflflXCn POMJIXM, 
peajlbHO CBMSaHbl C XaKMM nOCXOMHHblM npeflCXaBMXeXIbCXBOM 
MJIM xaKOM nocxoMHHOM öasoM. B xaKOM cjiynae npMMeHsnoxca 
nojiojxeHMM cxaxbM 7 mjim cxaxbM 14 Hacxoamero CorjiaiiieHMM. 

(5) POMJIXM CHMXaiOXCM BOSHMKLUMMM B flOrOBapMBaKDLLteMCM 
FocyflapcxBe xorfla, xorfla mx njiaxejibiuMKOM aanaerca caMO sxo 
FocyflapcxBO, oflHa ms ero seiuiejib mjim oflHO ms mx aflMMHMCxpa- 
XMBHO-XeppMXOpMajlbHblX OÖpaSOBaHMM, JIMÖO peSMflBHX sxoro 
Focyflapcxsa. Ecjim, oahsko, njiaxejibinMK poajixM, HesaBMCMMO 
ox xoro, MBJinexcM jim oh pesMflenxoM floroBapMBaKDinerocn Fo- 
cyflapcxBa mjim Hex, Mivieex b floroBapMBaKDLLteMca Focyflapcxae 
nocxoMHHoe npeflcxaBMxejibcxBO mjim nocxoMHHyKj öasy, m ecjiM 
oönsaxejibCXBO BbinjianMBaxb xskmb poajixM öbijio npMHnxo atim 
H yjKfl nocxoMHHoro npeflcxasMxejibcxBa mjim nocxoMHHOM öasbi, 
M ecjiM nocxoMHHoe npeflcxaBMxejibcxBO mjim nocxoMHHan öasa 
Hecyx pacxoflbi no Bbinjiaxe poMJixM, xo xaxMe njiaxejxM CHMxatox- 
CM BOSHMKLUMMM B XOM FOCyflapCXBO, B KOXOpOM paCnOJlOJKBHbl 
nocxoMHHoe npeftcxaBMxejibcxBO mjim nocxoMHHan öasa. 

(6) Ecjim BCJieflcxBMe ocoöbix oxHOuieHMM Me>Kfly njiaxejibinM- 
KOM M npaBOOöjiaflaxejieM mjim MejKfly KajKflbiM ms hmx m kskmm- 
JIMÖO XpeXbMM JIMPOM CyMMS pOMJlXM OXHOCMXejlbHO OÖbeMa 
ycjiyr, jiejKainMX b mx ochobb, npeBbiuiaex cyMMy, Koxopaa öbuia 
öbi corjiacoBaHa Mexfly njiaxejibiuMKOM m npaeooöjiaflaxejieM 
npM OXCyXCXBMM XaKMX OXHOLUeHMM, xo nOJlOJKeHMB HaCXOMLgeM 
CXaXbM npMMSHMIOXCM XOJlbKO K nOCJlBflHOM ynOMMHyXOM cyMMe. 
B xaKOM cjiynae MSöbixoHHaji cyMMa mtokox oöjiaraxbca HanoroM 
B COOXBOXCXBMM C SaKOHOflaxejlbCXBOM KajKflOrO MS flOrOBapM- 
BaKJLAMxcM focyflapcxB m c ynexoM MHbix nojiOKCHMM HacxoMLne- 
ro CorjiaiiieHMM. 
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Artikel 13 


CraTbsi 13 


Gewinne aus der Veräußerung von Vermögen 

(1) Gewinne, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person 
aus der Veräußerung unbeweglichen Vermögens bezieht, das im 
anderen Vertragsstaat liegt, können im anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Gewinne aus der Veräußerung von Aktien und sonstigen 
Anteilen an einer Gesellschaft, deren Aktivvermögen - direkt oder 
indirekt - überwiegend aus unbeweglichem Vermögen in einem 
Vertragsstaat besteht, können in diesem Staat besteuert werden. 

(3) Gewinne aus der Veräußerung beweglichen Vermögens, 
das Betriebsvermögen einer Betriebsstätte ist, die ein Unterneh- 
men eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, oder das 
zu einer festen Einrichtung gehört, die einer in einem Vertrags- 
staat ansässigen Person für die Ausübung einer selbständigen 
Arbeit im anderen Vertragsstaat zur Verfügung steht, einschließ- 
lich derartiger Gewinne, die bei der Veräußerung einer solchen 
Betriebsstätte (allein oder mit dem übrigen Unternehmen) oder 
einer solchen festen Einrichtung erzielt werden, können im an- 
deren Staat besteuert werden. 


(4) Gewinne aus der Veräußerung von Seeschiffen oder Luft- 
fahrzeugen, die im internationalen Verkehr betrieben werden, und 
von beweglichem Vermögen, das dem Betrieb dieser Schiffe 
oder Luftfahrzeuge dient, können nur in dem Vertragsstaat be- 
steuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung des Unternehmens befindet. 

(5) Gewinne aus der Veräußerung des in den Absätzen 1 bis 4 
nicht genannten Vermögens können nur in dem Vertragsstaat 
besteuert werden, in dem der Veräußerer ansässig ist. 


Artikel 14 

Selbständige Arbeit 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragsstaat ansässige 
Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger selbständiger 
Tätigkeit bezieht, können nur in diesem Staat besteuert werden, 
es sei denn, dass der Person im anderen Vertragsstaat für die 
Ausübung ihrer Tätigkeit gewöhnlich eine feste Einrichtung zur 
Verfügung steht. Steht ihr eine solche feste Einrichtung zur 
Verfügung, so können die Einkünfte im anderen Staat besteuert 
werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser festen Einrichtung zu- 
gerechnet werden können. Hält sich eine in einem Vertragsstaat 
ansässige natürliche Person insgesamt länger als 183 Tage 
innerhalb eines Zeitraums von 12 Monaten, der während des 
betreffenden Steuerjahrs beginnt oder endet, im anderen Ver- 
tragsstaat auf, gilt sie für diese Zwecke als eine Person, der im 
anderen Vertragsstaat gewöhnlich eine feste Einrichtung zur Ver- 
fügung steht; die Einkünfte aus den oben genannten Tätigkeiten, 
die im anderen Staat ausgeübt werden, können dieser festen 
Einrichtung zugerechnet werden. In diesem Fall können die der 
festen Einrichtung zuzurechnenden Einkünfte entsprechend 
den für die Ermittlung der Unternehmensgewinne und ihre 
Zurechnung zu einer Betriebsstätte geltenden Grundsätzen des 
Artikels 7 in diesem anderen Staat besteuert werden. 


(2) Der Ausdruck „freier Beruf“ umfasst insbesondere die 
selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, künstleri- 
sche, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit sowie die selb- 
ständige Tätigkeit der Ärzte, Zahnärzte, Rechtsanwälte, Ingenieu- 
re, Architekten und Buchsachverständigen. 


npnöbmb OT OTHy)KAeHiifl MMyii^ecTBa 

(1) floxoflbi, nonynaeMbie pesufleuTOM floroeapi/iBatou^erocn 
PocyflapcTBa ot OTHy>KfleHMa HeflBi/i>KMMoro uiuiyu^ecTBa, Haxo- 
flatnerocfl b flpyroM floroeapuBaKSu^eMCfl focyflapcTBe, Moryx 
oöjiarajbcfl nanoroM b stom flpyroM focyflapcTBe. 

(2) ripnöbmb OT OTHy>KfleHMH axguü n nponnx flonen ynacTun 
B KOMnauMM, aKTMBbi KOTopoü npenMyotecTBeHHO, npaMO i/inu 
KOceeHHO cocToar us HeflBi/i>KHMoro niviymecTBa, pacnojio>KeH- 
Horo B floroBapueaiou^eMC^i FocyflapcTee, mojkst oö/iaraxbcn 
Ha/ioroM B 3TOM focyflapcTBe. 

(3) ripnöbrnb OT OTHy>KfleHMa flBM>KMMOro MMymecTBa, npefl- 
CTaBJiaiou^ero coöoü aKTnsbi nocToauHoro npeflCTasi/iTejibCTBa, 
KOTopoe npeflnpi/inTi/ie floroBapnBaK)U4eroca FocypapcTBa i/iwe- 
ex B flpyroM floroBapuBaKDu^eivica focyflapcxBe, ujii/i oxuocuu^e- 
roca K nocTOUHHon öaae, Koxopon pacnonaraex peaufleHx flo- 
roBapi/iBaiomeroca focyflapcxBa flxisi OKasauufl HesaBucuMbix 
nuHHbix ycjiyr b flpyroM floroeapi/iBaßmeMca FocyflapcxBe, 
BKnKDHaa xaKi/ie cyMMbi npnöbmn, Koxopbie i/iSB/ieKaßTC^ b 
CB«3n c OTHyjKfleuueM xaKoro nocxoaHHoro npeflcxaBi/ixenbcxBa 
(oTflenbHO unu Biviecxe c ocxaxibHbiM npeflnpi/isxneM) i/uin tbkom 
nocToriHHOÜ öasbi, Moxex oö/iaraxbcs uanoroM b 3tom flpyroM 
FocyflapcxBe. 

(4) ripuöbrnb OX OXHy>KfleHMS1 MOpCKUX MJll/l B03flyUJHblX 
cyflOB, BKcnnyaTupyeMbix b Me>KflyHapoflHbix nepeB03Kax, a 
xaioKe flBM>KMMoro MMyiflecTBa, CBsiaaHHoro c aKcn/iyaTapueü 
xaKi/ix MopcKMx mv\ B03flyiiiHbix cyflOB, MO>KeT oöjiaraxbcn 
HanoroM xojibKO b xom florosapuBaioifleMCn FocyflapcxBe, b 
KOTOpOM HaXOflUTCH MBCXO CjDaKXl/IHeCKOrO pyKOBOflSIU^erO 

opraua npeflnpuaxua. 

(5) FIpnöbmb ot oxHyjKfleHna MMyu4ecxBa, He oboaHaneHHOro 
B nyHKxax 1-4 HacxoriLfleM cxaxbi/i, MO>KeT oö/iaraxbCB HanoroM 
xonbKO B floroBapMBaK5U4eMCfl FocyflapcxBe, pesHfleHxoM 
KOToporo BBJiaexcB nuflo, OTHy>KflaK5Lflee 3xo mviyatecxBO. 

Cxarbn 14 

HeaaBMCMMbie /inHHbie yc/iym 

(1) floxoflbi, noxiynaeMbie peaHfleHxoM floroBapueaiOLflerocn 
FocyflapcTBa ox OKaaaHi/ia npocjDeccuoHanbHbix ycjiyr hjim flpy- 
roü fleflxejibHOCxM HeaaBi/ici/iMoro xapaKxepa, Moryx oöxiaraxbcn 
Ha/ioroM TOJibKO B 3X0M FocyflapcxBe, ecnn xonbKO oh ne i/iMeex 
B flpyroM floroBapMBaK)U4eMCsi FocyflapcxBe peryn^ipno flocxyn- 
Hyio nocTOBHHyto öaay fl/ia ocyatecxBJieHMa CBoeü fleaxe/ibHO- 
cxM. Ecjim oh HMeex jaxyto nocxoannyK) öaay, xo floxoflbi Moryx 
oöjiaraxbcfl nanoroM b 3xom flpyroM FocyflapcxBe, ho xoxibKO b 
TOM nacTH, KOTopaa mo^kot öbixb OTHecena k 3toü nocxoaHHOM 
öaae. Ecjim cjDMaMHecKoe xiMpo, jiBJiaKDateecji peaMflenxoM floro- 
BapMBaKDifleroca FocyflapcxBa, npeöbiBaex b flpyroM floroeapu- 
BaßaieMca FocyflapcxBe b xeneHMe nepMOfla mjim nepMOflOB, 
npeBbiLuaßiflMX b obaieü cjiojkhoctm 183 flHa b jikdöom flBena- 
flflaxMMecaHHOM nepMOfle, naHMHatOLfleM mjim aaKanuMBaiOLfleM 
B cooTBexcTByKDaieM HajioroBOM rofly, xo oho CHMxaexca mmokd- 
LflMMCa peryjiJipHO flOCxynHyKD nocxoannyKJ öaay b 3xom flpyroM 
FocyflapcxBe, m flOxoflbi ox ocyatecxBJienMJi b 3xom flpyroM 
FocyflapcxBe ynoManyxoM Bbiiiie fleaxejibHOCXM Moryx öbixb 
OTHeceHbi K 3TOM nocTOBHHOM Öaae. B xaKOM cjiynae floxoflbi, 
OTHOCflaiMeca k nocxosHHOM öaae, Moryx oöjiaraxbca nanoroM 
B 3T0M flpyroM FocyflapcxBe b cooxBexcxBMM c npuHpunaMM, 
ananorMHHbiMM xeM, KOxopbie M3Jio>KeHbi b cxaxbe 7 Hacxoaatero 
CorjiaiiieHMa fljia MCHMCJieHMa cyMMbi npeflnpMHMMaxejibCKOM 
npMÖbiJiM M ee oxneceHMa k nocxoaHHOMy npeflCxaBMxejibCXBy. 

(2) TepMMH „npocjjeccMOHajibHbie ycxiyrM“ BKJiiOHaex, b nacx- 
HOCXM, HeaaBMCMMO ocyaiecTBJiaeMyio naynHyto, jiMxepaxypHyK), 
BOcnMxaxejibHyio mjim npenoflaBaxejibCKyio fleaxejibHOCxb, ne- 
aaBMCMMO ocyiflecTBJiaeMyKD fleaxejibHOCxb b oöjiacxM MCxyccxB, 
a xaKJKe HeaaBMCMMyra fleaxejibHOCxb Bpaneü, cxoMaxojioroB, 
aflBOKaxoB, MHJKenepoB, apxMxeKxopoB m OKcnepxoB b oöjiacxM 
öyxranxepcKoro flejia. 
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Artikel 15 


CraTbsi 15 


Unselbständige Arbeit 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 16 bis 19 können Gehälter, Löhne 
und ähnliche Vergütungen, die eine in einem Vertragsstaat an- 
sässige Person aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem 
Staat besteuert werden, es sei denn, die Arbeit wird im anderen 
Vertragsstaat ausgeübt. Wird die Arbeit dort ausgeübt, so 
können die dafür bezogenen Vergütungen im anderen Staat 
besteuert werden. 


(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, die eine 
in einem Vertragsstaat ansässige Person für eine im anderen Ver- 
tragsstaat ausgeübte unselbständige Arbeit bezieht, nur im erst- 
genannten Staat besteuert werden, wenn 


a) der Empfänger sich im anderen Staat insgesamt nicht länger 
als 1 83 Tage innerhalb eines Zeitraums von 1 2 Monaten, der 
während des betreffenden Steuerjahres beginnt oder endet, 
aufhält und 

b) die Vergütungen von einem Arbeitgeber oder für einen Arbeit- 
geber gezahlt werden, der nicht im anderen Staat ansässig 
ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebsstätte oder einer 
festen Einrichtung getragen werden, die der Arbeitgeber im 
anderen Staat hat. 

(3) Die Bestimmungen des Absatzes 2 finden keine Anwen- 
dung auf Vergütungen für Arbeit im Rahmen gewerbsmäßiger 
Arbeitnehmerüberlassung. 

(4) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses Arti- 
kels können Vergütungen für eine an Bord eines Seeschiffs oder 
Luftfahrzeugs im internationalen Verkehr ausgeübte unselbstän- 
dige Arbeit in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich 
der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens 
befindet, das das Schiff oder Luftfahrzeug betreibt. 


Artikel 16 

Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und ähnliche 
Zahlungen, die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person in 
ihrer Eigenschaft als Mitglied des Aufsichts- oder Verwaltungs- 
rats einer Gesellschaft bezieht, die im anderen Vertragsstaat 
ansässig ist, können im anderen Staat besteuert werden. 


Artikel 17 

Künstler und Sportler 

(1) Ungeachtet der Artikel 7, 14 und 15 können Einkünfte, die 
eine in einem Vertragsstaat ansässige Person als Künstler, wie 
Bühnen-, Film-, Rundfunk- und Fernsehkünstler sowie Musiker, 
oder als Sportler aus ihrer im anderen Vertragsstaat persönlich 
ausgeübten Tätigkeit bezieht, im anderen Staat besteuert 
werden. 


(2) Fließen Einkünfte aus einer von einem Künstler oder Sport- 
ler in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätigkeit nicht 
dem Künstler oder Sportler selbst, sondern einer anderen Person 


Paöora no HaÜMy 

(1) C yneTOM nojio>KeHi/iM CTajew 16-19 HacTOsaiero Corna- 
LiieHua >KanoBaHbe, aapaboTuaa nnaxa u aHa/ioruHUbie aoaua- 
rpa>KfleHMa, noayHaeivibie peai/iflenTOM floroBapuaaioaieroca 
FocyflapcTsa ot paöoTbi no HaÜMy, Moryr oö/iaraxbCfl Ha/ioroM 
TonbKO B aroM FocyflapcTBe, ecnu ToabKO paöoxa ne Bbinoji- 
Haercfl b flpyroM floroBapuBaioateMca FocyflapcTse. Ecau 
paöora Bbino/iHaerca b hom, to noayHeHHbie b stom CBaau 
B03Harpa>KfleHi/ia Moryr oö/iararbca Ha/ioroM b stom flpyroM 
FocyflapcTse. 

(2) HecMOTpa ua nojiOKeHna nyHKxa 1 HacToau4eM CTaxbn, 
B03Harpa>KfleHMa, no/iynaeMbie peai/ifleHJOM floroeapi/iBaKDu^e- 
roca FocyflapcTBa b cbsibm c paöoTOü no HaÜMy, ocyu^ecTB/iae- 
MOM B flpyroM floroBapuBaßu^eMca FocyflapcxBe, Moryx oöaa- 
raxbca HaxioroM xojibKO b nepeoM ynoManyxoM Focyflapcxae, 
ecjin: 

a) noayHaxe/ib npeöbieaex b flpyroM FocyflapcxBe b o 6 u 4 eM 
cjio>KHOCxi/i He öojiee neiui 1 83 ahh b xeneHwe xißöoro flse- 
HaflflaxHMecHHHoro nepMOfla, HaHi/iHaßU 4 eroca hxim aaKaHHH- 
saßu^eroca b cooxBexcxByßifleM HanoroBOM rofly, h 

b) B03Harpa>KfleHMa BbinaaHMBaßxca paöoxoflaxexieivi Man ox 
MMSHM paöoxoflaxeaa, Koxopbm He aeaaexca peai/iflenxoM 
flpyroro FocyflapcxBa, i/i 

c) pacxoflbi no Bbinaaxe B03Harpa>KfleHMÜ ne necyx nocxo- 
sHHoe npeflcxaBMxeabcxBO v\nv\ nocxoHHHaa öaaa, Koxopbie 
paöoxoflaxeab rnvieex b flpyroM FocyflapcxBe. 

(3) noao>KeHHH nyHKxa 2 Hacxoaateü cxaxbi/i He npi/iMenaßxca 
K B03Harpa>KfleHMaM b cbb3m c paöoxoü HaeiuiHbix paöoxHMKOs 
B paMKax KOMMepnecKOM fleaxeabHOCxn no npeflocxasaeHMß 
paöoHeü ci/iabi. 

(4) HecMOxpa na npeflbiflyifli/ie noao>KeHMa Hacxoau 4 eM 
cxaxbM, B03Harpa>KfleHMa aa paöoxy no naniviy, Koxopaa 
ocyu^ecxBxiaexca na öopxy MopcKoro Man BoaflyiiiHoro cyflHa, 
SKCnayaxi/ipyeMoro b Me>KflyHapoflHbix nepeB03Kax, Moryx 
oöaaraxbca naaoroM b xom florosapHBaßaieivica FocyflapcxBe, 
B KOxopoM HaxoflMxca Mecxo cfjaKxi/iHecKoro pyKOsoflaiflero 
oprana npeflnpMaxi/ia, SKCnayaxi/ipyßLflero MopcKoe i/iaw 
B03flyujH0e cyflHO. 

Cxarbsi 16 

Bo3Harpa>KfleHM;i naeHan/i 
HaöaioflaxeabHbix coaexoB u coaexoB flMpeKxopoB 

Bo3Harpa>KfleHMa Haenaivi naöaßflaxeabHbix coaexoB i/iaw 
coBexoB flwpeKxopoB M anaaorMHHbie Bbinaaxbi, ncaynaeivibie 
pesHflenxoM floroBapMBaßU4eroca FocyflapcxBa b xanecxBe 
Haena HaöaßflaxeabHoro coaexa wai/i coeexa flwpeKxopoB kom- 
naHMM, HBaaßu^ewca peoMflenxoM flpyroro floroBapi/iaaßifleroca 
FocyflapcxBa, Moryx oöaaraxbca HaaoroM b 3xom flpyroM 
Focyflapcxae. 

Crarbsi 1 7 

AprucTbi M cnoprciuieHbi 

(1) HecMOxpa Ha noao>KeHna cxaxeü 7, 14 i/i 15 Hacxoaiflero 
CoraaiiieHHH, floxoflbi, noaynaeMbie peaMflenxoM floroBapi/i- 
saßifleroca Focyflapcxea b Kanecxae apxi/icxa-ncnoaHMxeaa, 
xaKoro, xax apxMCxa xeaxpa, kmho, paflno m xeaeBWfleHi/ia, Hau 
MyabiKanxa, a xaK>Ke b Kanecxae cnopxcMena ox ero ai/iHHO 
ocyu^ecxBaaeMOM fleaxeabHOCXH b flpyroM floroBapMBaßateivica 
Focyflapcxae, Moryx oöaaraxbca HaaoroM b 3xom flpyroM 
Focyflapcxae. 

(2) B caynae, ecai/i flOxoflbi ox ocyLflecxBaaeMOÜ ai/iHHO apxM- 
cxoM Man cnopxcMenoM b xbkom cbobm Kanecxae fleaxeabHOCXM 
HanMcaaßxca ne caMOMy apxMCxy nan cnopxcMeny, a MHOMy 
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zu, so können diese Einkünfte ungeachtet der Artikel 7, 14 
und 15 in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der 
Künstler oder Sportler seine Tätigkeit ausübt. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für Einkünfte aus der von 
Künstlern oder Sportlern in einem Vertragsstaat ausgeübten 
Tätigkeit, wenn der Aufenthalt in diesem Staat ganz oder über- 
wiegend aus öffentlichen Mitteln des anderen Vertragsstaats 
oder eines seiner Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften 
oder von einer im anderen Staat als gemeinnützig anerkannten 
Einrichtung finanziert wird. In diesem Fall können die Einkünfte 
nur in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem der Künstler 
oder Sportler ansässig ist. 


Artikel 18 

Ruhegehälter, Renten und ähnliche Vergütungen 

(1 ) Vorbehaltlich des Artikels 1 9 Absatz 2 können Ruhegehäl- 
ter und ähnliche Vergütungen oder Renten die eine in einem Ver- 
tragsstaat ansässige Person aus dem anderen Vertragsstaat 
erhält, nur im erstgenannten Staat besteuert werden. 

(2) Bezüge, die eine in einem Vertragsstaat ansässige natür- 
liche Person aus der gesetzlichen Sozialversicherung des ande- 
ren Vertragsstaats erhält, können abweichend von Absatz 1 nur 
in diesem anderen Staat besteuert werden. 


(3) Wiederkehrende und einmalige Vergütungen, die ein Ver- 
tragsstaat oder eine seiner Gebietskörperschaften an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person als Entschädigung für 
politische Verfolgung oder für Unrecht oder Schäden aufgrund 
von Kriegshandlungen (einschließlich Wiedergutmachungs- 
leistungen) oder des Wehr- oder Zivildienstes oder eines Ver- 
brechens, einer Impfung oder ähnlicher Vorkommnisse zahlt, 
können abweichend von Absatz 1 nur im erstgenannten Staat 
besteuert werden. 


(4) Der Begriff „Rente“ bedeutet einen bestimmten Betrag, der 
regelmäßig zu festgesetzten Zeitpunkten lebenslänglich oder 
während eines bestimmten oder bestimmbaren Zeitabschnitts 
aufgrund einer Verpflichtung zahlbar ist, die diese Zahlungen als 
Gegenleistung für eine in Geld oder Geldeswert bewirkte ange- 
messene Leistung vorsieht. 

(5) Unterhaltszahlungen, einschließlich derjenigen für Kinder, 
die eine in einem Vertragsstaat ansässige Person an eine im 
anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, sind in dem 
anderen Staat von der Steuer befreit. Das gilt nicht, soweit die 
Unterhaltszahlungen im erstgenannten Staat bei der Berechnung 
des steuerpflichtigen Einkommens des Zahlungsverpflichteten 
abzugsfähig sind; Steuerfreibeträge zur Milderung der sozialen 
Lasten gelten nicht als Abzug im Sinne dieser Bestimmung. 


nngy, to stu floxoflbi, uecMOTpa na nonoKeni/ia CTaxen 7, 14 n 15 
HacToaiuero CoraaujeHua, luioryx oö/iaraxbca Ha/ioroM b tom 
floroBapi/iBaKDLneMca rocypapcTBe, b KOTopoM apji/iCT nau 
cnopjCMeH ocymecTBJiaeT cbokd fleaTe/ibHOCTb. 

(3) rionTOKeHna nyHKTOB 1 u 2 HacToaineM CTaxbn ne npniuie- 
HutOTca K floxoflaM OT fleaTe/ibHOCTM, ocymecTBJiaeMOü apjM- 
craMM MJiM cnopjCMeHaMi/i b floroeapuBaiOLneMca focyflapcTBe, 
ecan MX npeöbieaHMe b stom focyflapcTBe nojiHOCTbio i/iaM 
npeMMymecTBeHHO cfiMHaHCMpyeTca aa cnex rocyflapcTBeHHbix 
cpeflCTB flpyroro floroBapMBaK5U4eroca focyflapcTBa, oflHOM m 3 
ero aeivienb mjim oflHoro m3 mx aflMMHMCTpaTMBHO-jeppMTopMaab- 
Hbix oöpaaoBaHMM, aMöo opraHMaagMeü, npM3HaHHOM b stom 
flpyroM focyflapcTBe oöLgecTBeHHO noneaHOM (ö/iaroTBopi/ijeab- 
hom). B tbkom caynae floxoflbi Moryx oö/iaraxbca xoabKO b 
floroBapi/iBaKDLneMca FocypapcxBe, peaMflenxoM Koxoporo 
MBnaexca apxi/icx mjim cnopxcMeH. 

Crarbsi 18 

DeHCMM, peHTbl M aHaJIOXMHHbie BbinjiaXbl 

(1) C ynexoM nojiojKeHMM nyHKxa 2 cxaxbM 19 Hacxoamero 
Cor/iaiiieHMM nencMM m aHanorMHHbie Bbimiaxbi mjim peHXbi, ko- 
xopbie nojiynaex peaMflenx floroBapMsaKDu^eroca Focyflapcxsa 
M3 flpyroro floroBapneaiOLneroca focyflapcxBa, Moryx oöjiaraxb- 
CM HanoroM xojibKO b nepeoM ynoMMHyxoM focyflapcxBe. 

(2) Bbinjiaxbi, Koxopbie nojiynaex c|3M3MHecKoe jiMpo, aejiMK)- 
meecM peaMfleHxoM floroBapMBaKDLgeroca FocyflapcxBa, aa 
cnex oöaaaxejibHoro copMaxibHoro cxpaxosaHMa flpyroro 
florosapMBaKDifleroca FocyflapcxBa, b oxjimhmb ox nojioxeHMM 
nyHKxa 1 HacxoaifleM cxaxbM luioryx oöjiaraxbca HajioroM xoxibKO 
b axoM flpyroM FocyflapcxBe. 

(3) riepMOflMHecKMe m eflMHOBpeMOHHbie Bbinjiaxbi, Koxopbie 
BbinjiaHMBaex floroBapMsaiOLfleecM PocyflapcxBO mjim oflHO m3 
ero aflMMHMCxpaxMBHO-xeppMxopMajibHbix oöpaaoBaHMM peaM- 
flenxy flpyroro floroBapMBaioifleroca FocyflapcxBa b BoaMeifle- 
HMe yiflepöa, noHeceHHoro BCJieflcxBMe nojiMXMnecKoro npecjie- 
flosaHM«, B BoaMeifleHMe npoxMBoaaKOHHOCxM mjim yiflepöa 
BCJieflCXBMe BOeHHblX fleMCXBMM (BKJlKJHaa KOMneHCaflMOHHbie 
Bbinjiaxbi M nocoöMa), oöaaaxejibHOM BoeHHOM mjim anbxepnaxMB- 
HOM rpajKflaHCKOM cjiyjKÖbi, npecxynjieHMM, hpmbmbkm mjim 
aHajiorMHHbix coöwxmm, Moryx oöjiaraxbca HajioroM xojibKO b 
nepBOM ynoMMHyxoM FocyflapcxBe, b oxjimhms ox noxioxeHMM 
nyHKxa 1 HacxoaiflOM cxaxbM. 

(4) TepMMH „peHxa“ oaHanaex onpeflejieHHyio cyMMy, Koxopaa 
peryjiapHO BbinxiaHMBaexca b ycxanoBJieHHbie cpoKM, no>KM3HeH- 
HO MJIM Ha npoxroKOHMM onpeflejieHHoro jimöo onpeflejiMMoro 
nepMOfla apeivieHM, na ocHoaaHMM oöaaaxejibcxaa, npeflycMax- 
pMBaKDiflero axM Bbinjiaxbi b xanecxBe BoaMeifleHMa aa aflexBax- 
Hyio ycjiyry, npeflOCxaajieHHyio flOHbraiviM mjim MaxepMajibHbiMM 
fleHHOCXHMM. 

(5) Bbinjiaxbi MJKflMBeHflaM b xanecxBe cpeflcxB k cyu^ecxBO- 
BaHMKD, BKJltOHaa ajlMMBHXbl HB fleXBM, KOXOpbie BbinjlBHMBBeX 
peaMflSHx floroBapMBaKJLfleroca FocyflapcxBa peaMflOHxy flpyro- 
ro floroBapMBaKDLflerocH Focyflapcxaa, ocBOöojKflaioxcH ox Hano- 
rooöjiojKeHMM B axoM flpyroM FocyflapcxBe. Hacxoaiflee nojio- 
jKeHMe He npMMeHaexcH, ecjiM bxm Bbinnaxbi b nepBOM 
ynoMHHyxoM FocyflapcxBe nofljie>Kax Bbinexy npM MCHMCneHMM 
coBOKynHoro Hanorooöjiaraeivioro floxofla mx nnaxejibiflMKa; 
cyMMbi, He oöjiaraeMbie nanoroM b flejinx oöjierHeHMH coflMajib- 
HOrO ÖpeMBHM, He CHMXBIOXCH BbineXOM B nOHMMBHMM HaCXOHlfle- 

ro nojiojKeHMH. 


Artikel 19 
Öffentlicher Dienst 


( 1 ) 


CraTbsi 19 

FocyflapcTBeHHan cnyjKöa 


( 1 ) 


a) XajiOBBHbe, aapaöoxHaa nnaxa m aHanorMHHbie BoanarpajK- 
fleHMH, aa MCxniOHeHMeM nencMM, BbinnaHMBaeivibie floroaa- 
pMBaKJiflMMCH FocyflapcxBOM, oflHOM M3 ero aeivienb MnM 


a) Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, ausgenommen 
Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einem seiner 
Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften an eine natür- 
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liehe Person für die diesem Staat, einem seiner Länder oder 
einer ihrer Gebietskörperschaften geleisteten Dienste gezahlt 
werden, können nur in diesem Staat besteuert werden. 


b) Diese Vergütungen können jedoch nur im anderen Vertrags- 
staat besteuert werden, wenn die Dienste in diesem Staat 
geleistet werden und die natürliche Person in diesem Staat 
ansässig ist und 

aa) ein Staatsangehöriger dieses Staates ist oder 

bb) nicht ausschließlich deshalb in diesem Staat ansässig 
geworden ist, um die Dienste zu leisten. 

( 2 ) 

a) Ruhegehälter, die von einem Vertragsstaat, einem seiner 
Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften oder aus von 
diesem Staat, einem seiner Länder oder einer ihrer Gebiets- 
körperschaften errichteten Sondervermögen an eine natür- 
liche Person für die diesem Staat, einem seiner Länder oder 
einer ihrer Gebietskörperschaften geleisteten Dienste gezahlt 
werden, können nur in diesem Staat besteuert werden. 


b) Diese Ruhegehälter können jedoch nur im anderen Vertrags- 
staat besteuert werden, wenn die natürliche Person in diesem 
Staat ansässig und ein Staatsangehöriger dieses Staates ist. 

(3) Auf Vergütungen und Ruhegehälter für Dienstleistungen, 
die im Zusammenhang mit einer gewerblichen Tätigkeit eines 
Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer ihrer Gebiets- 
körperschaften erbracht werden, ist der Artikel 15, 16, 17 oder 18 
anzuwenden. 

(4) Absatz 1 gilt entsprechend für Vergütungen, die im Rah- 
men eines Programms der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
eines Vertragsstaats, eines seiner Länder oder einer ihrer Ge- 
bietskörperschaften aus Mitteln, die ausschließlich von diesem 
Staat, dem Land oder der Gebietskörperschaft bereitgestellt 
werden, an Fachkräfte oder freiwillige Helfer gezahlt werden, die 
in den anderen Vertragsstaat mit dessen Zustimmung entsandt 
worden sind. 


(5) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Vergütungen, 
die vom oder für das Goethe-Institut oder den Deutschen Aka- 
demischen Austauschdienst der Bundesrepublik Deutschland 
gezahlt werden. Eine entsprechende Behandlung der Vergütun- 
gen anderer vergleichbarer Einrichtungen der Vertragsstaaten 
kann durch die zuständigen Behörden im gegenseitigen Einver- 
nehmen vereinbart werden. Werden diese Vergütungen im Grün- 
dungsstaat der Einrichtung nicht besteuert, so gilt Artikel 15. 


Artikel 20 
Studenten 

Zahlungen, die ein Student, Praktikant oder Lehrling, der sich 
in einem Vertragsstaat ausschließlich zum Studium oder zur Aus- 
bildung aufhält und der im anderen Vertragsstaat ansässig ist 
oder dort unmittelbar von der Einreise in den erstgenannten Staat 
ansässig war, für seinen Unterhalt, sein Studium oder seine Aus- 
bildung erhält, dürfen im erstgenannten Staat nicht besteuert 
werden, sofern diese Zahlungen aus Quellen außerhalb dieses 
Staates stammen. 


OflHMM M3 MX aflMMHMCTpaTMBHO-TeppMTOpMajlbHblX OÖpaSO- 
saHMM cf3M3MHecKOMy jiMpy 3a cnyjKÖy, ocymecTanaeMyio flna 
3Toro FocyflapcTsa, oflHOM m3 ero aeMe/ib v\nv\ ofluoro m3 mx 
aflMMHMCjpaTMBHO-TeppMTOpMajlbHblX 06pa30BaHMM, MOryT 
oönaraTbca HanoroM tojibko b 3tom FocyflapcTse. 

b) YKaaaHHbie BOSHarpaxrfleHMn Moryr, OAuaKO, oßnaraxbca ua- 
noroM TonbKO b ApyroM floroBapMBaKDmeMca focyflapcTBe, 
ec/iM yKaaauHaa cnyjKÖa ocyatecTBaaexc^i b 3tom ApyroM 
focyflapcTBe m ctDuauHecKoe jiMpo aBnaercfl peaMfleuTOM 
flaHHoro focyflapcTBa, a Taioxe; 

aa) aanneTCs HapMOHanbHbiM nMpoM flauHoro FocyflapcTsa 
MnM 

bb) exano peaMflenxoM AauHoro FoeyflapexBa ue xonbKO 
xiMUJb B penax oeyateexBneHua cjiy>K6bi. 

( 2 ) 

a) rieHCMM, BbinnaHMBaeMbie floroBapMsaKDatMMcn rocypapex- 
BOM, oflHOM M3 ero aeMenb nnu oahmm m3 mx aAMMHMCxpa- 
xMBHO-xeppMxopMaxibHbix oöpasoBaHMM, MnM 3a cnex cJjOHAa, 
co3AaHHoro 3xmm FocyAapexBOM, oahom m3 ero aeMe/ib mxim 
OAHMM M3 MX aAMMHMCXpaXMBHO-XeppMXOpMajlbHblX o6pa30- 
sauMM, c|DM3MHecKOMy riMpy 3a cny>K6y, ocyu4ecxBJieHHyKD Ana 
3xoro FocyAapcxaa, oahom m3 ero aeMe/ib mjim oahoco m3 mx 
aAMMHMCxpaxMBHO-xeppMxopMa/ibHbix oöpaaoBaHMM, Moryx 
oöjiaraxbca HanoroM xojibKO b 3xom FocyAapcxee. 

b) OAHaKO, yxasauHbie nencMM Moryx oönaraxbca HanoroM 
xonbKO B APyroM florosapMBaiou^eMca FocyAapcxBe, ecnM 
c(5M3MHecKoe riMpo aBxiaexca pesMASHxoM m HapMOHanbHbiM 
riMpoM 3xoro APyroro focypapexBa. 

(3) B oxHomeHMM B03Harpa>KAeHMM m neucMM 3a ycnyrM, oxa- 
3biBaeMbie b ceaaM c npeAnpuHMMaxenbCxoM AsaxejibHOCXbK) 
floroaapMBaiou^eroca PocypapexBa, oahom m3 ero seivierib MnM 
OAHoro M3 MX aAMMHMCxpaxMBHO-xeppMxopManbHbix oöpaaoaa- 
HMM, npMMOHaKJxca nono>KeHMa cxaxeü 15, 16, 17 MnM 18 
Hacxoaipero CornaujeHMa. 

(4) nono>KeHMa nyHKxa 1 HacxoaipeM cxaxbM npMMeHaßxca 
cooxBexcxBeHHO K B03Harpa>KAeHMaM, BbinnaHMsaeivibiM b paM- 
xax nporpaiMMbi 3KOHOMMHecKoro coxpypHMHecxBa floroaapM- 
BatOLperoca focypapexBa, oahom m3 ero seMenb MnM opHoro m3 
MX apMMHMCxpaxMBHO-xeppMxopManbHbix oöpasoBaHMM 3a cnex 
epepexB, BbipenaeMbix MCxniOHMxenbHO 3xmm focypapexBOM, 
3X0M aeiMnOM MnM 3XMM apiVIMHMCXpaXMBHO-XeppMXOpManbHblM 
oöpasoBaHMeM, cnepManMCxaM MnM poöpoBonbHbiM noMoaiHM- 
KBM, HanpaBneHHbiM b ppyroe floroBapMBaKDateeca Focypapex- 
BO c ero cornacMa. 

(5) Flono>KeHMa nyHKXOB 1 m 2 HacxoaipeM cxaxbM npMMe- 
Hatoxca cooxBexcxBeHHO k BOBHarpaxrpeHMaM, BbinnaaMBaeivibiM 
CO cxopoHbi MnM ox MMOHM klHCXMxyxa Fexe MnM FepMaHCKOM 
cny>K6bi axapeMMHecKMx oöMeHOB chepepaxMBHOM PecnyönMKM 
FepiuiaHMa. KoiuinexeHXHbie opraHbi no BsaMMHOMy cornacMio mo- 
ryx poroBopMXbca o npMMeHeHMM cooxBexcxByßipero nopxopa 
K B03Harpa>KAeHMaM mhwx aHanorMHHbix yapejKpeHMM floroaa- 
pMBaioipMxca FocypapexB. EcnM yxaaaHHbie B03Harpa>KAeHMa He 
oönaraioxca HanoroM b rocypapcxBe-ynpepMxene ynpearpeHMa, 
xo peMCXByox nonoxreHMa cxaxbM 1 5 Hacxoaipero CornaiueHMa. 

Craxba 20 
CxypeHTbi 

Bbinnaxbi, npepHasHaHeHHbie pna npojxMBaHMa, yaeöbi MnM 
noproxoBKM, Koxopbie nonyaaex exypenx, npaxxMKaHX MnM 
yHaipMMCa, HaxopaipMMCa b floroeapMBaioaieMca FocypapexBe 
MCKnoHMxenbHO c penbK) yaeöbi MnM noproxoBKM m aBnatoipMMCa 
pe3MpeHX0M ppyroro floroBapMBaKDiperoca FocypapexBa 
MnM Bnnoxb po Bteapa b nepBoe ynoManyxoe FocypapexBO 
aanaBUJMMCa xaKOBbiM, He nopne>Kax HanorooönoKeHMto b 
nepBOM ynoMaHyxoM FocypapexBe, ecnM mcxohhmkm 3xmx 
B binnax Haxopaxca aa npepenawM 3xoro FocypapexBa. 
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Artikel 21 


CraTbsi 21 


Andere Einkünfte 

(1) Einkünfte einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person, 
die in den vorstehenden Artikein nicht behandeit wurden, können 
ohne Rücksicht auf ihre Herkunft nur in diesem Staat besteuert 
werden. 


(2) Absatz 1 ist auf andere Einkünfte ais soiche aus unbeweg- 
iichem Vermögen nicht anzuwenden, wenn der in einem Ver- 
tragsstaat ansässige Empfänger im anderen Vertragsstaat eine 
gewerbiiche Tätigkeit durch eine dort geiegene Betriebsstätte 
oder eine seibständige Arbeit durch eine dort geiegene feste 
Einrichtung ausübt und die Rechte oder Vermögenswerte, für die 
die Einkünfte gezahit werden, tatsächiich zu dieser Betriebsstätte 
oder festen Einrichtung gehören. In diesem Faii ist Artikei 7 
beziehungsweise Artikei 14 anzuwenden. 


Artikel 22 
Vermögen 

(1) Unbewegliches Vermögen, das einer in einem Vertrags- 
staat ansässigen Person gehört und im anderen Vertragsstaat 
liegt, kann im anderen Staat besteuert werden. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebsstätte ist, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats im 
anderen Vertragsstaat hat, oder das zu einer festen Einrichtung 
gehört, die einer in einem Vertragsstaat ansässigen Person für 
die Ausübung einer selbständigen Arbeit im anderen Vertrags- 
staat zur Verfügung steht, kann im anderen Staat besteuert 
werden. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge, die im internationalen Ver- 
kehr betrieben werden, sowie bewegliches Vermögen, das dem 
Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, können nur 
in dem Vertragsstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Vertragsstaat 
ansässigen Person können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 

Artikel 23 

Vermeidung der Doppelbesteuerung im Wohnsitzstaat 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland ansässigen 
Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt; 

a) Von der Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer 
werden die Einkünfte aus Turkmenistan sowie die in Turk- 
menistan gelegenen Vermögenswerte ausgenommen, die 
nach diesem Abkommen in Turkmenistan besteuert werden 
können und nicht unter Buchstabe b fallen. 

Für Einkünfte aus Dividenden gelten die vorstehenden Be- 
stimmungen nur dann, wenn diese Dividenden an eine in der 
Bundesrepublik Deutschland ansässige Gesellschaft (jedoch 
nicht an eine Personengesellschaft) von einer in Turkmenistan 
ansässigen Gesellschaft gezahlt werden, deren Kapital zu 
mindestens 25 vom Hundert unmittelbar der deutschen 
Gesellschaft gehört, und bei der Ermittlung der Gewinne der 
ausschüttenden Gesellschaft nicht abgezogen worden sind. 


MHbie AOXOflbl 

(1) floxoflbi, no/iynaeMbie pesnfleHJOM floroBapnBatOLueroca 
FocyAapcTBa, KOTopbie ne paccMajpnBanncb b npeflbiflymnx 
cxaTbBX HacTonmero CornaiiieHnn, HesaBnci/iMO ot mx npo- 
MCxo>KfleHMfl Moryj oönarajbcn HanoroM TonbKO b stom 
F ocyflapcTBe. 

(2) rionoxceHi/in nyHKxa 1 HacTonmeM CTaxbn ne npi/iMeHsiK)Tcn 
K flOXOflaM, MHbIM, HBM flOXOftbl OT HeflBM>KMMOrO l/|MymeCTBa, 
ecnn nonyHarejib, siBJinioiHMMCn pesi/ifleHTOM floroBapnsaKDine- 
rocn FocyflapcTBa, ocymecTBnneT b flpyroM floroeapnBaKDineM- 
CH PocyflapcTBe npeflnpi/iHnMaxenbCKyK) flenxenbHOCxb nepes 
pacnojio>KeHHoe b hom nocxonHHoe npeflcxaBMxexibcxBO i/inn 
oxasbiBaex b axoM flpyroM FocyflapcxBe HesaBnci/iMbie ni/iHHbie 
ycjiy™ nepes Haxoflninyracn b hbm nocxonHHyK) öasy, n 
npaBa nnn MMyiitecxBeHHbie peHHOCxn, b oxHOLueHMi/i Koxopbix 
BbinxiaHMBaoxcn axn floxoflbi, pea/ibHO CBnsaHbi c tskum 
nocxo^iHHbiM npeflCxaBMxexibCXBOM nnn xaKOw nocxonHHOM 
öasoM. BxaKOM cnynae npnMennKixcn noxio>KeHna cxaxbi/i 7 nxin 
cxaxbM 14 Hacxonmero ComaujeHnn. 

Crarbn 22 
MiuiyiAecTBO 

(1) HeflBM>KMMoe MMyiAecxBO, npnHaflne>KaLnee pesi/ifleHxy 
floroBapMBaKDLuerocn FocyflapcxBa n pacnono>KeHHoe b flpyroM 
floroBapMBaKDLLieMCB Focyflapcxae, MO>Kex oö/iaraxbcn HanoroM 
B axoM ApyroM FocyflapcxBe. 

( 2 ) flBM>KMMoe MMyiitecxBO, npeflcxaBxiaKDLuee coöoti aKxi/iBbi 
nocxosHHOro npeflCxaBi/ixexibCXBa, Koxopoe npeflnpnnTne 
floroBapi/iBaiOLnerocsi PocyflapcxBa Mweex b ApyroM floroBapn- 
BaKDLneMcn PocyflapcxBe, nnn oxHOcnmeeca k nocxonnHOM base, 
KOxopoM pacnoxiaraex pesi/iflenx floroBapnBaramerocn Focy- 
flapcxsa fl/iR OKasaHMU HesaBi/ici/iMbix nwHHbix ycnyr b ApyroM 
floroBapi/iBaKDiiteMcn FocyflapcxBe, MO>Kex oö/iaraxbcn HanoroM 
B axoM ApyroM FocyflapcxBe. 

(3) Mopcxne nnn BOSflyiuHbie cyfla, aKcnnyaxnpyeMbie b 
Me>KflyHapoflHbix nepeBOSxax, a xaK>Ke flBM>KMMoe nMyinecxBO, 
CBsisaHHoe c aKcnjiyaxagneü xaKi/ix MopcKMx mjim BOSflyiuHbix 
cyflOB, Moryx noflxie>Kaxb HanorooöxioxeHMK) xonbKO b xom 
floroBapuBaKDiiieMcn FocyflapcxBe, b KOxopoM Haxoflnxca Mecxo 
cttaKXMHecKoro pyKOBOflamero oprana npeflnpi/inxun. 

(4) Bce MHbie aneMeHXbi MMymecxBa pesMfleHxa floroBapn- 
BatomerocH FocyflapcxBa Moryx oöjiaraxbca HanoroM xo/ibKO b 
axoM FocyflapcTBe. 

Cxarbsi 23 

VcxpaHeHMe abomhoxo 

Ha/ioroo6iio>KeHM;i b rocyAapcxBe pesnAeHTCXBa 

(1) FIpMMeHMxe/ibHO K pesMfleHxy Oeflepaxi/isHOM PecnyöxiMKM 
FepMaHMH HanorM ycxaHaBxiMBaioxcH cneflytoinMM oöpasoM. 

a) l/ls HanoroBOM öasbi repMancKMx HanoroB i/iCKJiiOHaioxcn 
floxoflbi M3 TypxMeHMCxaHa, a xaKxce pacnonoxceHHbie b 
T ypKMBHMCxaHe MMymecTBeHHbie peHHOCxM, Koxopbie b co- 
oxsexcxBMM c HacxoHLAMM ComaiiieHMeM Moryx oönaraxbcn 
HanoroM b TypKMeHMCxaHe m hb noflnaflaiox nofl fleMCXBMe 
noflnyHKxa b) HacTonmero nyHKxa. 

FIpMMeHMxenbHO k floxoftaM ot flMBMfleHflOB npeflbiflyinMe 
nono>KeHMH npMMeHHioxcH xo/ibKO B cnynae, ecHM axM ambm- 
fleHflbi BbinnaHMBaioxcH KOMnaHMM (sa MCK/iiOHeHMeM xoaa- 
pi/iLuecxBa), HBJiHiOLneMCB pesMAeHxoM (tJeflepaxMBHOM Pec- 
nyöjiMKM FepMaHMH, KOMnani/ieM, naxiHiOLneMCH pesMfleHxoM 
TypKMOHMCxaHa, KanMxan xoxopoM npMHaflne>KMx He Menee 
HBM Ha 25 npogeHxoB nenocpeflcxBeHHO repiviaHCKOM 
KOMnaHMM, M eCnM OHM HB ÖbmM BbIHXeHbl npM MCHMCJIBHMM 
npMÖblJlM KOMnaHMM, BbinnaHMBaiOLLteM flMBMfleHflbl. 
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Für die Zwecke der Steuern vom Vermögen werden von der 
Bemessungsgrundlage der deutschen Steuer ebenfalls 
Beteiligungen ausgenommen, deren Ausschüttungen, falls 
solche gezahlt würden, nach den vorhergehenden Sätzen 
von der Steuerbemessungsgrundlage auszunehmen wären. 

b) Auf die deutsche Steuer vom Einkommen für die folgenden 
Einkünfte wird unter Beachtung der Vorschriften des deut- 
schen Steuerrechts über die Anrechnung ausländischer 
Steuern die turkmenische Steuer angerechnet, die nach turk- 
menischem Recht und in Übereinstimmung mit diesem Ab- 
kommen für diese Einkünfte gezahlt worden ist: 

aa) Dividenden, die nicht unter Buchstabe a fallen; 

bb) Zinsen; 

cc) Lizenzgebühren; 

dd) Einkünfte, die nach Artikel 13 Absatz 2 in Turkmenistan 
besteuert werden können; 

ee) Einkünfte, die nach Artikel 15 Absatz 3 in Turkmenistan 
besteuert werden können; 

ff) Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsvergütungen; 
gg) Einkünfte im Sinne des Artikels 1 7. 

c) Statt der Bestimmungen des Buchstabens a sind die Bestim- 
mungen des Buchstabens b anzuwenden auf Einkünfte 
im Sinne der Artikel 7 und 10 und die diesen Einkünften zu- 
grunde liegenden Vermögenswerte, wenn die in der Bundes- 
republik Deutschland ansässige Person nicht nachweist, 
dass die Betriebsstätte in dem Wirtschaftsjahr, in dem sie 
den Gewinn erzielt hat, oder die in Turkmenistan ansässige 
Gesellschaft in dem Wirtschaftsjahr, für das sie die Ausschüt- 
tung vorgenommen hat, ihre Bruttoerträge ausschließlich 
oder fast ausschließlich aus unter § 8 Absatz 1 Nummern 1 
bis 6 des deutschen Außensteuergesetzes fallenden Tätig- 
keiten bezieht; Gleiches gilt für unbewegliches Vermögen, 
das einer Betriebsstätte dient, und die daraus erzielten 
Einkünfte (Artikel 6 Absatz 4) sowie für die Gewinne aus der 
Veräußerung dieses unbeweglichen Vermögens (Artikel 13 
Absatz 1) und des beweglichen Vermögens, das Betriebsver- 
mögen der Betriebsstätte darstellt (Artikel 13 Absatz 3). 


d) Die Bundesrepublik Deutschland behält aber das Recht, die 
nach den Bestimmungen dieses Abkommens von der deut- 
schen Steuer ausgenommenen Einkünfte und Vermögens- 
werte bei der Festsetzung des Steuersatzes für das übrige 
Einkommen oder Vermögen zu berücksichtigen. 

e) Ungeachtet der Bestimmungen des Buchstabens a wird die 
Doppelbesteuerung durch Steueranrechnung nach Buch- 
stabe b vermieden, 

aa) wenn in den Vertragsstaaten Einkünfte oder Vermögen 
unterschiedlichen Abkommensbestimmungen zugeord- 
net oder verschiedenen Personen zugerechnet werden 
(außer nach Artikel 9) und dieser Konflikt sich nicht 
durch ein Verfahren nach Artikel 25 Absatz 3 regeln lässt 
und wenn aufgrund dieser unterschiedlichen Zuordnung 
oder Zurechnung die betreffenden Einkünfte oder Ver- 
mögenswerte unbesteuert blieben oder niedriger als 


fljia peneü Ha/ioroo6jio>KeHi/ia uMyu^ecTBa i/is ua/ioroBOM 
öasbi repMaucKux uanoroB ncKnoHaoTca TaKJxe floneabie 
ynacTUfl, AUBi/iASHflbi no KOTopbiM, ecnu 6bi ohm Bbin/iaHi/iBa- 
nncb, noA/ie>Kann 6bi ucKnKDHeHUK) ua HanoroBOÜ öasw 
cor/iacHO nonojKSHUJiM npeAbiAyrAux nacTeü HacTOflu^ero 
noAnyuKTa. 

b) C yneroM nono>KeHMM repiviaHCKOro HanoroBoro saKOHOAa- 
xe/ibCTBa o npoMSBOACTBe sanexa uHOCxpauHbix uanoroB 
npu o6no>KeHMM repMaucKi/iMM HajioraMi/i, BSUMaeMbiMu c 
AOxoAa, npMMeHuxejibHO k Hi/i>KenpMBeAeHHbiM AOxoAaM 
npoMSBOAMXcsi sanex uanoroB TypKMeHucxaua, ynnaneHHbix 
no 3XHM AOxoAaM comacHO saKOHOAaxexibCxay TypKMeuu- 
cxana n b cooxBexcxBi/iu c Hacxoaaii/iM ComameHueM: 

aa) A^iBi^ASHAaM, ne noAnaAaioati/iM noA AeücxBi/ie noA- 
nyuKxa a) nacxoaLAero nyuKxa; 

bb) npopeuxaivi; 

cc) pounxu; 

dd) aoxoaam, Koxopbie corxiacuo nyuKxy 2 cxaxbu 13 
uacxonaiero CornaLueHua Moryx oönaraxbca uanoroM b 
TypKMeHMCxaHe; 

ee) AOxoAaM, Koxopbie corxiacuo nyuKxy 3 cxaxbu 15 
uacxouatero CornaLueHuu Moryx oönaraxbcu uanoroM b 
TypKMeuMCxaue; 

ff) BoauarpajKAeuuuM uneuaM uaöniOAaxenbHbix coboxob 
M COBeXOB AnpsKxopoB; 

gg) aoxoabm b noHUMauuu cxaxbu 17 Hacxosiaiero Corna- 
LiieUMU. 

c) B oxHOUjeum/i aoxoaob b noHUMaum/i cxaxeü 7 u 1 0 uacxoa- 
lAero CornatiieHMU u i/iMyaiecxBeuHbix AeuHOCxeu, jie>Kau4ux 
b MX ocHoee, bmocxo nojio>KeHMM noAnyuKxa a) uacxoBiAero 
nyuKxa npuMeuuioxcu nono>KeHMa noAnyuKxa b) uacxouatero 
nyuKxa, ecriM pesMASux (UeAepaxMBHOM PecnyöriMKM Fepiuia- 
HMU ue npeACxaBJiuex noAXBep>KAeHMU o xom, hxo nocxo- 
uHHoe npeACxaBMxejibcxBO b xoauMCXBeuHOM (oxuexuoM) 
rOAy, B KOXOpOM OHO M3BneKnO npMÖblXIb, MJIM KOMUaUMU, UB- 
nmoLAaucu peauASuxoM TypKMeuMCxaua, b xoauMCXBeuHOM 
(oxuexHOM) roAy, b cuex Koxoporo oua pacnpeAexiM/ia 
npMÖbmb, noxiynajiM cbom sanoBOM aoxoa MCKJiiOHMxenbHO 
MUM nOHXM MCK/llOHMXejlbHO OX BMAOB ABUXeUbHOCXM, HOAUa- 

AaioiAMX noA Aei^cxBue uoMopoB 1-6 nyuKxa 1 naparpa- 
dpa 8 SaKOua cbeAepaxMBuoM Pecnyö/iuKM FepMauMsi o Bueuj- 
HMx uanorax; xo >Ke nono>KeHMe pei^cxByex b oxuoiiieuMM 
HeABM>KMMOro MMyatecxea, npeAHaauaueHHOro ßfln Hy>KA 
nocxouHHoro npeACxaBMxejibcxea, m aoxoaob, MaB/ieueuHbix 
Ma uero (nyuKX 4 cxaxbM 6 Hacxouaiero CornaujeHMu), a 
xaioKe B oxHomeuMM cyiuiM npMÖbmi/i ox 0XHy>KAeHMU Aauuoro 
HeABM>KMMOro MMyu^ecxBa (nyuKX 1 cxaxbM 13 Hacxouu4ero 
CornaiiieuMu) m abmjkmmofo MMyiAecxea, npeACxaBJiuiotAero 
coöOM axxMBbi nocxouHHOro npeACxaBMxeribCXBa (nyuKX 3 
cxaxbM 13 Hacxoau4ero CornaLueuMu). 

d) OAuaKO, ttJeAepaxMBuau Pecnyö/iuKa FepMauMu ocxaBJiuex 
aa COÖOM npaeo b cooxeexcxBMe c nono>KeHMUMM uacxouiAe- 
ro CorjiaLueuMU yuMXbiBaxb aoxoabi mjim MMyaiecxBeuHbie 
peuHOCxM, Mataxbie m 3 o6no>KeHMsi repMaucKMMM uanoraMM, 
npM ycxauoBxieHMM ua/ioroBOM cxbbkm, npMMeHueMOM eü k 
ocxanbUbiM cyMiuiaM aoxoab mum MMyu^ecxBa. 

e) HecMOxpa ua nojiojKeuMM noAnyuKxa a) uacxonatero nyuKxa, 
ABOMHoe Hanoroo6no>KeHMe yoxpauaexcu nocpeACXBOM 
ua/ioroBoro aauexa b cooxbbxcxbmm c noAnyuKxoM b) 
uacxouaiero nyuKxa, 

aa) ecjiM b floroeapMBaioatMxcM FocyAapcxBax aoxoabi mjim 
MMyiAecxBO oxuocuxca k paaubiM nojiojKeuMUM uacxoa- 
LAero CorjiaiiieuMU mjim npMHMCJiaioxcu paaubiM jiMpaM 
(xpoMe cjiyuaeB corxiacuo cxaxbe 9 uacxouiAero Corna- 
LiieuMu) M axox kohc|3jimkx uejibau yperyjiMpoaaxb npo- 
peAypoM B cooxeexcxBMM c nojiojKeuMUMM nyuKxa 3 
cxaxbM 25 uacxouatero CornaiiieuMU, m KorAa BBMAy 
xaKoro paajiMHHoro oxueceuMu mjim npMHMCJieuMu coox- 
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ohne diesen Konflikt besteuert würden oder 


bb) wenn die zuständige Behörde der Bundesrepublik 
Deutschland nach Konsultation mit der zuständigen 
Behörde von Turkmenistan auf diplomatischem Weg 
andere Einkünfte notifiziert, bei denen sie die Anrech- 
nungsmethode nach Buchstabe b anzuwenden beab- 
sichtigt. Die Doppelbesteuerung wird für die mitgeteilten 
Einkünfte durch Steueranrechnung nach Buchstabe b 
vom ersten Tag des Kalenderjahres vermieden, das dem 
Kalenderjahr folgt, in dem die Mitteilung übermittelt 
wurde. 


(2) Bei einer in Turkmenistan ansässigen Person wird die 
Steuer wie folgt festgesetzt: 

Bezieht eine in Turkmenistan ansässige Person Einkünfte oder 
hat sie Vermögen und können diese Einkünfte oder dieses Ver- 
mögen nach diesem Abkommen in der Bundesrepublik Deutsch- 
land besteuert werden, so gestattet Turkmenistan 

a) auf die vom Einkommen dieser Person zu erhebende Steuer 
den Betrag anzurechnen, der der in der Bundesrepublik 
Deutschland gezahlten Steuer vom Einkommen entspricht; 

b) auf die vom Vermögen dieser Person zu erhebende Steuer 
den Betrag anzurechnen, der der in der Bundesrepublik 
Deutschland gezahlten Steuer vom Vermögen entspricht. 

Diese anzurechnenden Beträge dürfen jedoch in keinem Fall den 
Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer vom Einkommen 
oder vom Vermögen übersteigen, der auf die Einkünfte, die in der 
Bundesrepublik Deutschland besteuert werden können, oder auf 
das Vermögen, das dort besteuert werden kann, entfällt. 

Einkünfte oder Vermögen einer in Turkmenistan ansässigen Per- 
son, die nach irgendeiner Bestimmung dieses Abkommens von 
der Besteuerung in Turkmenistan ausgenommen sind, können 
gleichwohl in Turkmenistan bei der Berechnung der Steuer für 
das übrige Einkommen oder Vermögen dieser dort ansässigen 
Person einbezogen werden. 


Artikel 24 
Gleichbehandlung 

(1) Staatsangehörige eines Vertragsstaats dürfen im anderen 
Vertragsstaat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängen- 
den Verpflichtung unterworfen werden, die anders oder belas- 
tender ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängen- 
den Verpflichtungen, denen Staatsangehörige des anderen 
Staates unter gleichen Verhältnissen, insbesondere hinsichtlich 
der Ansässigkeit, unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. Diese Bestimmung gilt ungeachtet des Artikels 1 auch 
für Personen, die in keinem Vertragsstaat ansässig sind. 


(2) Staatenlose, die in einem Vertragsstaat ansässig sind, 
dürfen in keinem Vertragsstaat einer Besteuerung oder damit 
zusammenhängenden Verpflichtung unterworfen werden, die 
anders oder belastender ist als die Besteuerung und die damit 
zusammenhängenden Verpflichtungen, denen Staatsangehörige 
des betreffenden Staates unter gleichen Verhältnissen unter- 
worfen sind oder unterworfen werden können. 


(3) Die Besteuerung einer Betriebsstätte, die ein Unternehmen 
eines Vertragsstaats im anderen Vertragsstaat hat, darf im ande- 
ren Staat nicht ungünstiger sein als die Besteuerung von Unter- 
nehmen des anderen Staates, die die gleiche Tätigkeit ausüben. 
Diese Bestimmung ist nicht so auszulegen, als verpflichte sie 


BeTCTsyoLune floxoflbi i/uii/i i/iMymecTBeHHbie peHHOCTu 
He öbiJiM 6bi noflBeprHyrbi Hanoroo6no>KeHi/iKD hjim öbinw 
6bi noABeprHyjbi MeHbLueiviy Hajioroo6no>KeHMK), neivi 
npw OTCyTCTBHM TaKOrO KOHCjDJlMKTa, JIMÖO 

bb) ecni/i KOMnereHTHbiM opraH cpeflepaTHBHOü Pecnyöni/iKi/i 
FepiviaHMa noc/ie KOHCyribTagMÜ c KOMnereHTHbiM opra- 
HOM TypKMeHHCxaHa yseflOM/iaeT no fli/innoMajHHecKHM 
KaHanaM o6 wHbix Aoxoflax, k KOTopbiM oh npeAnonara- 
er npi/iMennTb motoa nanoroBoro sanexa comacHO noA- 
nyHKxy b) HacxoniAero nyHKxa. flBOÜHoe Hanorooöjio- 
>KeHne B OTHOiiieHMM yxasaHHbix AOXOAOB ycTpaHaexcn 
nyxeivi nanoroBoro sanexa corxiacHO noAnynxxy b) 
HacxonLAsro nynxxa c nepBoro ahb Ka/ieHAapnoro roAa, 
cxieAyKDLAsro sa xaneHAapHbiM roAOM, b KOxopoM öbmo 
nepeABHO yBBAOM/ieHi/ie. 

(2) ripi/iMeHHxe/ibHO K pesHAeHxy TypKMeHncxana Hanori/i 
yoxanaB/iMBaioxca cxieAyKDLAi/iM oöpasoM. 

Ecxim pesMASHX TypKMeHi/icxana no/iynaex aoxoa mxih BxiaAsex 
HMyiAecxBOM, Koxopbie, cor/iacHO noxio>KeHMflM nacxoaiAero 
CorxiaujeHMfl, Moryx oönaraxbcn nanoroM b cpeAepaxHBHOM 
Pecnyöni/iKe FepiviaHMa, TypKMeHMCxan nosBoni/ix: 

a) Bbinecxb ns naxiora na aoxoa axoro pesMAenxa cyMMy, 
paBHyio Hajiory na aoxoa, ynxianeHHOMy b cpeAepaxHBHOM 
Pecnyöni/iKe FepiviaHHa; 

b) Bbinecxb ns nanora na MMyiASCXBO axoro pesi/iASHxa cyMMy, 
paBHyK) Hanory na MMyiASCXBO, ynnaneHHOMy b cpeAepaxMB- 
HOM PecnyöjiMKe fepMaHHa. 

3xm Bbinexbi b jiioöom c/iynae ne AOxi>KHbi npeBbiiiiaxb nacxb 
Ha/iora c aoxoab v\nv\ c HMyiASCXBa, noACHHxannyio ao npeAO- 
cxaBneHHB Bbinexa, oxHOcniAyraca k AOxoAy mjih i/iMyiAecxBy, ko- 
xopbie Moryx oönaraxbca nanoroM b cpeAepaxMBHOH Pecnyöni/iKe 
PepMaHMa, b saBMCi/iMOCxi/i ox oöcxoaxe/ibcxB. 

Ecjih b cooxBexcxBMM c ntoöbiM nojio>KeHneM HacxoaiAero 
CornaujeHMfl nonyHeHHbm aoxoa hjim HMyiAecxBO pesMASHxa 
TypKMeHHCxana ocBOöoKAeHbi ox nanora b TypKMeHMCxane, 
TypKMeHHCxaH MO>Kex, xeM ne Menee, npi/i noAcnexe cyMMbi 
Hanora na ocxanbnyK) nacxb aoxoab i/inw MMyiASCXBa axoro 
pesHAenxa npi/iHaxb bo BHHMaHi/ie ocBOöojKASHHbie ox nanora 
AOXOA Mni/i HMyiASCXBO. 

CxaTb;) 24 
HeAMCKpi/iMiiHaAiisi 

(1) HapMOHanbHbie ni/ipa floroBapi/iBaKDLAerocn FocyAapcxBa 
ne Moryx noAsepraxbcn b APyroM floroBapuBaiOLAeMcn 
PocyAapcxBe Hanoroo6no>KeHMio i/ini/i CBnsannoMy c hhm oönaa- 
xenbCXBy, hhbim uni/i öonee oöpeMeni/ixenbHbiM, hbm nanoro- 
o6no>KeHMe i/ini/i CBnsanHbie c hhm oönsaxenbcxBa, KOxopbiM 
noAsepraioxcn nni/i Moryx noAsepraxbcn Hagi/iOHanbHbie nMpa 
axoro APyroro FocyAapcxBa npi/i xex xce oöcxonxenbCXBax, b 
nacxHOCxM, b oxHOiiieHi/iM pesi/iAenxcxBa. HecMOxpn na nonroxe- 
HHn cxaxbM 1 nacxoniAero CornaujeHMn, ASHHoe nonoxeHi/ie 
npHMennexcn xaioxe k nHgaM, ne nannKDiAHMCn pesHASHxaMM hm 
OAHO ro M3 floroBapMBaKDLAMXcn FocyAapcxB. 

(2) JlMpa des rpaxg^ancxBa, nannioiAMecn pesi/iASHxaMM 
floroBapi/iBaKDLAerocn FocyAapcxBa, ne Moryx noAsepraxbcn hm 
B OAHOM MS floroBapMBaKDLAMXcn FocyAapcxB HanorooönoKeHMß 
MnM CBnsaHHOMy c hmm oönsaxenbCXBy, mhhm MnM öonee oöpe- 
MeHMxenbHbiM, HeM HanorooönoxceHMe MnM censaHHbie c hmm 
oönsaxenbCXBa, KOxopbiM noAsepraraxcn MnM Moryx noAsep- 
raxbcn HapMOHanbHbie nMpa cooxBexcxBytoiAoro FocyAapcxBa 
npM xex >Ke oöcxonxenbcxBax. 

(3) HanorooönoxeHMe b oxHOineHMM nocxonHHOro npeACxa- 
BMxenbcxBa, Koxopoe MMeex npeAnpMnxMe floroBapMBaiOLAerocn 
FocyAapcxBa b APyroM floroBapMBaKDiAeMcn FocyAapcxBe, b 
axoM APyroM FocyAapcxBe ne Moxex öbixb Menee önaronpM- 
nxHbiM, HeM nanorooönoKenMe b oxHOiiienMM npeAnpMnxMM 
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einen Vertragsstaat, den im anderen Vertragsstaat ansässigen 
Personen Steuerfreibeträge, -Vergünstigungen und -ermäßigun- 
gen zu gewähren, die er nur seinen ansässigen Personen ge- 
währt. 


(4) Sofern nicht Artikei 9 Absatz 1, Artikei 11 Absatz 8 oder 
Artikei 12 Absatz 6 anzuwenden ist, sind Zinsen, Lizenzgebühren 
und andere Entgelte, die ein Unternehmen eines Vertragsstaats 
an eine im anderen Vertragsstaat ansässige Person zahlt, bei der 
Ermittlung der steuerpflichtigen Gewinne dieses Unternehmens 
unter den gleichen Bedingungen wie Zahlungen an eine im 
erstgenannten Staat ansässige Person zum Abzug zuzulassen. 
Dementsprechend sind Schulden, die ein Unternehmen eines 
Vertragsstaats gegenüber einer im anderen Vertragsstaat ansäs- 
sigen Person hat, bei der Ermittlung des steuerpflichtigen Ver- 
mögens dieses Unternehmens unter den gleichen Bedingungen 
wie Schulden gegenüber einer im erstgenannten Staat ansäs- 
sigen Person zum Abzug zuzulassen. 

(5) Unternehmen eines Vertragsstaats, deren Kapital ganz 
oder teilweise unmittelbar oder mittelbar einer im anderen Ver- 
tragsstaat ansässigen Person oder mehreren solchen Personen 
gehört oder ihrer Kontrolle unterliegt, dürfen im erstgenannten 
Staat keiner Besteuerung oder damit zusammenhängenden Ver- 
pflichtung unterworfen werden, die anders oder belastender 
ist als die Besteuerung und die damit zusammenhängenden 
Verpflichtungen, denen andere ähnliche Unternehmen des erst- 
genannten Staates unterworfen sind oder unterworfen werden 
können. 

(6) Dieser Artikel gilt ungeachtet des Artikels 2 für Steuern 
jeder Art und Bezeichnung. 


Artikel 25 

Verständigungsverfahren 

(1) Ist eine Person der Auffassung, dass Maßnahmen eines 
Vertragsstaats oder beider Vertragsstaaten für sie zu einer Be- 
steuerung führen oder führen werden, die diesem Abkommen 
nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach dem inner- 
staatlichen Recht dieser Staaten vorgesehenen Rechtsmittel 
ihren Fall der zuständigen Behörde des Vertragsstaats, in dem 
sie ansässig ist, oder, sofern ihr Fall von Artikel 24 Absatz 1 er- 
fasst wird, der zuständigen Behörde des Vertragsstaats unter- 
breiten, dessen Staatsangehöriger sie ist. Der Fall muss innerhalb 
von drei Jahren nach der ersten Mitteilung der Maßnahme unter- 
breitet werden, die zu einer dem Abkommen nicht entsprechen- 
den Besteuerung führt. 


(2) Flält die zuständige Behörde die Einwendung für begrün- 
det und ist sie selbst nicht in der Lage, eine befriedigende 
Lösung herbeizuführen, so wird sie sich bemühen, den Fall durch 
Verständigung mit der zuständigen Behörde des anderen Ver- 
tragsstaats so zu regeln, dass eine dem Abkommen nicht ent- 
sprechende Besteuerung vermieden wird. Die Verständigungs- 
regelung ist ungeachtet der Fristen des innerstaatlichen Rechts 
der Vertragsstaaten durchzuführen. 


(3) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten werden 
sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei der Aus- 
legung oder Anwendung des Abkommens entstehen, in gegen- 
seitigem Einvernehmen zu beseitigen. Sie können auch gemein- 
sam darüber beraten, wie eine Doppelbesteuerung in Fällen 
vermieden werden kann, die im Abkommen nicht behandelt sind. 


3Toro flpyroro FocyflapcTsa, ocyatecTsnaiOLUMX xy >Ke Aeaxe/ib- 
Hocxb. flaHHoe nonoKenne ne floxi>KHO ncxoxiKOBbiBaxbca kbk 
o6a3biBaK)u;ee floroBapnsaßLneeca Focyflapcxso npeflocxaB- 
naxb peanfleHxaM Apyroro floroBapnBaßLueroca FocyflapcxBa 
ne oöJiaraeMbie HanoroM cyMMbi, HanoroBbie nbroxw nxin CKi/ifl- 
KM, Koxopbie OHO npeflocxaBJiaex xonbKO cbohm pesHfleuxaivi. 

(4) B cnynaax, Korfla He noAne>Kax npmvieHeHmo nono>KeHna 
nyHKxa 1 cxaxbi/i 9, nynxxa 8 cxaxbw 11 Mnn nyHKxa 6 cxaxbi/i 12 
Hacxoau^ero CornaujeHMa, npopeuxbi, poanxH n i/iHbie Bbinnaxbi, 
Koxopbie npoM3BOflnx npeflnpi/iJixMe floroBapi/isaioateroca 
FocyAapcxBa pe3i/iAeHxy APyroro florosapHBaKDiAeroca Focy- 
AapcxBa, noAae>Kax Bbinexy npw HCHMCneHMi/i Hanorooönarae- 
MOM npHÖbixiM 3xoro npeAnpi/iaxHa na xaxi/ix >Ke ycnoBi/iax, xax 
njiaxe>KM, npeAHaaHanennbie peai/iASHxy nepeoro ynoManyxoro 
FocyAapcxBa. CooxsexcxBeHHO Aoxiri/i, Koxopbie npeAnpi/iaxi/ie 
floroeapi/iBaiOLAerocsi FocyAapcxBa rnuieex no oxHOiueHi/iio k 
peai/iASHxy APyroro floroBapi/iaaKDu^eroca FocyAapcxBa, noAne- 
>Kax Bbinexy npn i/iCHi/icneHm/i HanorooönaraeMoro mviyu^ecxBa 
sxoro npeAnpi/iaxi/ia na xex >Ke ycxiOBMax, xax Aoarw nepeA 
peai/iASHXOM nepaoro ynoManyxoro FocyAapcxBa. 

(5) ripeAnpMaxMa floroBapi/iaaiOLAeroca FocyAapcxBa, xanw- 
xan Koxopbix noxiHOCXbio v\nv\ HacxMHHO, npaMO i/ini/i KOceeHHO 
npMHaAne>KMX peai/iAenxy APyroro floroBapi/iBaKJu^erocfl Focy- 
AapcxBa MJiM HecKOxibKHM xaKMM jinAaM, njiM KOHxponwpyexca 
MMM, He Moryx noAsepraxbca b nepaoM ynoMsiHyxoM FocyAapcx- 
ee HanorooönoKeHMio mxim ceaaaHHOMy c hmm oöaaaxenbcxay, 
MHbiM MxiH öonee oöpeMeHMxenbHbiM, neivi HanorooönoKeHMe 
Mnn csaaaHHbie c hmm oöaaaxenbcxBa, KOxopbiM noAsepraraxca 
MnM Moryx noAsepraxbca aHanorMHHbie npeAnpMsxna nepeoro 
ynoMriHyxoro FocyAapcxBa. 

(6) HecMOxpa na cxaxbß 2 nacxonaiero CornaLueHi/ia, nono- 
>KeHMa HacxoMLAOM cxaxbM npMMeHMKDxca K HanoraM jiKDöoro 
BMAa M HaMMeHoeaHMM. 

Cxarbsi 25 

ripoAeAypa esaMMHoro corjiacoBaHMa 

(1) Ecxim jiMpo CHMxaex, hxo ASMCXBMa floroBapuBaKDu^eroca 
FocyAapcxBa mxim oöomx m3 hmx npneoAax i/inn npuBeAyx k 
H anorooönoxeHMKJ no oxhoujohukd k neMy, Koxopoe ne cooxeex- 
cxByex HacxoaaieMy CornaiueHMio, xo oho MO>Kex, öea yrgepba 
Pfln npaeoBbix cpeACXB aaLAMXbi, npeAycMOxpenHbix HapMOHanb- 
HbiM aaxoHOAaxenbCXBOM axMX FocyAapcxe, npeACxaenxb 
aaaBJieHi/ie no ceoeMy Asny Ana paccMOxpeHMa KOMnexenxHOMy 
oprany xoro floroBapneaKDateroca FocyAapcxBa, peaMASHXOM 
Koxoporo OHO aenaexca, a b cnynae, ecni/i ero Asrio noAnaAaex 
noA AeücxBMe nynxxa 1 cxaxbM 24 nacxoau^ero CornaujeHMa, 
KOMnexeHXHOMy oprany xoro floroBapMBaK3U4eroca FocyAapcx- 
Ba, HapMOHanbHbiM jiMgoM KOxoporo OHO aenaexca. SaaeneHMe 
no Asay Aoa>KHO öbixb npeACxaeneno b xeneHMe xpex nex c 
MOMBHxa nepaoro ysBAOM/ieHMa o asmcxbi/im, npneeAUjeM k 
H ajioroo6jio>KeHMto, KOxopoe ne cooxeexcxeyex nojio>KeHMaM 
HacxoMLAero CornaujeHM«. 

(2) Ecjim KOMnexenxHbiM opran coHxex B03pa>KeHMe oöocho- 
SaHHblM M CaM HB B COCXOMHMM npMMXM K yAOBaexBopMxejibHOMy 
peujeHMKi, xo OH öyASx cxpeMMXbca ypery/iMpoeaxb Asno nyxeM 
coraacoeaHMM c KOMnexenxHbiM opranoM APyroro floroeapn- 
BaKJLAeroca FocyAapcxBa xaxMM oöpaaoM, nxoöbi Maöejxaxb 
HanorooönoKeHMM, ne cooxBexcxBytoaiero Hacxoau^eMy Corna- 
LiieHMKD. flocxMrnyxoe nyxeM cornacoBaHi/ia yperynMpoeaHMe 
AOJi>KHO BbinoriHaxbca, necMOxpa na cpoKM, ycxanoB/ieHHbie 
HapMOHanbHbiM saKOHOAaxejibcxBOM floroeapMBaKJLAMxca Focy- 
AapcxB. 

(3) KoMnexenxHbie opranbi floroBapi/iBaKDotMxca FocyAapcxe 
öyAyx cxpeMMXbca ycxpaHaxb no eaaMMHOMy comaci/iK) xpyAHO- 
cxM Man coMHeHMM, B03HMKaK)a(Me npM xoaKoeaHMM Man npuMe- 
HeHMM Hacxoaotero CoraaiiieHMa. Ohm MoryxxaK>Ke KOHCyabXM- 
poeaxbca o xom, kok MOÖexaHMe ASOMHOro Haaoroo6ao>KeHMa 
MO>Kex öbixb AOCXMrHyxo B caynaax, Koxopbie He paccMaxpM- 
eatoxca nacxoau^MM CoraameHMeM. 
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(4) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten können 
zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne der vorstehenden Be- 
stimmungen dieses Artikels unmittelbar miteinander verkehren, 
gegebenenfalls durch eine gemeinsame Kommission, die aus 
ihnen oder ihren Vertretern besteht. 


Artikel 26 

Informationsaustausch 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragsstaaten tauschen 
die Informationen aus, die zur Durchführung dieses Abkommens 
oder zur Verwaltung beziehungsweise Vollstreckung des inner- 
staatlichen Rechts betreffend Steuern jeder Art und Bezeich- 
nung, die für Rechnung eines Vertragsstaats, eines seiner Länder 
oder einer ihrer Gebietskörperschaften erhoben werden, voraus- 
sichtlich erheblich sind, soweit die diesem Recht entsprechende 
Besteuerung nicht dem Abkommen widerspricht. Der Informa- 
tionsaustausch ist durch Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. 


(2) Alle Informationen, die ein Vertragsstaat nach Absatz 1 
erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die aufgrund des 
innerstaatlichen Rechts dieses Staates beschafften Informatio- 
nen und dürfen nur den Personen oder Behörden (einschließlich 
der Gerichte und der Verwaltungsbehörden) zugänglich gemacht 
werden, die mit der Veranlagung oder Erhebung, der Vollstre- 
ckung oder Strafverfolgung, der Entscheidung über Rechtsmittel 
hinsichtlich der in Absatz 1 genannten Steuern oder mit der 
Aufsicht darüber befasst sind. Diese Personen oder Behörden 
dürfen die Informationen nur für diese Zwecke verwenden. Sie 
dürfen die Auskünfte in einem öffentlichen Gerichtsverfahren 
oder in einer Gerichtsentscheidung offenlegen. 


(3) Absätze 1 und 2 sind nicht so auszulegen, als verpflichte- 
ten sie einen Vertragsstaat, 

a) für die Erteilung von Informationen Verwaltungsmaßnahmen 
durchzuführen, die von den Gesetzen oder der Verwaltungs- 
praxis dieses oder des anderen Vertragsstaats abweichen; 

b) Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen oder im 
üblichen Verwaltungsverfahren dieses oder des anderen Ver- 
tragsstaats nicht beschafft werden können; 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Industrie-, Ge- 
werbe- oder Berufsgeheimnis oder ein Geschäftsverfahren 
preisgeben würden oder deren Erteilung der öffentlichen Ord- 
nung (ordre public) widerspräche. 

(4) Ersucht ein Vertragsstaat gemäß diesem Artikel um Infor- 
mationen, so nutzt der andere Vertragsstaat die ihm zur Ver- 
fügung stehenden Möglichkeiten zur Beschaffung der erbetenen 
Informationen, selbst wenn dieser andere Staat diese Informa- 
tionen für seine eigenen steuerlichen Zwecke nicht benötigt. Die 
im vorhergehenden Satz enthaltene Verpflichtung unterliegt den 
Beschränkungen gemäß Absatz 3, aber diese Beschränkungen 
sind in keinem Fall so auszulegen, als könne ein Vertragsstaat 
die Erteilung von Informationen nur deshalb ablehnen, weil er 
kein innerstaatliches steuerliches Interesse an diesen Informa- 
tionen hat. 


(5) Absatz 3 ist in keinem Fall so auszulegen, als könne ein 
Vertragsstaat die Erteilung von Informationen nur deshalb ableh- 
nen, weil sich die Informationen bei einer Bank, einem sonstigen 


(4) KoMnejeHTHbie opranbi floroBapnsaKDinnxcfl FocyflapcTs 
MoryT BCTynaxb b npBMbie KOHTaxTbi flpyr c flpyroM, BKJiiOHaa 
cosflaHne coBMecTHOü kommccmm, H/ieHaMw KoropoM Moryx 
öbiTb caMM KOMneTeHTHbie opraHbi nnn nx npeflCTaBi/uemi, 
flOCTM>KeHi/ifl cornacnsi b noHMiviaHMM npeAbiflymnx nyHKTOB 
HaCTOflLLieÜ CTaXbl/l. 

CraTbsi 26 

OöiuieH MHCfjopMaLiiieü 

(1) KoMnexeHXHbie opranbi floroBapi/iBaKDinnxcs FocyflapcxB 
oöMeHMBaioxcfl MHCjDopMapMeM, Koxopaa MO>Kex CHi/ixaxbca 
cymecxBeHHOM ftna ocymecxB/ieHna HacxoBinero Cor/iaiiieHna 
MxiM An« aAMnHMCxpupoBaHMB m i/icnonHeHi/ifl Hapi/iOHa/ibHoro 
saKOHOAaxenbCXBa b oxHOtiieHnn Ha/ioroB jikdöoto bmas nnn 
Hai/iMeHOBaHMsi, BsniviaeMbix ox uMeHw floroBapuBaraLAeroca 
FocyAapcxBa, oahom ms ero seiviexib mjim oahoto ms mx aammmm- 
CXpaXMBHO-XeppMXOpManbHblX OÖpaSOBaHMM, B XOM naCXM, B 
KAKOM Hanoroo6no>KeHMe no sxoMy saKOHOAaxenbCXBy He npo- 
xMBopeHMx HacxonLAeiviy CornaujeHMKD. OöivieH MHC|DopMaL(MeM 
He orpaHMHMBaexcM no/ioxceHMsiMM cxaxeü 1 m 2 HacxoMiAero 
Cor/iaiiieHMB. 

(2) JlKDöan MHC|DopMaL4MM, nojiyHeHHaM floroBapMBaßLAMMCM 
FocyAapcxBOM cor/iacHO nyHKxy 1 HacxoMiASM cxaxbM, Aon>KHa 
CHMXaXbCM KOHCflMAeHpManbHOM XaK >Ke, KAK MHC|DOpMai4Mfl, no- 
xiyHaeMAsi na ochobahmm HapMOHajibHoro saKOHOAaxe/ibcxBa 
sxoro FocyAapcxBA, m MO>Kex öbixb npeAOCxaBJieHa xoxibKO 
XIMpaM MJlM OpraHAM (BKnKDHAM CyAbl M AAMMHMCXpaXMBHbie 
OpraHbl), KOXOpbie SaHMMaraXCM HAHMCXieHMeM mjim BSMMAHMeM 
HanoroB, ynoMMHyxbix b nyHKxe 1 HacxoaiAeM cxaxbM, npMHyAM- 
Xe/lbHblM BSblCXaHMeM MJIM yrOJlOBHblM npeCJlBAOBaHMeM, npM- 
HMXMeM peiUeHMM no BOSpajXeHMMM M JXajlOÖaM B OXHOlUeHMM 
sxMx HajioroB, jimöo HaASopoM sa xakom AeaxejibHOCxbK). Gxm 
jiMpa MJIM opraHbi Moryx McnojibSOBaxb MHCjjopMaAMio xojibko b 
yKasaHHbix pejijix. Ohm Moryx pacKpbiBaxb AaHHyio MHCjDopMa- 
AMK) B XOAe OXKpbIXbIX CyASÖHblX SaCeAAHMM MJIM B CyASÖHblX 
peiiieHMJix. 

(3) nOJlOJKOHMfl nyHKXOB 1 M 2 HaCXOMLAeM CXaXbM He AOJlJKHbl 
MCXOJlKOBblBaXbCB KBK OÖMSblBaKJLAMe floroBapMBaiOLAeecM 
FocyAapcxBO: 

a) npoBOAMXb b pejiMX npeAOCxaBJieHM« MHCfjopiviaAMM sammhm- 
cxpaxMBHbie Mepbi, npoxMBopenaiAMe saxoHOAaxejibcxBy 
MJIM aAMMHMCXpaXMBHOM npaKXMKB SXOrO MJIM Apyroro 
floroBapMBaKDLAerocM FocyAapcxBa; 

b) npeAOCxaBJiMXb MHCtJopMapMKD, Koxopaji b cooxboxcxbmm c 
S aKOHaMM MJIM MMeiOLAeMCM AAMMHMCXpaXMBHOM npaKXMKOM 
sxoro MJIM APyroro floroBapMBaioiAerocM FocyAapcxBa He 
MOJxex öbixb nojiynena; 

c) npeAOCxaBJiMXb MHCfiopMagMio, Koxopan pacKpbiaajia 6bi 
KAKyio-jiMÖo xoproByio, npoMbiiiiJieHHyto, npeAnpMHMMaxejib- 
CKyK) MJIM npocjjeccMOHajibHyio xaÜHy jimöo ASJiOByio 
npopeAypy, mjim npeAOCxaBJieHMe KOxopoM npoxMBopenMJio 
6bi rocyAapcxBeHHOM nojiMXMKe (ordre public). 

(4) Ecjim floroBapMBaKDLAeecn FocyAapcxBO sanpaiuMBaex 
MHCjjOpMaAMK) COrjiaCHO nOJlOJKeHMBM HaCXOMLASM CXaXbM, xo 
Apyroe floroBapMBaKDLAeecB FocyAapcxBO npeAnpMHMMaex 
MMeiOLAMeca b ero pacnopruKeHMM Mepbi Ana nonyHeHMM sanpo- 
liieHHOM MHC|3opMaL(MM A^^KS B cjiyHae, ecjiM sxo APyroe 
FocyAapcxBO Ana coöcxBeHHbix HanoroBbix peneM b xbkom mh- 
cjjopMapMM He HyjKAaexcM. OÖMsaxenbcxBO, npeAycMOxpenHoe 
B npeAbiAyLpeM npeAnojxeHMM nacxosiLAero nyHKxa, noAnejKMX 
orpaHMHeHMMM, ycxanoBJieHHbiM nyHKxoM 3 HacxoniASM cxaxbM, 
HO SXM OrpaHMHOHMn HM B KOBM CJiyHae He AOnjKHbl MCXOJlKOBbl- 
BaxbCB KBK nosBOJiBiotAMe floroBapMBaiotAeMycM FocyAapcxBy 
OXKaSaXb B npeAOCXaBJieHMM MHCjjOpMapMM XOJlbKO JlMUJb Ha XOM 
OCHOBaHMM, HXO OHO CAMO B HapMOHAnbHblX HAnOrOBblX pejinx B 
XaKOM MHCjjOpMapMM HO SaMHXepeCOBBHO. 

(5) FlyHKX 3 HacxoMipeM cxaxbM hm b kobm cxiynae He ponjxen 
MCxojiKOBbiBaxbcn xaK nosBonatOLpMM floroBapMBatOLpeMycM 
FocypapcxBy oxKasaxb b npepocxaBJieHMM MHCfiopMapMM xojibKO 
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Finanzinstitut, einem Bevoilmächtigten, Vertreter oder Treuhänder 
befinden oder weil sie sich auf das Eigentum an einer Person 
beziehen. 


Artikel 27 

Amtshilfe bei der Erhebung von Steuern 

(1) Die Vertragsstaaten leisten sich gegenseitige Amtshilfe bei 
der Erhebung von Steueransprüchen. Diese Amtshilfe ist durch 
Artikel 1 und 2 nicht eingeschränkt. Die zuständigen Behörden 
der Vertragsstaaten können in gegenseitigem Einvernehmen 
regeln, wie dieser Artikel durchzuführen ist. 


(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Steueran- 
spruch“ bedeutet einen Betrag, der aufgrund von Steuern jeder 
Art und Bezeichnung, die für Rechnung eines Vertragsstaats, 
eines seiner Länder oder einer ihrer Gebietskörperschaften er- 
hoben werden, geschuldet wird, soweit die Besteuerung diesem 
Abkommen oder anderen Übereinkünften, denen die Vertrags- 
staaten als Vertragsparteien angehören, nicht widerspricht, sowie 
mit diesem Betrag zusammenhängende Zinsen, Geldbußen und 
Kosten der Erhebung oder Sicherung. 


(3) Ist der Steueranspruch eines Vertragsstaats nach dem 
Recht dieses Staates vollstreckbar und wird er von einer Person 
geschuldet, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht dieses 
Staates die Erhebung nicht verhindern kann, wird dieser Steuer- 
anspruch auf Ersuchen der zuständigen Behörde dieses Staates 
für die Zwecke der Erhebung von der zuständigen Behörde des 
anderen Vertragsstaats anerkannt. Der Steueranspruch wird vom 
anderen Staat nach dessen Rechtsvorschriften über die Vollstre- 
ckung und Erhebung seiner eigenen Steuern erhoben, als han- 
dele es sich bei dem Steueranspruch um einen Steueranspruch 
des anderen Staates. 


(4) Handelt es sich bei dem Steueranspruch eines Vertrags- 
staats um einen Anspruch, bei dem dieser Staat nach seinem 
Recht Maßnahmen zur Sicherung der Erhebung einleiten kann, 
wird dieser Steueranspruch auf Ersuchen der zuständigen Be- 
hörde dieses Staates zum Zwecke der Einleitung von Siche- 
rungsmaßnahmen von der zuständigen Behörde des anderen 
Vertragsstaats anerkannt. Der andere Staat leitet nach seinen 
Rechtsvorschriften Sicherungsmaßnahmen in Bezug auf diesen 
Steueranspruch ein, als wäre der Steueranspruch ein Steueran- 
spruch dieses anderen Staates, selbst wenn der Steueranspruch 
im Zeitpunkt der Einleitung dieser Maßnahmen im erstgenannten 
Staat nicht vollstreckbar ist oder von einer Person geschuldet 
wird, die berechtigt ist, die Erhebung zu verhindern. 


(5) Ungeachtet der Absätze 3 und 4 unterliegt ein von einem 
Vertragsstaat für Zwecke der Absätze 3 oder 4 anerkannter Steu- 
eranspruch als solcher in diesem Staat nicht den Verjährungs- 
fristen oder den Vorschriften über die vorrangige Behandlung 
eines Steueranspruchs nach dem Recht dieses Staates. Ferner 
hat ein Steueranspruch, der von einem Vertragsstaat für Zwecke 
der Absätze 3 oder 4 anerkannt wurde, in diesem Staat nicht den 
Vorrang, den dieser Steueranspruch nach dem Recht des ande- 
ren Vertragsstaats hat. 


jiMLUb Ha TOM ocHOBaHHM, HTO TaKOü i/iHC|3opMaL(i/ieü pacnonaraeT 
öaHK, HHas KpeflUTHaa opraHH3agns, HOMUHanbHbiü flep>KaTenb, 
areHT unu floeepHTejibHbiM ynpaBJinKDLUuü i/inu hto xaKaa UHCftop- 
Magua Kacaejcn uMyu^ecTBeHHbix i/iHjepecoB npuMeHUjenbHO k 
KaKOMy-jiMÖo Jii/igy. 

CTaTbn 27 

AAMMHMCTpaTiiBHasi HOMOigb npn BSMMaHiiM HaaoroB 

(1) floroBapi/iBatooineca FocyflapcTBa OKasbiaaiOT gpyr gpyry 
agMMHMCTpaTHBHyKJ nOMOLgb npu BSMMaHMM CyMM HanOrOBblX 
TpeöoBaHMÜ. TaKaa aflMHHi/iCTpaTHBHaa noMOigb He orpaHHHw- 
Baexca nonoxenuBMi/i CTareü 1 h 2 nacTOBU^ero CornameHMa. 
KoMnejeHTHbie opraubi floroBapi/iBaKDu^Hxcri FocyflapcxB no 
Bsai/iMHOMy cornacHKD Moryr ycranoBHTb nopagoK npHMeneHi/ifl 
HaCTOBU^eÜ CTajbM. 

(2) TepMi/iH «HanoroBoe TpeöoBaHwe», McnonbaoBaHHbm b 
H acTOnu4eM craTbe, osHanaeT noflnejKau^yio ynriare cyMMy na- 
noroB jiKJöoro BHfla v\n\A HaMMenoBaHHa, BSMwaeMbix ot i/iMeni/i 
floroBapMBaKJLgerocB FocyflapcxBa, oflHOÜ na ero seMerib njii/i 
OflHOrO 1/13 MX aflMMHMCTpajMBHO-TeppMTOpManbHblX OÖpaaOBa- 
HMM, B TOM nacTM, B KaKOM jaKoe Hanoroo6no>KeHMe He npoTM- 
BopeHMT HacToaateMy CornaiiieHMio m^m KaKMM-nMöo mhhm 
aKTBM, CTOpOHaMM KOTOpblX 51BJ1BIOTCB flOrOBapMBaiOlUMeC« 
FocyflapcTBa, a xaioKe OTHOcaigMeca k TaxoM cyMMe npogeHTbi, 
aflMMHMCTpaXMBHbie UJTpaCftbl M paCXOflbI Ha B3MMaHMe MJIM Ha 
oöecneHMTenbHbie Mepbi. 

(3) EcnM HanoroBoe jpeöoBaHMe floroBapMBatou4eroca Focy- 
flapcTBa no aaKOHOflaxenbCTBy axoro rocygapcxBa MO>KeT öbixb 
McnoxiHeno m ec/iM oho nofljie>KMT ynnaxe jiMigoM, Koxopoe 
cornacHO aaKOHOflaxexibcxBy sxoro FocyflapcxBa b momoht 
McnojiHeHMB He MO>KeT npenaxcTBOBaxb ero BSMMaHMio, xo xaKoe 
HanoroBoe xpeöoBaHMe no aanpocy KOMnexeHXHoro oprana 3xo- 
ro FocyflapcTBa npuHMMaexca gexieM B3MMaHMB KOMnexenx- 
HbiM opranoM ftpyroro floroBapHBatoigeroca FocyflapcxBa. 
BoMMaHMe cyMMbi HanoroBoro xpeöOBaHMa ocya(ecxBnaexc5i 
3XMM flpyrMM FOCyflapCTBOM B COOXBeXCXBMM c nOnOKOHMriMM 
ero saKOHOflaxenbcxBa o npMHyflMxe/ibHOM McnonHOHMM m 
BSMMaHMM ero coöcxBeHHbix HanoroB, xax ecnM öw 3to Hanoro- 
Boe xpeöOBaHMe nenaxiocb nanoroBbiM xpeöOBaHMeM 3xoro 
flpyroro FocyflapcxBa. 

(4) EcnM HanoroBoe xpeöoBaHMe floroBapMBatoaieroca Focy- 
flapcxBa BBnfleXCB XpeÖOBaHMOM, B OXHOliieHMM KOXOpOrO 3X0 
FocyflapcxBO MO>Kex b cooxBexcxBMM c ero saKOHOflaxenbcxBOM 
npMHMMaxb Mepbi no oöecneHOHMio BSMMaHMn, xo xaxoe 
HanoroBoe xpeöoBaHMe no aanpocy KOMnexeHXHoro oprana 
axoro FocyflapcxBa npMHMMaexca flna geneü npMHaxMa oöec- 
neHMxenbHbix Mep KOMnexeHXHbiM opraHOM flpyroro floroaapM- 
Baioaterocs FocyflapcxBa. Gxo flpyroe FocyflapcxBO npMHMMaex 
oöecneHMxenbHbie Mepbi b oxHOiiieHMM xaKoro HanoroBoro 
xpeöoBaHMa b cooxBexcxBMM c nono>KeHMaMM ero saKOHOfla- 
xexibcxBa, xax ecnM öbi axo HanoroBoe xpeöoBanMe aBn^inocb 
HanoroBbiM xpeöoBaHMSM axoro flpyroro FocyflapcxBa, fla>Ke b 
TOM cnynae, Korfla nanoroBoe xpeöoBaHMe b momsht npMHaxMB 
xaxMx Mep B nepBOM ynoMahyxoM FocyflapcxBe He MO>Kex öbixb 
McnonneHO mxim ecnM oho noflne>KMX ynnaxe nugoM, KOxopoe 
Bnpaee npenaxcTBOBaxb ero BSMMaHMio. 

(5) HecMOxpa Ha nonoxcenMa nyHKXOB 3 m 4 HacxonigeM 
cxaxbM, HanoroBoe xpeöoBanMe, npMHnxoe floroBapMBaiOLflMMCfl 
FocyflapcxBOM flna geneü nyHKxa 3 MnM 4 Hacxofligei/i cxaxbM, 
xax xaxoBoe b stom FocyflapcxBe He noflne>KMT cpoxaM flaeno- 
CTM MnM nono/KeHMSM o nepBOonepeflHOM paccMOxpeHMM 
HanoroBoro xpeöoBaHMB cornacHO saKOHOflaxenbcxBy axoro 
FocyflapcxBa. KpoMe xoro, HanoroBoe xpeöoBaHMe, npMHuxoe 
floroBapMBaiOLflMMCa FocyflapcxBOM flna geneü nyHKxa 3 MnM 4 
HacToaigeM cxaxbM, He MMeex b axoM FocyflapcxBe xoro >Ke npe- 
MMyigecxBeHHoro cxaxyca, KOxopbiM axo HanoroBoe xpeöoBaHMe 
oxnMHaexca no saKOHOflaxenbCXBy flpyroro floroBapMBaioiflero- 
ca FocyflapcxBa. 
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(6) Verfahren im Zusammenhang mit dem Bestehen, der Güi- 
tigkeit oder der Höhe des Steueranspruchs eines Vertragsstaats 
können nicht bei den Gerichten oder Verwaltungsbehörden des 
anderen Vertragsstaats eingeleitet werden. 

(7) Verliert der betreffende Steueranspruch, nachdem das 
Ersuchen eines Vertragsstaats nach den Absätzen 3 oder 4 ge- 
stellt wurde und bevor der andere Vertragsstaat den betreffenden 
Steueranspruch erhoben und an den erstgenannten Staat aus- 
gezahlt hat, 

a) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 3 seine Eigenschaft als 
Steueranspruch des erstgenannten Staates, der nach dem 
Recht dieses Staates vollstreckbar ist und von einer Person 
geschuldet wird, die zu diesem Zeitpunkt nach dem Recht 
dieses Staates die Erhebung nicht verhindern kann, oder 


b) im Falle eines Ersuchens nach Absatz 4 seine Eigenschaft als 
Steueranspruch des erstgenannten Staates, für den dieser 
Staat nach seinem Recht Maßnahmen zur Sicherung der 
Erhebung einleiten kann, 

teilt die zuständige Behörde des erstgenannten Staates dies der 
zuständigen Behörde des anderen Staates unverzüglich mit, und 
nach Wahl des anderen Staates setzt der erstgenannte Staat das 
Ersuchen entweder aus oder nimmt es zurück. 

(8) Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als verpflichte er 
einen Vertragsstaat, 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den Ge- 
setzen und der Verwaltungspraxis dieses oder des anderen 
Vertragsstaats abweichen; 

b) Maßnahmen durchzuführen, die der öffentlichen Ordnung 
(ordre public) widersprächen; 

c) Amtshilfe zu leisten, wenn der andere Vertragsstaat nicht alle 
angemessenen Maßnahmen zur Erhebung oder Sicherung, 
die nach seinen Gesetzen oder seiner Verwaltungspraxis 
möglich sind, ausgeschöpft hat; 

d) Amtshilfe in Fällen zu leisten, in denen der Verwaltungsauf- 
wand für diesen Staat in einem eindeutigen Missverhältnis 
zu dem Nutzen steht, den der andere Vertragsstaat dadurch 
erlangt. 

Artikel 28 

Verfahrensregeln für die Quellenbesteuerung 

(1) Werden in einem Vertragsstaat die Steuern von Dividen- 
den, Zinsen, Lizenzgebühren oder sonstigen von einer im ande- 
ren Vertragsstaat ansässigen Person bezogenen Einkünfte im 
Abzugsweg erhoben, so wird vorbehaltlich anderer Regelungen 
in diesem Artikel das Recht des erstgenannten Staates zur Vor- 
nahme des Steuerabzugs zu dem nach seinem innerstaatlichen 
Recht vorgesehenen Satz durch dieses Abkommen nicht berührt. 
Die im Abzugsweg erhobene Steuer ist auf Antrag des Steuer- 
pflichtigen zu erstatten, wenn und soweit sie durch das Ab- 
kommen ermäßigt wird oder entfällt. 

(2) Jeder Vertragsstaat wird Verfahren dafür schaffen, dass 
Zahlungen von Einkünften, die nach diesem Abkommen im 
Quellenstaat keiner oder nur einer ermäßigten Steuer unterliegen, 
ohne oder nur mit dem Steuerabzug erfolgen können, der im 
jeweiligen Artikel vorgesehen ist. 


(6) ripaBOBbie npopeflypbi Ha npeflMex cymecTBOsaHHB, 
fleüCTBMTenbHOc™ i/ini/i cyMMbi HanoroBoro TpeöosaHHa floro- 
BapHBatOLneroca FocyflapcTBa ne MoryT Boaöyxrflajbcn b cyflax 
MjiM aflMMHMCTpaTMBHbix opraHBx flpyroro floroBapMBaKDLLieroca 
FocyflapcTsa. 

(7) Ecni/i cooTBeTCTByiomee HanoroBoe rpeöoBaHHe b nepi/iofl 
c MOMeHTa npeflCTaBJieHHa floroBapi/iBaKDLgmvica FocyflapcTsoM 
sanpoca b cooTBexcTBHM c nyHKTOM 3 i/ini/i 4 HacToameü craTbi/i 
M flo ocymecTB/ieHMH flpyruM floroBapi/iBaKDiumvica FocyflapcT- 
BOM BSHMaHMH cyMMbi cooTBeTCTByiomero HanoroBoro jpeöo- 
saHMH M ee nepeHMCneHi/ia nepBOMy ynoMHHyroMy FocyflapcTBy: 

a) npuMeHMTenbHO k aanpocy coraacHO nyHKxy 3 HacToaineü 
CTaTbM yxpani/iBaeT xapaxrep HaaoroBoro TpeöoBaHi/ia 
nepBoro ynoMBHyjoro FocyflapcTBa, KOTopoe no aaKOHOfla- 
xeabCTBy axoro FocyflapcxBa MO>Kex öbixb i/icnoaneHO m 
noflne>KMX ynaaxe ai/igoM, Koxopoe b mombux McnoaHeHi/ia no 
saKOHOflaxeabcxBy axoro rocyflapcxBa He MO>Kex npenax- 
cxBOBaxb ero B3HMaHMK), i/iai/i 

b) npi/iMeHMxeabHO k aanpocy coraacHO nyHKxy 4 Hacxoaineü 
cxaxbM yxpani/iBaex xapaxxep HaaoroBoro xpeöoBaHi/ia 
nepsoro ynoManyxoro FocyflapcxBa, b oxHOiiieHm/i Koxoporo 
axo FocyflapcxBO Moxex coraacHO ero aaxoHOflaxeabcxBy 
npMHHMaxb luiepbi no obecneneHi/iK) B3HMaHMa, 

KOMnexeHXHbiM opraH nepeoro ynoivianyxoro FocyflapcxBa neaa- 
MeflaHxeabHO yaeflOMaaex KOMnexeHXHbiü opran flpyroro Focy- 
flapcxBa o xaxoM cJtaKxe, n nepaoe ynoManyxoe Focyflapcxao 
ai/iöo npHOCxanaBai/iBaex, awöo aHHyawpyex cboü aanpoc, b 
3aBi/iCMMOCxi/i ox Bbiöopa flpyroro Focyflapcxaa. 

(8) Floao>KeHMa Hacxoaifleü cxaxbH hmkohm oöpaaoM ne 
floa>KHbi i/icxoaKOBbiaaxbca kbk HaaaraKJifli/ie na floroBapwaaK)- 
Lfleeca Focyflapcxao oöaaaxeabcxBo: 

a) npoBOfli/ixb aflMMHMCxpaxMBHbie Mepbi, npoxi/iBopenaiflHe 
aaKOHOflaxeabcxBy Hau aflMHHncxpaxnBHOü npaKxi/iKe axoro 
Man flpyroro floroBapi/iBaßLfleroca FocyflapcxBa; 

b) npoBOflMXb Mepbi, Koxopbie 6bi npoxMBopeHi/iaM rocyflapcx- 
seHHOM noaMXMKe (ordre public); 

c) OKaabiBaxb aflMi/iHHCxpaxi/iBHyio noMOiflb b caynaax, Korfla 
flpyroe floroBapnaaiOLfleeca Focyflapcxao ne Hcnepnaao 
aioöbie aflOKBaxHbie Mepbi no B3HMaHi/ito Man npHHaxmo 
oöecneHHxeabHbix Mep, B03M0>KHbie coraacHO ero aaKOHO- 
flaxeabcxBy i/iai/i aflMHHMCxpaxHBHOä npaKxi/iKe; 

d) OKasbiBaxb aflMi/iHMCxpaxHBHyto noMOiflb b xex caynaax, 
Korfla aflMi/iHMCxpaxHBHbie pacxoflbi axoro Focyflapcxea hbho 
H enponopflHOHaabHbi noabae, Koxopyio noaynaex flpyroe 
floroBapwaaiOLfleeca Focyflapcxao ox axoü noMOiflM. 

Craxbn 28 

noaoKeHMSi no Haaoroo6no>KeHMio y ncxoHHMKa 

(1) Ecai/i B floroBapi/iaaiOLfleMca Focyflapcxae nanori/i c fli/iBH- 
flOHflOB, npofleHXOB, poaaxH i/iaw i/iHbix flOxoflOB, noaynaoMbix 
pesMfleHxoM flpyroro floroBapi/isaiOLfleroca Focyflapcxea, 
B3HMatoxca nyxeM yflep>KaHMa, xo npaeo nepeoro ynoManyxoro 
Focyflapcxea na npoi/i3BOflCXBO yflep>KaHMa naaora no cxaexe 
coraacHO ero Hafli/ionaabHOMy saKOHOflaxeabcxey HacxoaiflMM 
CoraaiiieHHeM ne aaxpari/iBaexca, ecaM nHoe ne oroBopeno 
Hacxoaifleü cxaxbeü. Haaor, B3i/iMaeMbiü nyxeM yflep>KaHMa, no 
3aaBaeHi/ito HaaoronaaxeabiflHKa noflaexa/ix Boaepaxy xorfla 
M nocxoabKy, Korfla n nocKoabxy oh b cway nacxoaiflero Coraa- 
liieHMH yMeHbiiiaexca an6o oxnaflaex. 

(2) Ka>Kfloe floroeapi/iaaiOLfleeca Focyflapcxeo öyflex co3fla- 
eaxb npopeflypbi no npoi/iaeoflCXBy Bbinaaxbi flOxoflOB, Koxopbie 
coraacHO nacxoaifleMy CoraaiaeHmo b rocyflapcxee-MCxoHHMKe 
flOxoflOB He noflae>Kax Haaoroo6ao>KeHi/ito i/iaw noflae>Kax 
yMeHbLueHHOMy HaaorooöaoxceHi/iio, öea yflep>KaHna naaora 
Man c yflepxcaHMeM amiib Haaora, npeflycMOxpennoro b 
cooxsexcxBytoifleü cxaxbe nacxoaiflero CoraaiiieHi/ia. 
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(3) Die Anträge auf Erstattung müssen vor dem Ende des 
vierten auf das Kalenderjahr der Festsetzung der Abzugsteuer 
auf die Dividenden, Zinsen, Lizenzgebühren oder anderen Ein- 
künfte folgenden Jahres eingereicht werden. 

(4) Der Vertragsstaat, aus dem die Einkünfte stammen, kann 
eine Bescheinigung der zuständigen Behörde über die Ansässig- 
keit im anderen Vertragsstaat verlangen. 

(5) Die zuständigen Behörden können in gegenseitigem Ein- 
vernehmen die Durchführung dieses Artikels regeln und gegebe- 
nenfalls andere Verfahren zur Durchführung der im Abkommen 
vorgesehenen Steuerermäßigungen oder -befreiungen festlegen. 


Artikel 29 

Anwendung des Abkommens in bestimmten Fällen 

(1) Dieses Abkommen ist nicht so auszulegen, als hindere es 
einen Vertragsstaat, seine innerstaatlichen Rechtsvorschriften zur 
Verhinderung der Steuerumgehung oder Steuerhinterziehung 
anzuwenden. 

(2) Führen die Bestimmungen des Absatzes 1 zu einer 
Doppelbesteuerung, konsultieren die zuständigen Behörden 
einander nach Artikel 25 Absatz 3, wie die Doppelbesteuerung 
zu vermeiden ist. 


Artikel 30 

Mitglieder diplomatischer 
Missionen und konsularischer Vertretungen 

Dieses Abkommen berührt nicht die steuerlichen Vorrechte, 
die den Mitgliedern diplomatischer Missionen und konsularischer 
Vertretungen nach den allgemeinen Regeln des Völkerrechts 
oder aufgrund besonderer Übereinkünfte zustehen. 


Artikel 31 
Protokoll 

Das angefügte Protokoll ist Bestandteil dieses Abkommens. 


Artikel 32 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ratifika- 
tionsurkunden werden so bald wie möglich ausgetauscht. 

(2) Dieses Abkommen tritt am Tag des Austausches der 
Ratifikationsurkunden in Kraft und ist in beiden Vertragsstaaten 
anzuwenden 

a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das dem Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft 
getreten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume ab 
dem 1 . Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das auf 
das Jahr folgt, in dem das Abkommen in Kraft getreten ist. 

(3) Mit Inkrafttreten dieses Abkommens tritt das Abkommen 
vom 24. November 1981 zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken zur Ver- 
meidung der Doppeibesteuerung von Einkommen und Vermögen 
im Verhältnis zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Turkmenistan außer Kraft und ist nicht mehr anzuwenden 


(3) SaasneHua ua uanoroBbiü Bosspar noflaKSTCa flo ncjene- 
Hun HeTBepjoro rofla, cneflyraLnero sa KaneuflapHbiM toaom, 
B KOTopoM ycTauaBnuBaKiTca Hanorn, yflep>KMBaeMbie y mctoh- 
HMKa c Ai^Bi/ifleHflOB, npopeHTOB, poaa™ i/inu i/iHbix aoxoaob. 

(4) floroBapuBaraaieecn FocyAapcTBO, b KOTopoM boshi/iktim 
AOxoAbi, MO>KeT noTpeöOBajb noATBep>KAeHi/ia KOMnereHTHOro 
opraua o pesi/iAeuTCTBe b APyroM floroBapusaioateMCB Focy- 
AapcTBe. 

(5) KoMnereHTHbie opraubi no BsauMHOiviy cornacuK) Moryx 
yperynupoBaxb ocyu^ecTBneune HacTonu^eü cjarbu i/i, no 
ueoöxoAMMOCTM, ycTauoBUTb i/iHbie npopeAypbi no peani/isagi/iM 
uanoroBbix chi/ijkshmm unu ocBo6o>KAeHMÜ, npeAycMOxpeHHbix 
HacTO«u4i/iM CornaujeHueM. 

CraTbsi 29 

ripuMeHeHiie ComauieHi/isi b oco6bix caynanx 

(1) HacToau^ee CornameHi/ie Henbsa ncTonKOBbiBaxb, öyATO 
OHO npennTCTByej npi/iMeHeni/iKJ floroBapHBaraiAi/iMCfl focy- 
AapcTBOM ero Hagi/iOHanbHbix npaBOBbix axTOB no npeAOTBpa- 
lAeHMio yxoAa ot HanorooSaoxceHMa u/ii/i yK/iOHeHua ot ynnaxbi 
HanoroB. 

(2) Ecjiu nonoxreHMJi nyHKja 1 HacToniAeü cjarbu BOAyx k 
ABOMHOMy Hajioroo6jio>KeHMK), to KOMnejeHTHbie opraubi b 
cooTBSTCTBUi/i c noao>KeHnaMM nyuKTa 3 craTbH 25 HacToniAero 
CornameHi/iB BCxynaiOT bo Bsai/iMHbie KOHcyabTapHM o MexoAax 
MSÖexcaHMa jaxoro ABOÜHOro Hanoroo6no>KeHMa. 

CraTbsi 30 

CoTpyAHMKM A^njiOMaTMHecKMx npeAcraBMTe/ibCTB 
M paöoTHMKM KOHcy/ibCKMx ynpex^A^HiiM 

nono>KeHMfl HacToaatero CornameHHa He saTpari/iBaoT nano- 
roBbix npi/iBMaeri/iM, npeAOCTaenaeivibix coTpyAHi/iKaM Ai'inno- 
MajHHecKi/ix npeACTaBi/irenbCTB m paöoTHMKaM KOHcynbCKux 
yHpe>KAeHMM B COOTBeTCTBI/IH C OÖIAUMM HOpiViaMH Me>KAyHapOA- 
Horo npaBa hjim na ocHOBaHMM cnepHanbHbix cornaujeHi/iM. 

CraTbsi 31 

ripOTOKO/l 

npH/iaraeMbiM flpoTOKon nsnaeTcn HeoTbeivuieMOH nacTbK) 
HacTOBLAoro CornaLueHi/ia. 

CrarbB 32 
BcTynjieHMe b CMJiy 

(1) HacToau^ee ComaujeHMe noAne>KHT paji/icjDMKaAi/iM; oöiuien 
paTI/ltJjMKaAMOHHblMM rpaMOXaMH COCTOMTCn B B03M0>KH0 
KOpOTKI/ie CpOKM. 

(2) HacToaalee CornaujeHi/ie BCxyni/iT b ci/iny b ABHb oÖMena 
paTi/itJjMKapMOHHbiMM rpaMOjaMH, M ero nonoxenMn öyAyx 
npi/iMeHBTbcn b oöomx floroBapi/iBaßLAHXcn FocyAapcTBax; 

a) B OTHOLueHMM yAopxi/iBaeMbix y wcTOHHi/iKa nanoroB - k 
cyMMBM, KOTopbie Bbin/iaHMBaiOTCB 1 nHBapa an6o nocjie 
1 «HBapa xaneHAapHoro roAa, cjieAyKDLgero sa toaom, b 
xoTopoM ComaiiieHMe BCTyni/ino b ci/iny; 

b) B OTHOUjeHHM npoHi/ix HanoroB - x cyMMaM nanoroB, xoto- 
pbie BSMMaxjTca sa nepnoA, naHMHan c 1 aHsapa xanenAap- 
Horo roAa, cneAyxJu^ero sa toaom, b xoTopoM ComaiiieHMe 
BCTynM/io B CMJiy. 

(3) C BCjynneHMeM nacTOBU^ero ComameHMa b cmy Coma- 
LiieHMe OeAepaTMBHOM Pecnyö/iMxi/i FepiviaHMM i/i Coxtsa Cobbt- 
CXMX CopManMCTMHecxMX PecnyönMX o6 M36e>xaHMM abomhoco 
Hajioroo6no>xeHMn AOxoflOB m MMyiASCTBa, noAnucaHHoe 
24 Hoaöpji 1981 roAa, b OTHOmeHi/inx Me>XAy rteAepajMBHOM 
Pecnyö/iMXOM FepMaHi/ia m TypxMeHMCxaHOM yxpani/iBaex ci/iny m 
nepecxaex npuMenaxbca; 
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a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das dem Jahr folgt, in dem das neue Abkommen in 
Kraft getreten ist; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume 
beginnend ab dem 1 . Januar des Kalenderjahrs erhoben 
werden, das auf das Jahr folgt, in dem das neue Abkommen 
in Kraft getreten ist. 

Artikel 33 
Kündigung 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in Kraft, jedoch 
kann jeder der Vertragsstaaten bis zum 30. Juni eines jeden 
Kalenderjahrs nach Ablauf von fünf Jahren, vom Tag des Inkraft- 
tretens an gerechnet, das Abkommen gegenüber dem anderen 
Vertragsstaat auf diplomatischem Weg schriftlich kündigen; in 
diesem Fall ist das Abkommen nicht mehr anzuwenden 


a) bei den im Abzugsweg erhobenen Steuern auf die Beträge, 
die am oder nach dem 1. Januar des Kalenderjahrs gezahlt 
werden, das auf das Kündigungsjahr folgt; 

b) bei den übrigen Steuern auf die Steuern, die für Zeiträume ab 
dem 1 . Januar des Kalenderjahrs erhoben werden, das auf 
das Kündigungsjahr folgt. 

Maßgebend für die Wahrung des Kündigungstermins ist der Tag 
des Eingangs der Kündigung bei dem anderen Vertragsstaat. 


Geschehen zu Berlin am 29. August 2016 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher, turkmenischer und russischer Sprache, wobei 
jeder Wortlaut verbindlich ist. Bei unterschiedlicher Auslegung 
des deutschen und des turkmenischen Wortlauts ist der russi- 
sche Wortlaut maßgebend. 


a) B OTHOLueHMM yAep>KMBaeMbix y ncTOHHUKa uanoroB - k 
cyMMBM, KOTopbie BbinnaHMBaiOTCa 1 auBapa an6o nocne 
1 aHBapa KaneHflapHoro roAa, cneAyrau^ero aa roAOM, b 
KOTopoM HacToaiAoe CornaiiieHne BCiynnno b ci/iny; 

b) B OTHOmeHi/in npoHi/ix uanoroB - k cyMMaM HanoroB, koto- 
pbie BamviaiOTCa sa nepnoA, Hani/iHaa c 1 anaapa xaneHAap- 
Horo roAa, cneAyKDiAero sa roAOM, b KOTopoM HacToaiAee 
CornaujeHne BCTynnno b ci/iny. 

CraTbsi 33 

ripexpaiAeHiie a^^ctbusi 

HacToaalee ComaujeHi/ie saK/ißHaejca ua HeonpeAeneHUbiü 
cpoK, OAHaxo, Ka>KAoe ns floroBapi/iBatou^nxca FocyAapcTB 
nocne ncTeneHi/ia narn nex c Aaxbi BCxynneHi/ia HacxoaiAero 
CornaujeHua b cnny Moxex ASHOHCnpoBaxb ero nyxeivi ni/iCbivieH- 
Horo yBBAOMneuna APyroro floroBapneaiOLAeroca focyAapcxBa 
no AinnnoMaxMHecKMM KauanaM ne nosAuee, neivi ao 30 nKDua 
nKDÖoro xaneHAapHoro roAa; b xaxoM cnynae uacxoaiAee Corna- 
Liienne ue noAnexnx AanbHeümeMy npnMeHeHi/iX): 

a) B oxHOLueHMM yAep>xi/iBaeMbix y ncxoHHi/ixa nanoroB - x 
cyMMBM, xoxopbie BbinnaHMBaxjxca 1 anaapa ni/i6o nocne 
1 aHBapa xaneHAapnoro roAa, cneAyK3U4ero sa roAOM, b 
xoxopoM aaaaneHO o AeHOHcagMM CornaujeHi/ia; 

b) B oxHOUjeHMH npoHi/ix HanoroB - x cyMMaM nanoroB, xoxo- 
pbie BSMMaxjxca aa nepnoA, HannHaa c 1 aHBapa xaneHAap- 
Horo roAa, cneAyK3U4ero aa toaom, b xoxopoM saaaneHO o 
AeHOHcagm/i CornameHMa. 

OnpeAenaiOLAMM Ana coöniOAeHMa cpoxa AeHOHcagi/iM aanaexca 
ASHb nonyneHHa APyrmvi floroBapnBaiOLAMMCa FocyAapcxBOM 
yaeAOMneHi/ia o AeHOHcagi/iM. 

CoaepujeHO b x. Bepni/ine „ 29“ aarycxa 201 6 roAa b Aayx noA- 
ni/iHHbix axseivinnapax, xa>XAbiM na HeMepxoM, xypxMencxoM m 
pyccxoM asbixax, npi/iHeivi Bcexexcxbi mvieKJxcMny. flpM paani/iH- 
HOM xonxoBaHMM HeMepxoro i/i xypxMencxoro xexcxoB xexcx na 
pyccxoM asbixe öyASx CHUxaxbca onpeAenaiou^MM. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a <J)eAepaxnBHyK3 Pecnyönwxy FepMaHwa 

Ederer 

Für Turkmenistan 
3a TypxMBHHCxaH 

Toyly Atayev 
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Protokoll 
zum Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und Turkmenistan 

zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiet der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 
vom 29. August 201 6 


ripoTOKO/i 

K Cor/iameHi/iK) 

Me>Kfly OeflepaTi/iBHOM Pecnyö/ii/iKOM EepiviaHi/ia 
i/i TypKMeHi/icTaHOM 

o6 i/isöexaHi/ii/i fleoMHoro HaaorooöaoKeHi/ia 
B OTHOLueHi/ii/i HaaoroB Ha floxoflbi i/i i/iMyiuecTBO 
OT „29“ aarycTa 201 6 rofla 


Anlässlich der Unterzeichnung des Abkommens zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und Turkmenistan zur Vermeidung 
der Doppelbesteuerung auf dem Gebiet der Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen haben die hierzu gehörig befugten 
Unterzeichneten die nachstehenden Bestimmungen vereinbart, 
die Bestandteil des Abkommens sind: 

1. Zu Artikel 2 Absatz 3 Buchstabe b: 

Die Einkommensteuer für natürliche Personen umfasst die 
Patentabgabe, die in Turkmenistan von dort unternehmerisch 
tätigen natürlichen Personen als fester Betrag oder erlösabhän- 
gig erhoben wird. 

2. Zu Artikel 7: 

a) Verkauft ein Unternehmen eines Vertragsstaats durch eine 
Betriebsstätte im anderen Vertragsstaat Güter oder Waren 
oder übt es dort eine geschäftliche Tätigkeit aus, so werden 
die Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der Grundlage 
des vom Unternehmen hierfür erzielten Gesamtbetrags, son- 
dern nur auf der Grundlage des Betrags ermittelt, der der tat- 
sächlichen Verkaufs- oder Geschäftstätigkeit der Betriebs- 
stätte zuzurechnen ist. 


b) Hat ein Unternehmen eine Betriebsstätte im anderen Ver- 
tragsstaat, so werden im Fall von Verträgen, insbesondere 
über Entwürfe, Lieferungen, Einbau oder Bau von gewerb- 
lichen, kaufmännischen oder wissenschaftlichen Ausrüstun- 
gen oder Einrichtungen, oder von öffentlichen Aufträgen die 
Gewinne dieser Betriebsstätte nicht auf der Grundlage des 
Gesamtvertragspreises, sondern nur auf der Grundlage des 
Teils des Vertrages ermittelt, der tatsächlich von der Betriebs- 
stätte in dem Vertragsstaat durchgeführt wird, in dem die 
Betriebsstätte liegt. Gewinne aus der Lieferung von Waren an 
die Betriebsstätte oder Gewinne im Zusammenhang mit dem 
Teil des Vertrages, der in dem Vertragsstaat durchgeführt 
wird, in dem der Sitz des Stammhauses des Unternehmens 
liegt, können nur in diesem Staat besteuert werden. 


c) Vergütungen für technische Dienstleistungen einschließlich 
Studien oder Entwürfe wissenschaftlicher, geologischer oder 
technischer Art oder für Konstruktionsverträge einschließlich 
dazugehöriger Blaupausen oder für Beratungs- oder Über- 
wachungstätigkeit gelten als Vergütungen, auf die Artikel 7 


B csasn c noflnncanneM ComaiiieHna Me>Kfly OeflepaTHSHOM 
PecnyönnKOÜ PepMaHn^i n TypKMeHMCxaHOM o6 i/i36e>KaHm/i 
flBOMHOro HanorooönoKeHMa b OTHOnieHi/ii/i HanoroB na Aoxoflw 
M MMyiAecTBO Aon>KHbiM oöpaaoM yno/iHOMOHeHHbie na to noA- 
nncaBLuneca nnpa cornacoBann Hn>KecneAyK)LAne nojiojKeHna, 
aenjiKDiAMeca HeorbeM/ieMOM nacTbK) ComaiiieHnn: 

1 . K noAnyHKTy b) nyHKra 3 crarbii 2 

Hanor na AOxoAbi ctDi/iSMHecKi/ix ni/iA BKJitOHaeT b ceöa najeHTHyra 
nnaxy, BSi/iMaeiviyKD b TypKMeHi/icjaHe c cftMsnHecKnx nnp, 
saHMMaKDLAnxca npeAnpi/iHMMaTenbCKOÜ Ae^Te/ibHOCTbKJ, kbk no 
CtJMKCHpOBaHHOM Be/lMHl/IHe, TBK M B SaBMCMMOCTM OT paSMepa 
coBOKynHoro aoxoaa. 

2. K craTbe 7 

a) Ecnn npeAnpnajue florosapuBaiOLAeroca FocyAapcTBa 
npoAaex i/iSAsnna i/inn TOBapbi nepes nocToaHHoe npeACxa- 
BMTe/ibCTBO B APVroM floroBapi/iBaKDiAeMca FocyAapcTBe 
i/inn ocyiASCTBnueT b hbm KOMMepnecKyto Asme/ibHOCTb, to 
cyMMbi npnöbiJiM AaHHOro nocToaHHOro npeACTaenTejibCTBa 
MCHMCnaKDTCa He Ha ocHoee BbipyneHHOÜ npeAnpi/iHTweM 
npi/i 3T0M coBOKynHOM cyMMbi, a nmub na ocHoee tom 
cyMMbi, KOTopaa MO>KeT öbiTb OTHecena k cttaKTHHecKOM 
npoAa>KHOM htim KOMMepnecKOH AsaTejibHOCTH nocTOHHHOro 
npeACTaBi/iTeribCTBa. 

b) Ecni/i npeAnpHHTHe mvieeT nocTOHHHoe npeACTaBMTenbCTBO 
B APyroM floroBapHBaKDLAeMCH PocyAapcTBe, to cyMMbi 
npi/iöbiJiH AaHHOro nocTOHHHOro npeACTaBi/iTenbCTBa, noay- 
HOHHbie JIHÖO B CBHSH C KOHTpaKTaMM, B HaCTHOCTM, O npO- 
eKTHpoBaHMi/i, nocTasKe, MOHTa>Ke i/ini/i CTpoi/iTe/ibCTBe npo- 
MbiiiineHHOro, KOMMepnecKoro i/ini/i naynHoro oöopyAOBaHMH 
MJIH OSteKTa, JIMÖO B CBH31/I C TOCyAapCTBeHHblMM 3aKa3aMM, 
MCHHcnatOTCH He Ha ochobb coBOxynHOM penbi KOHTpaxTa, a 
TIMlllb Ha OCHOBe TOM HaCTM XOHTpaXTa, XOTOpaa CfjaXTMHeCXM 
BbinOJlHaeTCH nOCTOHHHblM npeACTaBHTe/lbCTBOM B TOM flo- 
roBapHBaxjLAeMCH PocyAapcTBe, b xoTopoM oho pacnoTio>xe- 
HO. CyMMbi npi/i6bmi/i ot nocTaBxw TOBapoB nocTOHHHOMy 
npeACTaBHTOTibCTBy mtih cyMMW npHÖbinw b cbh3i/i c tom 
H acTbK) xoHTpaxTa, xoTopaa BbinojinaeTCH b tom floroBapn- 
BaxtiASMCH PocyAapcTBe, b xoTopoM haxoamtch MecTona- 
xoxASHi/ie ronoBHOro noApasAsneHMH npeAnpMHTMH, Moryr 
oöjiaraTbCH nanoroM To/ibxo b 3tom PocyAapcTBe. 

c) Bo3Harpa>xAeHMH aa TexHMnecxMe ycnyri/i, Bx/ixtna« anariM- 
Ti/inecxMe paapaöOTXM i/ihm npoexTbi naynHoro, reonorMne- 
cxoro TiMöo TexHMHecxoro xapaxTepa, aa xoHTpaxTbi o xoh- 
CTpyxpMM, Bx/iKJHasi npMHaAne>xaLAMe x hmm HepTe>xM, i/ihm 
3a AS^TenbHOCTb no xoHcyjibTi/ipoBaHi/ixj mtim naASopy 
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oder Artikel 1 4 des Abkommens anzuwenden ist. 


d) Kein Abzug wird für Beträge zugelassen, die von der Be- 
triebsstätte (außer zur Erstattung tatsächlicher Ausgaben) an 
das Stammhaus oder an eine andere Geschäftsstelle dieses 
Unternehmens gezahlt werden oder der Betriebsstätte vom 
Stammhaus oder von einer anderen Geschäftsstelle dieses 
Unternehmens in Rechnung gesteilt werden in Form von 

aa) Lizenzgebühren, Gebühren oder anderen Vergütungen 
für die Nutzung von Patenten oder anderen Rechten, 

bb) Vergütungen für besondere Dienstleistungen oder 
Managementleistungen oder 

cc) Zinsen für ein der Betriebsstätte gewährtes Darlehen, 
sofern es sich nicht um Bankinstitute handelt. 


3. Zu den Artikeln 10 und 11: 

Ungeachtet der Artikel 1 0 und 1 1 können Einkünfte aus Rechten 
oder Forderungen mit Gewinnbeteiligung (in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich der Einkünfte eines stillen Gesell- 
schafters aus seiner Beteiligung als stiller Gesellschafter oder aus 
partiarischen Darlehen und Gewinnobllgatlonen) nach dem Recht 
des Staates, aus dem sie stammen, besteuert werden, wenn sie 
dort bei der Ermittlung des Gewinns des Schuldners abzugsfähig 
sind. 


4. Zu Artikel 19: 

Artikel 19 findet Im Fall der Bundesrepublik Deutschland auch 
auf Löhne und Gehälter Anwendung, die von einer juristischen 
Person des öffentlichen Rechts gezahlt werden, sofern diese 
Ihren Status entsprechend nachweist. 

5. Zu Artikel 26: 

Falls nach Maßgabe des Innerstaatlichen Rechts aufgrund 
dieses Abkommens personenbezogene Daten übermittelt wer- 
den, gelten ergänzend die nachfolgenden Bestimmungen unter 
Beachtung der für jeden Vertragsstaat geltenden Rechtsvor- 
schriften: 

a) Die Verwendung der Daten durch die empfangende Stelle 
Ist nur zu dem angegebenen Zweck und nur zu den durch 
die übermittelnde Stelle vorgeschriebenen Bedingungen zu- 
lässig. 

b) Die empfangende Stelle unterrichtet die übermittelnde Stelle 
auf Ersuchen über die Verwendung der übermittelten Daten 
und über die dadurch erzielten Ergebnisse. 

c) Personenbezogene Daten dürfen nur an die zuständigen 
Stellen übermittelt werden. Die weitere Übermittlung an 
andere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der über- 
mittelnden Stelle erfolgen. 

d) Die übermittelnde Stelle Ist verpflichtet, auf die Richtigkeit der 
zu übermittelnden Daten sowie auf die Erforderlichkeit und 
Verhältnismäßigkeit In Bezug auf den mit der Übermittlung 
verfolgten Zweck zu achten. Dabei sind die nach dem jewei- 
ligen Innerstaatlichen Recht geltenden Übermittlungsverbote 
zu beachten. Erweist sich, dass unrichtige Daten oder Daten, 
die nicht übermittelt werden durften, übermittelt worden sind, 
so ist dies der empfangenden Stelle unverzüglich mitzutellen. 
Diese Ist verpflichtet, die Berichtigung oder Löschung solcher 
Daten vorzunehmen. 


(MOHMTOpUHry) CHMTaKDTCa B03Harpa>KfleHHaMM, K KOTOpSIM 
npuMeHaKDTCa nono^Keuna cxaTbu 7 ujin craTbi/i 14 Corname- 

Hi/ia. 

d) CyMMbi (aa ucmiKSHeHueM cyiuiM Boaivieu^eHMa cfiaKTi/inecKux 
aajpaT), KOTopbie nocToaHHbiM npeflCTaBurenbCTBOM 
BbinnanuBaoTca ronoBHOMy noflpaafleneHnK) npeflnpnaxua 
M/iM MHOMy ero otjjucy nnu no KOTopbiM mm BbiCTaB/iaejca 
cner yKaaaHHbiM ocjjMcaM, b BUfle: 

aa) poariTM, roHopapoB m/im aua/iorMHHbix njiaTe>KeM xax 
B03Harpa>KfleHMe aa Mcno/ibaoBaHue naxeHTa m^m uhbix 
npaa, 

bb) KOMMCCMOHHbix 3a OKaaauue cnepMcjDMHecKMx ycjiyr mjim 
ycjiyr no MeHefl>KMeHTy unM 

cc) npopeuTOB no fleuexcHbiM cyMMaM, npefloCTaB/ieuHbiM 
BsaMMbi nocToauHOMy npeflCTaBUTe/ibCTBy, aa mck/ikd- 

HeHMOM ÖaHKOBCKMX yHpe^KflOHMM, 
ue noflne>KaT Bbinexy. 

3. K craTbsiM 10 m 11 

HecMOTpa Ha nonox<eHMa craxeM 10 m 11 CornaiiieHMa, 
floxoflbi, nojiyneHHbie ot npaa mjim flonroBbix jpeöOBaHMM, 
npeflycMaxpMBaKDmMx ynacTMe b npMöbuiM (npMMeHMjejibHO k 
OeflepaxMBHOM PecnyöjiMxe FepMaHMa BKJiiOHaa floxoflbi Hemac- 
Horo ynacTHMKa, nojiynaeMbie mm ot flojieaoro ynacTMa kok 
TaxoBoro, floxoflbi ot xpeflMTOB (aaMMOB), coflepjxaLUMx npaao 
Ha ynacTMe b npMöbuiM („partiarisches Darlehen“), m oöjiMrapMM 
c npaBOM Ha ynacTMe b npMÖbuiM), Moryx oöjiaraxbca nanoroM 
B cooTBexcTBMM c aaKOHOflaxejibCTBOM floroBapMsaiou^erocH 
FocyflapcTBa, b KOxopoM ohm boshmkjim, ecjiM ohm b stom 
FocyflapcTBe nofljiejxax Bbinexy npM MCHMCJieHMM npMÖbuiM 
nnaxejibu^MKa axMx floxoflOB. 

4. K cxaTbe 19 

FIpMMeHMxejibHO K OeAepaxMBHOM PecnyöjiMxe FepManMa 
CTaxbH 19 CornaiiieHMH npMMeHaexcH m k aapaöoxHOM 
njiaxe m jKanoBaHMHM, BbinnaHMBaeMbiM lopMflMnecKMM riMpoM 
nyöjiMHHO-npaBOBoro cxaxyca, ecjiM oho Hafl/iejKau^MM oöpasoM 
noflXBepjKflaex axox cbom cxaxyc. 

5. K cxaTbe 26 

ECJIM B COOTBeXCTBMM C HapMOHajlbHblM aaKOHOflaxejlbCTBOM 
Ha ocHOBaHMM CoTJiaujeHMH nepeflaKDTCH CBeASHMa, xacaKsaiMe- 
CH 4)M3MHeCKMX J1ML(, TO C yHBTOM npaSOBblX AKTOB KajKAOTO 
floroBapMBaiOLAerocH FocyAapcxBa AonojiHMxe/ibHO ASMCXByiOT 
cjieAyKJLAMe nonojxeHMH. 

a) Hcnojib30BaHMe caeAeHMM npuHMMaraiAMM ynpejKAeHMeM 
AonycKaexcH tojibko b yxasaaHbix penax m tojibko b coot- 
BeXCTBMM C yCJlOBMHMM, npeAyCMOXpeHHblMM nepeAaKDLAMM 
ynpejKAöHMeM. 

b) ripMHMMaKDLAee ynpejKAeHMe cxaBMx b MSBecxHOCxb nepe- 
AaBLuee CBeASHMH ynpexg^SHMe no ero npocböe o6 
McnojibSoeaHMM nepeAannbix CBOAeHMM m nojiyneHHbix c mx 
noMOLAbto peayjibTaxax. 

c) CBeASHMH, xacaKDaiMecH cjjMSMnecKMX jima, Moryx öbixb 
nepeAaHbi tojibko b KOMnexeHXHbie ynpejKAeHMa. Mx nocjie- 
AyKDoiaH nepeAana APyrMM ynpejKAeHMHM mojkot npoMCxo- 
AMTb TOJibKO c npeABapMxejibHoro corjiacMH nepeAaKDipero 
yHpejKAÖHMH. 

d) FlepeAaKDatee ynpejKAeHMe oöaaaHO cjieAMXb aa Aocxoaep- 
HOCTbKD nepeAaaaeMbix caeASHMM, a xaioxe aa mx hooöxoam- 
MOCTbKj M aAeKBaxHOCTbKj pe/iHM, KOTopbie npec/ieAyKDTCH 
nepeAaneü caeAeHMM. FIpM axoM cjieAyex yHMXbiaaxb 
AeücxByKDLAMe b paMxax HaAMOHa/ibHoro aaKOHOAaxejibcxaa 
aanpexbi na nepeAany caeAeHMM. Ecjim OKaabiBaexca, hxo 
öbiJiM nepeAaHbi HeAOCxosepHbie ceeAeHMa mjim ceeAeHMa, 
He noAJiejxaBUJMe nepeAane, xo o6 axoM HeoöxoAMMO neaa- 
MeAJiMxejibHO MaeecxMXb npMHMMaiou4ee ynpejKAenMe. Oho 
oöaaaHO npoMOBOAMXb mx McnpaBJieHMe mjim yHMHxojKeHMe. 
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e) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu seiner Person 
übermitteiten Daten sowie über den vorgesehenen Verwen- 
dungszweck Auskunft zu erteiien. Eine Verpfiichtung zur Aus- 
kunftserteiiung besteht nicht, soweit eine Abwägung ergibt, 
dass das öffentliche Interesse, die Auskunft nicht zu erteilen, 
das Interesse des Betroffenen an der Auskunftserteilung 
überwiegt. Im Übrigen richtet sich das Recht des Betroffe- 
nen, über die zu seiner Person vorhandenen Daten Auskunft 
zu erhalten, nach dem innerstaatlichen Recht des Vertrags- 
staats, in dessen Hoheitsgebiet die Auskunft beantragt wird. 


f) Wird jemand infolge von Übermittlungen im Rahmen des 
Datenaustauschs nach diesem Abkommen rechtswidrig ge- 
schädigt, haftet ihm hierfür die empfangende Stelle nach 
Maßgabe ihres innerstaatlichen Rechts. Sie kann sich im Ver- 
hältnis zum Geschädigten zu ihrer Entlastung nicht darauf 
berufen, dass der Schaden durch die übermittelnde Stelle 
verursacht worden ist. 

g) Soweit das für die übermittelnde Stelle geltende innerstaat- 
liche Recht in Bezug auf die übermittelten personenbezoge- 
nen Daten besondere Löschungsvorschriften vorsieht, weist 
diese Stelle die empfangende Stelle darauf hin. Unabhängig 
von diesem Recht sind die übermittelten personenbezogenen 
Daten zu löschen, sobald sie für den Zweck, für den sie über- 
mittelt worden sind, nicht mehr erforderlich sind. 


h) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die Übermittlung und den Empfang von personenbezo- 
genen Daten aktenkundig zu machen. 

i) Die übermittelnde und die empfangende Stelle sind verpflich- 
tet, die übermittelten personenbezogenen Daten wirksam 
gegen unbefugten Zugang, unbefugte Veränderung und un- 
befugte Bekanntgabe zu schützen. 


e) Ho sasB/ieHMK) sai/iHTepecosaHHoro nnga eiuiy Bbiflaercs 
cnpaBKa o nepeflane KacaKDLgnxcn ero CBefleHuti, a TaK>Ke o 
npeflnojiaraeMbix pensx i/ix ucno/ibSOBaHns. BbiAana cnpaa- 
KM ne sB/iseTCs oönsarenbHOM, ecni/i aHani/is noKasbisaej, 
HTO rocyflapcTBeHHas sanHTepecosaHHOCTb OTKasbiBaxb b 
Bbiflane cnpaBKi/i npeBani/ipyeT »ap, sai/iHjepecoBaHHOCTbio 
ynoMSHyToro Jii/ipa b ee nonyHeHMi/i. B ocra/ibHOM npaBa 
sauHTepecoeaHHoro ni/ipa na no/iyneHi/ie cnpaBKw o6 
MMeKJu^Mxcs o HeM CBefleni/inx perynnpyiOTCs HapnoHanb- 
HbiM saKOHOflarejibCTBOM Toro floroBapMBaiou4erocs 
rocypapcTBa, na TeppuTopun KOToporo sanpaujuBaercs 
cnpaBKa. 

f) Ecnn KOMy-nnöo npoTHBOnpaBHO npnnnHseTCs yu^epö 
BCJieflCTBue nepeflani/i CBefleHi/iü b paivixax oöiuiena MHCjDop- 
Mapueü no CornaiiieHi/iio, OTseTCTBeHHOCTb nepep hmm b 
3T0Ü CBS3M HeceT npMHi/iMaK)U4ee ynpe^KpeHne b cooTBer- 
CTBMM c ero Hapi/iOHa/ibHbiM saKOHOflaxenbCTBOM. Oho ho 
MOxceT B OTHomeHMM noHecLuero yipepö jii/ipa ccbinaTbcn b 
onpaBflaHi/ie na to, hto yipepö 6bm npi/iHi/iHeH nepepaiOLpHM 
CBefleHMH ynpejKAeHMeM. 

g) Ecnw Hapi/iOHa/ibHoe saKOHopaTenbCTBO, b paiviKax KOToporo 
AeücTByeT nepeAaKDu^ee ynpe^KASHi/ie, npeAycMaTpMBaej b 
OTHOLUeHHM nepOAaHHblX CBeASHMM, KaCaKDU^HXCS CjDMSHHe- 
CKMx riMp, ocoöbie npaBi/ina yHMHTO>KeHMs, to nepeAaKDu^ee 
yHpe>KAeHMe yxasbiBaeT na 3to npMHMMaiou4eMy ynpejKAe- 
HHKD. HesaBi/ici/iMO OT 3Toro saKOHOAarejibCTBa, nepeAauHbie 
CBeASHMs, KacaK)U 4 MecH c|3i/i3i/iHecKMx riwp, noAne>KaT 
yHHHTOxceuMK), ecjiM OHM öojibuje He TpeöyKDTCH pfla peneü, 

AHH KOTOpblX OHM ÖblJlM nepOAaHbl. 

h) riepeAaioatee m npMHMiuiaiOLpee ynpe^KAeHMs oöseaHbi 
AOKyMOHTanbHO oaperMCjpMpoBaTb nepeAany m no/iyneHMe 
CBOASHMM, KaCaiOlAMXCH C|DM3MHeCKMX JlMp. 

i) riepeAaKDipee m npMHMiviaKDatee ynpe^KASHMs oöseaHbi asm- 
CTBOHHO OXpaHHTb nepOAaHHbie B OTHOUjeHMM CjjMBMHeCKMX 
jiMp CBeASHMH OT AOCTyna k hmm, mx MOMOHeHMS M paorna- 
UjeHMH JlMpaMM, He MMeKDLpMMM Ha TO npSBO. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
3a cpeAepaTMBHyio PecnyöjiMxy FepMaHMs 

Ederer 

Für Turkmenistan 
3a TypKMeHMCTan 

Toyly Atayev 
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Denkschrift 


I. Allgemeines 

Das in Berlin am 29. August 2016 Unterzeichnete Ab- 
kommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Turkmenistan zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiet der Steuern vom Einkommen und vom Ver- 
mögen löst das alte, noch mit der ehemaligen Sowjet- 
union abgeschlossene und im Verhältnis zu Turkmenistan 
weitergeltende Abkommen vom 24. November 1981 
(BGBl. 1 983 II S. 2, 3) ab. Dieses Abkommen ist vor allem 
durch die in Turkmenistan eingetretenen politischen, wirt- 
schaftlichen und steuerrechtlichen Entwicklungen über- 
holt und muss deshalb durch einen modernen und den 
Anforderungen der gegenwärtigen Verhältnisse besser 
angepassten Vertrag ersetzt werden. 

Die in 2000 begonnenen Verhandlungen führten in 2003 
zu einer ersten Paraphierung eines Abkommensentwurfs 
in Anlehnung an das OECD-Musterabkommen 2000. Es 
wurden anschließend Anpassungen des gemeinsamen 
Abkommensentwurfs an die in 2005 auf OECD-Ebene 
erarbeiteten Regelungen zum erweiterten Informations- 
austausch und Amtshilfe bei der Erhebung von Steuer er- 
forderlich. Das Abkommen konnte mit den Änderungen 
im März 2012 neu paraphiert werden. Nach dem Sprach- 
abgleich der drei Sprachfassungen konnte das Abkom- 
men nun unterzeichnet werden. 

Das Protokoll mit einigen das Abkommen ergänzenden 
Regelungen ist Bestandteil des Abkommens. 

Dem OECD-Musterabkommen folgend regeln die Arti- 
kel 1 bis 5 den Geltungsbereich des Vertrages sowie 
die für die Anwendung des Abkommens notwendigen 
allgemeinen Begriffsbestimmungen. Die Artikel 6 bis 22 
weisen dem Quellen- bzw. Belegenheitsstaat Besteue- 
rungsrechte für die einzelnen Einkunftsarten und für das 
Vermögen zu. Artikel 23 enthält die Vorschriften zur Ver- 
meidung der Doppelbesteuerung durch den Ansässig- 
keitsstaat für die Einkünfte und Vermögenswerte, die 
der Quellen- bzw. Belegenheitsstaat besteuern darf. Die 
Artikel 24 bis 33 regeln den Schutz vor Diskriminierung, 
die zur Durchführung des Abkommens notwendige Zu- 
sammenarbeit der Vertragsstaaten, das Inkrafttreten und 
das Außerkrafttreten des Abkommens sowie andere 
Fragen. Das Protokoll ergänzt das Abkommen um einige 
klarstellende Bestimmungen sowie um die Klauseln zum 
Schutz personenbezogener Daten. 

II. Besonderes 
Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den das 
Abkommen Anwendung findet (subjektiver Geltungs- 
bereich). 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel bezeichnet die in den Geltungsbereich des 
Abkommens fallenden Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen. In Absatz 3 sind dabei auf turkmenischen 
Wunsch nur die Steuern zitiert, die derzeit auch erhoben 
werden. Nach Absatz 4 gilt das Abkommen auch für 
Steuern gleicher oder ähnlicher Art, die nach der Unter- 
zeichnung des Abkommens erhoben werden. 


Nummer 1 des Protokolls zum Abkommen stellt klar, dass 
die turkmenische Einkommensteuer für natürliche Perso- 
nen auch die Patentabgabe umfasst. 

Zu Artikel 3 

Dieser Artikel enthält in Absatz 1 allgemeine Begriffs- 
bestimmungen für einige im Abkommen verwendete 
Begriffe, die für die Anwendung des Abkommens von 
besonderer Bedeutung sind. 

Absatz 2 enthält die übliche Regel, dass im Ab- 
kommen nicht bestimmte Begriffe entsprechend dem 
nationalen Steuerrecht des das Abkommen anwenden- 
den Vertragsstaats auszulegen sind, wenn der Abkom- 
menszusammenhang keine andere Auslegung erfordert. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel bestimmt den für den subjektiven Geltungs- 
bereich des Abkommens und für die Abgrenzung der Be- 
steuerungsrechte maßgeblichen Begriff der Ansässigkeit. 

Nach Absatz 1 wird hierbei grundsätzlich an das 
innerstaatliche Recht der Vertragsstaaten angeknüpft. 

In den Fällen der Doppelansässigkeit regeln die Ab- 
sätze 2 und 3 nach bestimmten Merkmalen, welcher 
der beiden Staaten für die Abkommensanwendung als 
Ansässigkeitsstaat gilt. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel bestimmt den Begriff der Betriebsstätte, 
der die Grundlage der Besteuerung der Unternehmens- 
gewinne bildet. 

In Absatz 1 wird der Ausdruck „Betriebsstätte“ allge- 
mein umschrieben. 

Eine nicht abschließende Aufzählung von typischen Bei- 
spielen enthält Absatz 2. 

Bauausführungen und Montagen gelten nach Absatz 3 
Buchstabe a nur dann als Betriebsstätten, wenn ihre 
Dauer zwölf Monate überschreitet. Den ursprünglichen 
turkmenischen Wunsch, insoweit eine Betriebsstätte an- 
zunehmen, wenn eine Dauer von sechs Monaten bereits 
überschritten ist, wurde von deutscher Seite abgelehnt. 
Die neue Regelung entspricht der bisherigen Regelung. 

Künftig gelten nach Absatz 3 Buchstabe b auf turk- 
menischen Wunsch auch Einrichtungen zur Erkundung 
von Bodenschätzen oder damit verbundene Überwa- 
chungstätigkeiten oder ein Bohrturm oder ein Bohrschiff 
zur Erkundung von Bodenschätzen unter bestimmten 
Voraussetzungen als Betriebsstätten. Die deutsche Seite 
hat dies aber nur für den Fall akzeptiert, wenn die Nut- 
zung oder diese Tätigkeit zwölf Monate überschreitet. 

Absatz 4 enthält die Negativabgrenzung zum Begriff 
der Betriebsstätte auf der Grundlage des Musterabkom- 
mens der Vereinten Nationen. 

Die Absätze 5, 7 und 8 enthalten dem QECD- 
Musterabkommen nachgebildete Abgrenzungsvorschrif- 
ten zum abhängigen und unabhängigen Vertreter sowie 
zur Eigenständigkeit von verbundenen Gesellschaften. 
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Auf turkmenischen Wunsch und entsprechend dem 
Musterabkommen der Vereinten Nationen enthäit Ab- 
satz 6 eine Erweiterung des Betriebsstättenbegriffs, der 
auch in Abkommen von verschiedenen OECD-Mitgiied- 
staaten enthaiten und auf OECD-Ebene diskutiert wird 
(siehe Kommentar Teiiziffer 39 zu Artikei 5 OECD-Muster- 
abkommen). Hiernach begründen Versicherungsunter- 
nehmen in dem anderen Vertragsstaat eine Betriebsstät- 
te, wenn sie dort Prämien einziehen oder dort beiegene 
Risiken versichern und sich dazu einer Person bedienen, 
die nicht unabhängiger Vertreter im Sinne des Absatzes 7 
ist. Ausgenommen hiervon sind Rückversicherungen. 

Zu Artikel 6 

Entsprechend dem OECD-Musterabkommen bestimmen 
die Absätze 1 und 3, dass Einkünfte aus unbeweg- 
lichem Vermögen oder der Nutzung von unbeweglichem 
Vermögen im Belegenheitsstaat besteuert werden kön- 
nen. Das gilt nach Absatz 4 auch für Betriebsgrund- 
stücke. 

Absatz 2 enthält die Definition des Begriffs „unbeweg- 
liches Vermögen“. 

Zu Artikel 7 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Unternehmens- 
gewinne. 

Absatz 1 enthält das Betriebsstättenprinzip. Hiernach 
darf ein Vertragsstaat den Gewinn von Unternehmen mit 
Sitz im anderen Vertragsstaat nur insoweit besteuern, als 
der Gewinn einer in seinem Gebiet gelegenen Betriebs- 
stätte zuzurechnen ist. 

Die Absätze 2 bis 6 enthalten Ermittlungs- und Zu- 
rechnungsvorschriften für Betriebsstättengewinne. Num- 
mer 2 Buchstabe a und b des Protokolls zum Abkommen 
enthält hierzu entsprechend der deutschen DBA*-Praxis 
gegenüber Entwicklungsländern klarstellende und ergän- 
zende Regelungen wie den Ausschluss der Attraktivkraft 
der Betriebsstätte und das Verbot der Liefergewinn- 
besteuerung. 

Auf turkmenischen Wunsch wurde in Nummer 2 Buch- 
stabe d des Protokolls zum Abkommen zu Artikel 7 Ab- 
satz 3 des Abkommens entsprechend dem Artikel 7 
Absatz 3 des Musterabkommens der Vereinten Nationen 
geregelt, dass bestimmte Ausgaben zwischen Stamm- 
haus und Betriebsstätte nicht abzugsfähig sind. 

Absatz 7 regelt das Besteuerungsrecht bei Einkünften 
aus der Beteiligung an einer Personengesellschaft. 

Absatz 8 bestimmt das Verhältnis der Betriebsstätten- 
besteuerung zu den übrigen durch das Abkommen ge- 
regelten Einkunftsarten. Zur Abgrenzung von Unterneh- 
mensgewinnen und Lizenzgebühren wurde auf deutschen 
Wunsch in Nummer 2 Buchstabe c des Protokolls zum 
Abkommen eine klarstellende Regelung getroffen. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt entsprechend dem OECD-Muster- 
abkommen, dass Gewinne aus dem Betrieb von See- 
schiffen oder Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr 
abweichend vom Betriebsstättenprinzip nur In dem Staat 
besteuert werden dürfen. In dem sich der Ort der Ge- 


* DBA: Doppelbesteuerungsabkommen 


schäftsleltung des Unternehmens befindet, das die Schif- 
fe oder Luftfahrzeuge betreibt. 

Absatz 2 regelt, dass entsprechend deutscher DBA- 
Polltik auch Einkünfte aus der Vercharterung von leeren 
Seeschiffen und Luftfahrzeugen sowie aus der Nutzung 
oder Vermietung von Containern zu den Einkünften im 
Sinne dieses Artikels gehören können. 

Absatz 3 bestimmt den Sitzstaat, wenn der Ort der tat- 
sächlichen Geschäftsleitung an Bord eines Seeschiffs ist. 

Absatz 4 regelt, dass Absatz 1 auch für Gewinne 
aus der Beteiligung an einem Pool, einer Betriebsgemein- 
schaft oder einer internationalen Betriebsstelle gilt. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel regelt entsprechend dem OECD-Muster- 
abkommen, dass das Abkommen einer Berichtigung 
von Gewinnverlagerungen zwischen verbundenen Unter- 
nehmen nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Dividenden. 

Absatz 1 enthält den Grundsatz, dass die Dividenden- 
ausschüttungen im Ansässigkeitsstaat des Anteilseigners 
besteuert werden dürfen. 

Nach Absatz 2 darf daneben auch der Quellenstaat 
eine Steuer erheben. 

Nach dem geltenden Abkommen beträgt der Quellen- 
steuersatz einheitlich 15 v. H. des Bruttobetrags der 
Dividende. Dies entsprach auch dem turkmenischen 
Vorschlag. 

Der deutschen Seite Ist es jedoch gelungen zu verein- 
baren, dass nach dem neuen Abkommen diese Steuer 
jedoch 5 v. H. des Bruttobetrags der Dividenden nicht 
übersteigen darf, wenn der nutzungsberechtigte Empfän- 
ger eine Gesellschaft ist, die mindestens 25 v. H. der An- 
teile an der ausschüttenden Gesellschaft hält (Schachtel- 
betelligung). In den übrigen Fällen darf die Quellensteuer 
grundsätzlich 15 v. H. des Bruttobetrags der Dividenden 
nicht übersteigen. 

Entsprechend der deutschen DBA-Politik und unver- 
ändert zum geltenden DBA hat sich die Bundesrepublik 
Deutschland durch Nummer 3 des Protokolls zum Ab- 
kommen eine unbegrenzte Quellenbesteuerung gesichert, 
soweit die Zahlungen auf Rechten oder Forderungen 
mit Gewinnbeteiligung beruhen (insbesondere Einkünfte 
eines stillen Gesellschafters) und sich bei der Gewinner- 
mittlung des Schuldners gewinnmindernd auswirken. 

Absatz 3 bestimmt den Begriff der Dividenden im 
Einzelnen. Die Absätze 4 und 5 enthalten den Be- 
triebsstättenvorbehalt und ergänzende Bestimmungen 
zur Abgrenzung des Besteuerungsrechts, die auch im 
QECD-Musterabkommen vorgesehen sind. 

Zu Artikel 1 1 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung von Zinsen. 

Absatz 1 weist das Besteuerungsrecht dem Ansässig- 
keitsstaat des Gläubigers der Zinsen zu. 

Nach Absatz 2 hat auch der Quellenstaat ein Besteue- 
rungsrecht. 
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Die Quellensteuer darf 10 v. H. des Bruttobetrags der 
Zinsen (nach geltendem DBA 5 v. H.) nicht übersteigen. 
Die deutsche Seite konnte eine Anhebung des Quellen- 
steuersatzes auf 10 V. H. akzeptieren, da dies dem 
QECD-Musterabkommen entspricht und es der deut- 
schen Seite gelungen ist, Zinsen zum Teil erstmalig ganz 
von der Quellensteuer zu befreien. 

Dies betrifft nach Absatz 4 Zinsen aus Darlehen im 
Zusammenhang mit dem Verkauf gewerblicher, kaufmän- 
nischer oder wissenschaftlicher Ausrüstung oder mit dem 
Verkauf von Waren durch ein Unternehmen an ein ande- 
res. Diese weite Regelung entspricht einem Vorschlag zu 
Teilziffer 7.8 des Kommentars zu Artikel 11 des OECD- 
Musterabkommens 2005. 

Nach Absatz 3 bleiben zudem Zinsen, wenn Empfän- 
ger der Zinsen die jeweilige Regierung ist oder wenn das 
Darlehen durch Gewährleistungen der Bundesrepublik 
Deutschland für Ausfuhren oder Direktinvestitionen im 
Ausland gedeckt ist, entsprechend der bisherigen Rege- 
lungen quellensteuerbefreit. 

Entsprechend der deutschen DBA-Politik und unver- 
ändert zum geltenden DBA hat sich die Bundesrepublik 
Deutschland durch Nummer 3 des Protokolls zum Ab- 
kommen eine unbegrenzte Quellenbesteuerung gesichert, 
soweit die Zahlungen auf Rechten oder Forderungen 
mit Gewinnbeteiligung beruhen (insbesondere Einkünfte 
eines stillen Gesellschafters) und sich bei der Gewinner- 
mittlung des Schuldners gewinnmindernd auswirken. 

Die Absätze 5 bis 8 enthalten die Definition des 
Zinsbegriffs, den Betriebsstättenvorbehalt, eine Vorschrift 
zur Vermeidung einer ungerechtfertigten Inanspruch- 
nahme von Abkommensvorteilen bei der Zinsbesteuerung 
und andere ergänzende Bestimmungen, die dem QECD- 
Musterabkommen entsprechen. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Lizenzgebühren. 

Absatz 1 weist das Besteuerungsrecht dem Ansässig- 
keitsstaat des Gläubigers der Lizenzgebühren zu. 

Nach Absatz 2 hat - anders als im geltenden DBA - 
jedoch auch der Quellenstaat ein Besteuerungsrecht; dies 
entspricht dem Musterabkommen der Vereinten Natio- 
nen. Die Quellensteuer darf jedoch 10 v. H. des Bruttobe- 
trags der Lizenzgebühren nicht übersteigen. Die deutsche 
Seite konnte diesen Quellensteuersatz akzeptieren, da 
damit im Kompromisswege eine darüber hinausgehende 
turkmenische Forderung abgewehrt werden konnte. 

Weiterhin konnte in Absatz 3 die Definition der Lizenz- 
gebühren an das QECD-Musterabkommen angelehnt und 
insbesondere der turkmenische Wunsch nach Aufnahme 
von technischen Dienstleistungen in die Regelung abge- 
lehnt werden. Wie bereits zu Artikel 7 ausgeführt, konnte 
vielmehr erreicht werden, dass zur Abgrenzung von Un- 
ternehmensgewinnen und Lizenzgebühren auf deutschen 
Wunsch in Nummer 2 Buchstabe c des Protokolls zum 
Abkommen eine klarstellende Regelung getroffen wurde. 

Die Absätze 4 bis 6 enthalten den Betriebsstätten- 
vorbehalt, eine Missbrauchsvermeidungsvorschrift und 
andere an das QECD-Musterabkommen angelehnte, er- 
gänzende Bestimmungen. 


Zu Artikel 13 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Veräußerungs- 
gewinnen. 

Wie bisher ist das Besteuerungsrecht für Veräußerungs- 
gewinne grundsätzlich allein dem Ansässigkeitsstaat Vor- 
behalten (Absatz 5). 

Der Quellenstaat hat jedoch nach den Absätzen 1 
und 3 entsprechend dem QECD-Musterabkommen 
ebenfalls ein unverändertes Besteuerungsrecht für Ge- 
winne aus der Veräußerung von unbeweglichem Ver- 
mögen und von beweglichem Betriebsstättenvermögen. 

Nach Absatz 2 hat der Quellenstaat erstmalig ein 
Besteuerungsrecht für Gewinne aus der Veräußerung von 
Aktien an Gesellschaften mit überwiegendem Grund- 
besitz in diesem Staat. 

Bei den Gewinnen aus der Veräußerung von Seeschiffen 
oder Luftfahrzeugen, die im internationalen Verkehr be- 
trieben werden, und von beweglichem Vermögen, das 
dem Betrieb dieser Schiffe oder Luftfahrzeuge dient, hat 
nach Absatz 4 unverändert ausschließlich der Staat 
das Besteuerungsrecht, in dem sich der Qrt der Ge- 
schäftsleitung des Unternehmens befindet. 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel behandelt die Besteuerung der Einkünfte 
aus selbstständiger Tätigkeit. 

Nach Absatz 1 steht das Besteuerungsrecht grund- 
sätzlich dem Ansässigkeitsstaat zu. Nur soweit Einkünfte 
in dem anderen Vertragsstaat durch eine dort gelegene 
feste Einrichtung erzielt werden oder soweit Einkünfte 
durch eine Person erzielt werden, die sich länger als 
1 83 Tage im anderen Vertragsstaat aufhält, hat der Tätig- 
keitsstaat ein Besteuerungsrecht. 

Absatz 2 enthält die Definition des Begriffs „freier 
Beruf“. 

Zu Artikel 15 

Dieser Artikel befasst sich mit der Besteuerung der Ein- 
künfte aus unselbstständiger Tätigkeit und entspricht 
weitgehend der bisherigen Regelung. 

Grundsätzlich hat nach Absatz 1 nur der Staat das 
Besteuerungsrecht, in dem die Tätigkeit ausgeübt wird. 

Werden jedoch Arbeitnehmer inländischer Unternehmen 
nur vorübergehend im anderen Vertragsstaat tätig, so 
wird dieser Grundsatz durch Absatz 2 unter bestimm- 
ten Voraussetzungen zugunsten des Ansässigkeitsstaats 
eingeschränkt. 

Neu aufgenommen wurde auf deutschen Wunsch eine 
Regelung zur gewerbsmäßigen Arbeitnehmerüberlas- 
sung. Nach Absatz 3 finden die Bestimmungen des 
Absatzes 2 keine Anwendung auf Vergütungen für Arbeit 
im Rahmen gewerbsmäßiger Arbeitnehmerüberlassung. 
Hier steht dem Tätigkeitsstaat stets das Besteuerungs- 
recht zu. 

Das Bordpersonal von Seeschiffen und Luftfahrzeugen im 
internationalen Verkehr kann nach Absatz 4 wie bisher 
in dem Staat besteuert werden, in dem sich der Qrt der 
Geschäftsleitung des die Schiffe oder Luftfahrzeuge be- 
treibenden Unternehmens befindet. 


33 


Zu Artikel 16 

Nach diesem entsprechend dem OECD-Musterabkom- 
men neu aufgenommenen Artikel können Aufsichtsrats- 
und Verwaltungsratsvergütungen in dem Staat besteuert 
werden, in dem die zahlende Gesellschaft ansässig ist. 

Zu Artikel 17 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Künstlern und 
Sportlern. Er wurde im Verhältnis zu den bisher geltenden 
Regelungen an das OECD-Musterabkommen angepasst. 

Nach Absatz 1 dürfen Künstler und Sportler stets im 
Tätigkeitsstaat besteuert werden. 

Dies gilt nach Absatz 2 auch, wenn die Einkünfte dem 
Künstler oder Sportler nicht unmittelbar selbst zufließen. 

Das Besteuerungsrecht geht nach Absatz 3 auf deut- 
schen Wunsch auf den Wohnsitzstaat über, wenn der 
Aufenthalt des Künstlers oder Sportlers im anderen Staat 
ganz oder überwiegend durch den Wohnsitzstaat oder 
eine dortige, als gemeinnützig anerkannte Einrichtung 
finanziert wird. 

Zu Artikel 18 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Ruhegehältern 
und ähnlichen Vergütungen sowie Renten. 

Absatz 1 weist - wie bisher - das Besteuerungsrecht 
für diese Zahlungen - mit Ausnahme der Pensionen aus 
öffentlichen Kassen - grundsätzlich dem Ansässigkeits- 
staat zu. 

Bei Bezügen aus der gesetzlichen Sozialversicherung 
konnte die deutsche Seite durch die Regelung in Ab- 
satz 2 sicherstellen, dass der Vertragsstaat, aus dessen 
gesetzlicher Sozialversicherung die Zahlung geleistet 
wird, das alleinige Besteuerungsrecht erhält (Kassen- 
staatsprinzip). 

Bei Entschädigungszahlungen nach dem öffentlichen 
Recht (z. B. Kriegsrenten, Wiedergutmachungsleistungen 
und ähnliche Zahlungen) hat nach Absatz 3 der Kas- 
senstaat das alleinige Besteuerungsrecht. 

Absatz 4 enthält eine Definition des Begriffs „Rente“. 

Bei Unterhaltszahlungen wird auf deutschen Wunsch an 
einen im anderen Staat ansässigen Empfänger das Be- 
steuerungsrecht des Empfängerstaats nach Absatz 5 
grundsätzlich ausgeschlossen. 

Zu Artikel 19 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung von Vergütungen 
aus einer Tätigkeit im öffentlichen Dienst. 

Nach Absatz 1 kann - wie bisher - grundsätzlich nur 
der Kassenstaat diese Vergütungen besteuern. Wird die 
Tätigkeit jedoch im anderen Vertragsstaat ausgeübt, geht 
das Besteuerungsrecht auf den Tätigkeitsstaat über, 
wenn der Vergütungsempfänger ein Staatsangehöriger 
dieses Staates ist oder im Tätigkeitsstaat nicht aus- 
schließlich deshalb ansässig geworden ist, um die Dienste 
zu leisten (Ortskraft). 


Entsprechendes gilt nach Absatz 2 für Ruhegehälter 
im öffentlichen Dienst. 

Nach Nummer 4 des Protokolls zum Abkommen werden 
im Fall der Bundesrepublik Deutschland die vorstehenden 
Absätze auch auf Löhne und Gehälter angewendet, die 
von einer juristischen Person des öffentlichen Rechts ge- 
zahlt werden, sofern diese ihren Status entsprechend 
nachweist. 

Absatz 3 enthält erstmalig die Regelung, dass für Ver- 
gütungen aus unselbstständiger Arbeit im Zusammen- 
hang mit gewerblicher Tätigkeit eines Vertragsstaats die 
allgemeinen Regeln des Abkommens gelten. 

Nach Absatz 4 gilt das Kassenstaatsprinzip künftig 
auch für Vergütungen an entsandtes Personal im Rahmen 
von staatlichen Entwicklungshilfeprogrammen. 

Das Kassenstaatsprinzip gilt nach Absatz 5 künftig 
auch für Vergütungen an Mitarbeiter des Goethe-Instituts, 
des Deutschen Akademischen Austauschdienstes und 
an Mitarbeiter anderer vergleichbarer Einrichtungen, wenn 
sich die Vertragsparteien darüber verständigen können. 
Nimmt der Kassenstaat sein Besteuerungsrecht nicht 
wahr, ist der Artikel über die unselbstständige Tätigkeit 
anzuwenden. 

Zu Artikel 20 

Zur Förderung des Austauschs von Studenten und Aus- 
zubildenden (einschließlich Praktikanten) dürfen Zahlun- 
gen aus ausländischen Quellen an diesen Personenkreis 
im Gaststaat unverändert unter bestimmten Bedingungen 
nicht besteuert werden. 

Zu Artikel 21 

Dieser Artikel entspricht dem OECD-Musterabkommen. 

Nach Absatz 1 können alle nicht ausdrücklich im Ab- 
kommen genannten Einkünfte nur im Ansässigkeitsstaat 
besteuert werden. 

Das gilt nach Absatz 2 dieses Artikels jedoch nicht, 
wenn die Einkünfte einer im anderen Staat belegenen 
Betriebsstätte zuzuordnen sind (Betriebsstättenvorbe- 
halt). 

Zu Artikel 22 

Dieser Artikel regelt entsprechend dem OECD-Muster- 
abkommen die Besteuerung des Vermögens. 

Nach Absatz 4 hat -wie bisher -grundsätzlich nur der 
Ansässigkeitsstaat das Besteuerungsrecht. 

Unbewegliches Vermögen und Vermögen, das zu einer 
Betriebsstätte gehört, kann abweichend von diesem 
Grundsatz - wie bisher - nach den Absätzen 1 
u nd 2 durch den Belegenheitsstaat besteuert werden. 

Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr, 
sowie das ihrem Betrieb dienende bewegliche Vermögen 
dürfen nach Absatz 3 - wie bisher - nur in dem Staat 
besteuert werden, in dem sich der Ort der Geschäfts- 
leitung des die Schiffe oder Luftfahrzeuge betreibenden 
Unternehmens befindet. 
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Zu Artikel 23 

Dieser Artikel regelt, wie der Ansässigkeitsstaat die Dop- 
pelbesteuerung bei Einkünften und Vermögenswerten be- 
seitigt, die nach dem Abkommen im Quellen- bzw. Be- 
legenheitsstaat besteuert werden können. 

Die Bundesrepublik Deutschland vermeidet eine Doppel- 
besteuerung bei den wichtigsten Einkünften, wie z. B. bei 
Einkünften aus einer Betriebsstätte in Turkmenistan und 
bei Dividendenausschüttungen einer in Turkmenistan 
ansässigen Gesellschaft bei einer Mindestbeteiligung 
von 25 V. H., nach Absatz 1 Buchstabe a durch Frei- 
stellung. 

Entsprechendes gilt für die (derzeit in Deutschland nicht 
erhobene) Vermögensteuer. 

Bei Einkünften, die nicht nach Absatz 1 Buchstabe a 
von der deutschen Steuer freigestellt werden, wird die 
Doppelbesteuerung nach Absatz 1 Buchstabe b durch 
Anrechnung der turkmenischen Steuer auf die deutsche 
Steuer beseitigt. Dies gilt insbesondere für Dividenden- 
bezüge aus im Streubesitz gehaltenen Anteilen, Zinsen, 
Lizenzgebühren, Aufsichtsrats- und Verwaltungsratsver- 
gütungen sowie für Einkünfte von Künstlern und Sport- 
lern. 

Absatz 1 Buchstabe c sieht künftig statt der Freistellungs- 
methode des Absatzes 1 Buchstabe a die Anrechnungs- 
methode nach Buchstabe b vor, wenn die Einkünfte 
nicht aus aktiver Tätigkeit stammen. 

Darüber hinaus hat sich die Bundesrepublik Deutschland 
in Absatz 1 Buchstabe e die Anwendung der Anrech- 
nungsmethode in speziellen Fällen Vorbehalten (soge- 
nannte Umschwenkklausel). Sie kommt nach Absatz 1 
Buchstabe e Doppelbuchstabe aa im Falle unlösbarer 
Qualifikationskonflikte zur Anwendung. Auch nach Ab- 
satz 1 Buchstabe e Doppelbuchstabe bb kommt ein 
Wechsel von der Freistellungs- zur Anrechnungsmethode 
in Betracht, und zwar dann, wenn sich herausstellt, dass 
einer der Zwecke des Abkommens, insbesondere die Ver- 
meidung einer doppelten Nichtbesteuerung, in bestimm- 
ten Fällen durch die Anwendung der Freistellungsmetho- 
de nicht erreicht werden kann. Die Umschwenkklausel 
steht unter dem Vorbehalt der Einhaltung der Vorausset- 
zungen des innerstaatlichen Rechts und setzt zudem die 
Durchführung eines Verfahrens nach Artikel 25 Absatz 3 
des Abkommens (Konsultation) voraus. Die Bestimmung 
in Doppelbuchstabe bb geht § 50d Absatz 9 des Einkom- 
mensteuergesetzes vor, dessen Rechtsfolge nicht von ei- 
ner gehörigen Konsultation mit einem Vertragspartner ab- 
hängig ist. 

Bei Einkünften, die nach diesem Abkommen von der 
deutschen Steuer freigestellt sind, hat sich die Bundes- 
republik Deutschland nach Absatz 1 Buchstabe d das 
Recht gesichert, diese in den Progressionsvorbehalt 
einzubeziehen. 

Turkmenistan beseitigt nach Absatz 2 die Doppelbe- 
steuerung durch Steueranrechnung. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel ist an das QECD-Musterabkommen ange- 
lehnt und soll steuerliche Diskriminierungen verhindern. 


Zu Artikel 25 

Dieser Artikel sieht entsprechend den OECD-Muster- 
abkommen 2000 und 2005 vor, dass sich die zuständigen 
Behörden der beiden Vertragsstaaten über die Vermei- 
dung der Doppelbesteuerung in Einzelfällen verständigen 
und Auslegungs- und Anwendungsschwierigkeiten in 
gegenseitigem Einvernehmen beseitigen. Hierzu können 
die zuständigen Behörden unmittelbar miteinander ver- 
kehren. 

Zu Artikel 26 

Das derzeit im Verhältnis zu Turkmenistan noch anzuwen- 
dende, mit der ehemaligen Sowjetunion abgeschlossene 
Abkommen enthält keine Regelungen zu einem Informa- 
tionsaustausch. Mit diesem Artikel wird der Informations- 
austausch zwischen den zuständigen Behörden der Ver- 
tragsstaaten daher erstmalig eingeführt. Auf deutschen 
Wunsch konnte nach Paraphierung in 2003 noch der 
Standard des QECD-Musterabkommens 2005 vereinbart 
werden. 

Der Informationsaustausch bezieht sich auf Informatio- 
nen, die zur Durchführung dieses Abkommens und des 
innerstaatlichen Rechts der Vertragsstaaten zur Verwal- 
tung und Durchsetzung betreffend Steuern jeder Art und 
Bezeichnung erforderlich sind, und ist nicht mehr auf die 
Abkommensteuern beschränkt. 

Nach Absatz 4 Satz 1 hat der ersuchte Vertragsstaat 
die erbetenen Informationen auch dann zu beschaffen, 
wenn er diese Informationen für seine eigenen steuer- 
lichen Zwecke nicht benötigt. Diese Verpflichtung ist nach 
Satz 2 durch Absatz 3 beschränkt, d. h. Informationen 
werden nicht beschafft, wenn dies z. B. gegen die Ge- 
setze des ersuchten Staates verstoßen würde oder der 
öffentlichen Qrdnung (ordre public) widerspräche. Die Be- 
schränkungen nach Absatz 3 sind aber nicht so aus- 
zulegen, als erlaubten sie einem Vertragsstaat, die Er- 
teilung der Informationen abzulehnen, nur weil er kein 
eigenes Interesse an ihnen hat. 

Nach Absatz 5 kann ein Vertragsstaat die Erteilung der 
Informationen nicht deshalb ablehnen, weil die Informa- 
tion nur von bestimmten Stellen, z. B. einer Bank, vorge- 
halten wird. 

Nummer 5 des Protokolls zum Abkommen enthält 
darüber hinaus einige zusätzliche Vorschriften zum 
Schutz von personenbezogenen Daten (Datenschutz- 
klausel). 

Zu Artikel 27 

Mit diesem Artikel wird die Amtshilfe bei der Erhebung 
von Steuern zwischen den zuständigen Behörden der 
Vertragsstaaten eingeführt. Die Regelung entspricht der 
im QECD-Musterabkommen 2005 erstmalig aufgenom- 
menen Regelung und wurde nach Paraphierung auf deut- 
schen Wunsch mit der turkmenischen Seite vereinbart. 

Beide Vertragsstaaten verpflichten sich allerdings auch, 
dass die gegenseitige Amtshilfe nicht der öffentlichen 
Qrdnung (ordre public) widersprechen darf. 

Zu Artikel 28 

Dieser Artikel enthält auf deutschen Wunsch die künftigen 
verfahrensmäßigen Regelungen zur Umsetzung der im 
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Abkommen vorgesehenen Steuerermäßigungen bzw. -be- 
freiungen. Unter anderem sind innerstaatlich Verfahren zur 
Freistellung oder Erstattung bei Quellensteuern vorzu- 
sehen. Die Antragsfrist zur Erstattung von Abzugsteuern 
wird auf vier Jahre nach dem Ende des Jahres der Fest- 
setzung der Abzugsteuer festgelegt. Zur Klarstellung ist 
in Absatz 1 Satz 1 bestimmt, dass das Abkommen 
das Recht des Quellenstaats auf Vornahme eines Steuer- 
abzugs nicht berührt. 

Zu Artikel 29 

Dieser Artikel stellt ausdrücklich die Anwendbarkeit inner- 
staatlicher Missbrauchsvorschriften klar. 

Absatz 1 regelt, dass die Vertragsstaaten ihre inner- 
staatlichen Missbrauchsvorschriften gegen Steuerum- 
gehung und Steuerhinterziehung anwenden können. 

Absatz 2 stellt klar, dass in Fällen einer dadurch ver- 
ursachten doppelten Besteuerung das Verständigungs- 
verfahren zur Anwendung kommt. 

Zu Artikel 30 

Dieser Artikel bestimmt entsprechend dem QECD-Muster- 
abkommen, dass die besonderen diplomatischen und 


konsularischen Vorrechte durch dieses Abkommen unbe- 
rührt bleiben. 

Zu Artikel 31 

Dieser Artikel bezieht das zum Abkommen zugehörige 
Protokoll in den Anwendungsbereich des Doppelbesteue- 
rungsabkommens ein. 

Zu Artikel 32 

Dieser Artikel regelt in Absatz 1 die Ratifikation und in 
Absatz 2 das Inkrafttreten des Abkommens. Hiernach 
tritt das Abkommen am Tag des Austauschs der Rati- 
fikationsurkunden in Kraft und wird ab dem 1 . Januar des 
darauffolgenden Jahres anzuwenden sein. 

Zeitgleich tritt nach Absatz 3 das alte, noch mit der 
ehemaligen Sowjetunion abgeschlossene Abkommen 
vom 24. November 1981 im Verhältnis zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und Turkmenistan außer Kraft. 

Zu Artikel 33 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über die Kündigungs- 
möglichkeit und das Außerkrafttreten des Abkommens. 
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